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Kurzzusammenfassung

1 Kurzzusammenfassung

Der Jahresbericht 2016 der Arbeitsstelle Jugendgewaltpravention stellt auf der Grundlage
bereits umgesetzter Studien ein Zehn-Punkte-Programm zur Jugendgewaltpréavention in
Berlin vor. Es werden Ubergreifende Schliisselthemen benannt und um Empfehlungen zur
ressortspezifischen Umsetzung erganzt.

Die zentralen Befunde des Monitorings Jugendgewaltpravention 2016 sind:

" Die Jugendgewaltbelastung geht seit 2007 kontinuierlich zuriick. Dabei nimmt die Ge-
waltbelastung bei Heranwachsenden und Kindern langsamer ab als bei Jugendlichen im
engeren Sinne, also den 14- bis unter 18-Jahrigen.

® Die Gewaltbelastung ist in Berlin sozialrdumlich ungleich verteilt. Gebiete mit einem ho-
hen MaR an sozialer Benachteiligung weisen tendenziell eine hthere Gewaltbelastung auf.
Bei den Wohngebieten fallen sowohl sozial benachteiligte innerstadtische Bereiche als
auch GroRwohnsiedlungen auf. Zudem weisen Regionen eine hohe Gewaltbelastung auf,
die als ,Ausgehviertel“ einen hohen Publikumsverkehr gerade junger Menschen anziehen.
Hier ist der Anteil der Heranwachsenden unter den Tatverdéachtigen oftmals besonders
hoch.

® Die polizeilich erfasste Gewalt an Schulen ist hingegen erst seit 2013 riicklaufig. Auch hier
sind die Bezirke und Regionen unterschiedlich stark belastet. Die Zahl der Vorfalle, die an
die fur Schulen zustédndige Senatsverwaltung gemeldet werden, ist hingegen in den letz-
ten funf Jahren nicht gesunken. Der Anteil der Falle mit niedrigem Gefahrdungsgrad und
der Anteil der Vorkommnisse an Grundschulen nehmen deutlich zu. Niedrigschwellige
Gewalt und Mobbing, teils in Verbindung mit verschiedenen Formen der Online-
Kommunikation, machen einen bedeutenden Teil der Schulgewalt aus.

®  Viele Regionen mit hoher Jugendgewalt weisen zugleich weitere Belastungen auf, z.B. mit
hauslicher Gewalt, Kindesmisshandlungen, Schuldistanz und geringen Beteiligungsmdog-
lichkeiten fir Schiler/innen und Eltern an Schulen.

Das Zehn-Punkte-Programm zur Jugendgewaltpravention benennt — aufbauend auf dem
beschriebenen Lagebild und ergénzenden Befunden — zentrale Schwerpunkte und Quer-
schnittsthemen der kinftigen gewaltpraventiven Arbeit in Berlin. Es berlcksichtigt auch As-
pekte, die im direkten Dialog mit zustandigen Mitarbeiter/innen der Fachressorts identifiziert
wurden. Eine Uber die vorliegende Zwischenbilanz hinausgehende Weiterentwicklung sollte
diesen Dialog fortsetzen und insofern prozesshaft und kollaborativ gestaltet sein. Insofern
bildet das Zehn-Punkte-Programm einen Meilenstein und zugleich einen wichtigen Aus-
gangspunkt fir die Weiterentwicklung des Berliner Gesamtkonzepts zur Reduzierung der
Jugendgewaltdelinquenz des Landes Berlin.
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Die zehn Punkte lauten:

1.

© o N Ok WD

Jugendgewalt und sozialer Benachteiligung auf sozialrAumlicher und Individualebene
entgegenwirken,

Schulen als Ankerpunkte fir die Primarpravention starken,

integrierte Konzepte fiir Ausgehviertel entwickeln und umsetzen,

Gefluchtete als Zielgruppe der Jugendgewaltpravention in den Blick nehmen,
Modellprojekte und Netzwerke strategisch angelegter Pravention fordern,

problematische Online-Interaktion konsequent in den Blick nehmen,

die Perspektive des Opferschutzes in der Jugendgewaltpravention verankern,
Demokratieverstandnis fordern und Extremismus entgegenwirken,

Integration und Antidiskriminierung als Querschnittsaufgaben verankern,

10. Vernetzungen zielgerichtet gestalten und bindeln.

Diese zehn Punkte bilden zugleich den Ausgangspunkt fur konkrete Empfehlungen fur die
einzelnen Ressorts. Beriicksichtigt wurden mit wenigen Ergadnzungen diejenigen Ressorts,
die bereits in der Koordinierungsgruppe der Arbeitsstelle Jugendgewaltpravention mitwirken.
Es handelt sich um die Ressorts Bildung, Jugend, Inneres (Polizei), Sport, Frauen und
Gleichstellung, Justiz, Antidiskriminierung, Integration, Arbeit und berufliche Bildung, Sozia-
les und Stadtentwicklung.
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2 Einleitung

Der vorliegende Bericht der Arbeitsstelle Jugendgewaltpravention erganzt bereits publizierte
Studien, indem er sich in besonderem MafRe auf deren handlungspraktische Konsequenzen
konzentriert. Er trifft belastbare Aussagen dazu, welche Bedarfe der Jugendgewaltpravention
in Berlin tatsachlich bestehen und welche Schritte nachhaltige Effekte erwarten lassen. Fur
die Bekampfung von Jugendgewalt, zu der in Berlin eine Vielzahl von Ressorts und Akteuren
wichtige Beitrage leisten, wird ein umfassendes Zehn-Punkte-Programm formuliert. In die-
sem werden Ubergreifende Schwerpunktthemen herausgearbeitet und durch ressortspezifi-
sche Empfehlungen zur Umsetzung unterfittert.

Finf Jahre nach Verabschiedung des Berliner Gesamtkonzepts zur Reduzierung der Jugend-
gewaltdelinquenz werden hiermit konkrete Perspektiven fur die Weiterentwicklung der Préa-
ventionsarbeit im Land Berlin aufgezeigt (Gesamtkonzept 2011). Damit wird zugleich an
einen Senatsbeschluss aus dem Jahr 2015 angeknipft, der den Auftrag bestarkt hat, das
Gesamtkonzept ,weiterzuentwickeln und fortzuschreiben“ (Der Senat von Berlin 2015). Auch
die Koalitionsvereinbarung fur die Legislaturperiode 2016 — 2021 formuliert das Ziel, der
,Pravention einen héheren Stellenwert” zu geben (Koalitionsvereinbarung fur das Land Berlin
2016, 6). Vorgesehen ist, die Tatigkeit der Landeskommission Berlin gegen Gewalt darauf
auszurichten, ,der Gefahrdung junger Menschen durch Radikalisierung, Extremismus und
Kriminalitét praventiv entgegenzuwirken“ (Koalitionsvereinbarung fur das Land Berlin 2016,
105)

Die Weiterentwicklung der Jugendgewaltpravention kann dabei sinnvoll nur prozesshaft und
kollaborativ gestaltet werden. Das Zehn-Punkte-Programm zur Jugendgewaltpravention
markiert insofern einen Meilenstein der Arbeitsstelle Jugendgewaltpravention, erhebt aber
noch keinen abschlieRenden Anspruch. Neben der Expertise der Arbeitsstelle Jugendgewalt-
pravention sind auch Ergebnisse zahlreicher Qualitatsdialoge mit Wissenschaft und Fachpra-
xis sowie insbesondere aus Abstimmungsgesprachen mit den Fachressorts eingeflossen, die
im vierten Quartal 2016 gefuhrt wurden. Schon bei der Priorisierung der Schwerpunktthe-
men und mehr noch bei der Konkretisierung der Umsetzungsvorschlage war diese Mitwir-
kung und Beteiligung unabdingbar. Sie sollte im Zuge der Weiterentwicklung der Jugendge-
waltpravention konsequent weitergefiihrt und auf die Erarbeitung eines ressortiibergreifend
konsensfahigen Konzepts ausgerichtet werden.

Die Aufgabe der Arbeitsstelle Jugendgewaltpravention besteht nicht zuletzt darin, Expertise
zur Bewertung der Bedarfe und MalRnahmen in diesen Prozess einzubringen. Im vorliegen-
den Bericht wurde weitgehend davon abgesehen, die Studien, die unsere Bedarfseinschat-
zung begriinden, erneut im Detail nachzuzeichnen.® Zum gegenwartigen Zeitpunkt besteht

! Sie  sind  zugénglich  unter  http://jugendgewaltpraevention.de/content/download  sowie  unter

https://www.berlin.de/Ib/Ikbgg/praevention/arbeitsstelle-jugend-gewaltpraevention/berichte/.
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die vordringliche Aufgabe vielmehr darin, vorliegende Erkenntnisse und Evidenzen zu ge-
wichten und strategisch fruchtbar zu machen.

Grundlage fur die Bedarfseinschatzungen insbesondere in sozialrdumlicher Perspektive sind
neben der Dunkelfeldstudie ,Gewalterfahrung und Lebenslage” (Bergert et al. 2015a) die
jahrlichen Ausgaben des Berliner Monitorings Jugendgewaltdelinquenz (Bergert et al. 2015b;
Later et al. 2016; Schroer-Hippel/Karliczek 2014). Erkenntnisse zu den Wirkungen und Effek-
ten von MaBnahmen sowie zu Gelingensfaktoren der Pravention lassen sich insbesondere
aus den Evaluations- und Fallstudien der Arbeitsstelle Jugendgewaltpravention ableiten
(Behn/Liter 2015; Liter 2015, 2016; Luter/Behn 2015a; Liter/Bergert 2015; Luter/Schroer-
Hippel 2015). Sie werden im Zuge einer Meta-Evaluation und Evaluationssynthese fortlau-
fend reflektiert und in Richtung generalisierbarer Erkenntnisse zusammengefiihrt (Glock
2014, 2015; Glock/Karliczek 2014). Neben einer ersten Synthese und Kontextualisierung
dieser Erkenntnisse umfasst der Jahresbericht 2014 ,Jugendgewalt und Pravention in Berlin.
Befunde, Konzepte, Perspektiven” (Behn et al. 2015) auch Ergebnisse einer erweiterten Be-
standsaufnahme zu den MaRnahmen des Gesamtkonzepts, die ebenfalls eine wichtige
Grundlage zur Einschatzung der ganzen Breite der Pravention in Berlin darstellt. In diese
Bestandsaufnahme sind Einschatzungen der Fachressorts eingeflossen, die mittels eines
Abfrageverfahrens in den Jahren 2014 und 2015 ermittelt wurden. Eine aktualisierte Erhe-
bung kénnte zuklnftig erneut wichtige Beitrage liefern. Von wachsendem Interesse sind
dabei neben Einschatzungen der hochdifferenzierten Angebotslandschaft auch die in den
Fachressorts jeweils strategisch gesetzten Schwerpunkte sowie die Schliisselvorhaben, die
geeignet sind, gleichsam als tragendes Gerust der vielgestaltigen Praventionsarbeit im Land
zu fungieren.

Berlin ist eine Stadt im Wandel. Neben einer graduellen Weiterentwicklung der bestehenden
Praventionslandschaft mithilfe empirischer Evidenzen zur Wirkung von MalRnahmen und Pro-
jekten und einer Férderung von Qualitéatsbewusstsein gilt es daher auch, veranderte Kontex-
te der Pravention zu bertcksichtigen. Die Entwicklungen, die Berlin heute beschéftigen, wa-
ren ndmlich zum Zeitpunkt der ersten Initiativen zur Entwicklung eines Gesamtkonzepts
teilweise noch gar nicht in ihrer ganzen Tragweite abzusehen.

Dazu gehdrt nicht zuletzt die erfolgreiche Trendumkehr in der Entwicklung der Jugendgewalt
in Berlin. Seit dem Jahr 2007 nimmt die Zahl der registrierten Rohheitsdelikte mit Tatver-
dachtigen im Alter zwischen acht und 21 Jahren kontinuierlich ab. Insbesondere vor dem
Hintergrund von zuletzt verstarkt wahrnehmbaren Verunsicherungen der Bevélkerung ist zu
unterstreichen, dass es daher heute zumeist nicht um Krisenintervention und tiefgreifende
Neuausrichtungen gehen muss, sondern oftmals um die Sicherung und Verstetigung be-
waéhrter und wirkungsvoller Anséatze. Eine Ursache mag auch die stetige, aber ebenfalls noch
vergleichsweise junge wirtschaftliche Konsolidierung Berlins sein, die sich beispielsweise in
kontinuierlich sinkender Jugendarbeitslosigkeit niederschlagt. Soziale Chancen und berufliche
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Perspektiven fir Jugendliche leisten einen nicht zu unterschatzenden Beitrag, um Erfolgen
der spezifischen Pravention den nétigen Riickhalt zu verschaffen.

Neue Herausforderungen, die in den folgenden Kapiteln skizziert werden, liegen jedoch in
der Sicherung des sozialen Zusammenhalts der Stadtgesellschaft. Es geht darum, in der
Pravention von Jugendgewalt Schwerpunkte in solchen Kiezen und Quartieren zu setzen, in
denen sich Verdichtungen sozialer Problemlagen auch in einem erhdéhten Gewaltaufkommen
niederschlagen — in Familien und Schulen nicht weniger als im 6ffentlichen Raum. Dabei
geht es nicht mehr ausschlieBlich um innerstédtische Kieze, sondern auch um Gebiete am
Stadtrand. Jugendgewaltpravention richtet sich hier nicht nur an die Jugendlichen selbst,
sondern auch an Akteure, die — manchmal unter erschwerten Bedingungen — die Aufgabe
der Erziehung und Sozialisation wahrnehmen (Eltern, Schulen, Jugendsozialarbeit usw.) und
Unterstitzung verdienen.

Zum Wandel Berlins gehért auch die zunehmende Attraktivitat der Stadt flr Besucher/innen
aus aller Welt — und insbesondere fiur Jugendliche und junge Erwachsene. Pravention in
Ausgehvierteln und ,Partyzonen“ ist daher gefragt — das hat die Arbeitsstelle Jugendgewalt-
pravention wiederholt unterstrichen. Angebote muissen der Mobilitat der Zielgruppen Rech-
nung tragen, Netzwerke unterschiedlicher Akteure unter Einbeziehung von Gewerbetreiben-
den, Gastronom/innen und Clubbetreiber/innen sind erforderlich.

Berlin ist die Hauptstadt der Start-ups und nennt sich ,Digital Capital“. Der Siegeszug von
Internet, Smartphone und Sozialen Medien hat v.a. auch jugendliche Lebenswelten veran-
dert. Die Vermittlung von Medienkompetenz und die Auseinandersetzung mit Cyber-Bullying
und Hate Speech stellen daher neue Anforderungen an Jugendgewaltpravention. Zugleich
machen solche ,virtuellen“ Formen von Gewalt und Aggression insgesamt darauf aufmerk-
sam, dass angesichts der ricklaufigen Entwicklung koérperbezogener Gewaltdelikte andere
Aspekte nicht unterschatzt werden sollten. Auch verbale Aggressionen, Mobbing und psychi-
sche Gewalt, Verhaltensdruck und symbolische Ausgrenzung stehen auf der Agenda der
Pravention.

Berlin versteht sich als vielfaltige und weltoffene Metropole. Die Stadt verfugt Gber umfas-
sende Erfahrungen im Zusammenleben unterschiedlicher Bevdlkerungsgruppen und der
Foérderung von Integration. Die Aufnahme zahlreicher Gefliichteter in Berlin, darunter auch
vieler minderjahriger Jugendlicher, ist zugleich eine Aufforderung zur Pravention von Gewalt
— und zwar von Gewalt von Gefliichteten nicht weniger als von Gewalt an Geflichteten. Die
Erfahrungen und Potenziale, Uber die die Stadt im Bereich der Integrationsférderung ver-
fugt, missen aktiviert bzw. reaktiviert werden, damit aus der ,Flichtlingskrise” keine
Integrationskrise mit Folgen fur das zivile Leben in Berlin wird.

Die verénderten Kontexte der Stadtgesellschaft werden im Rahmen der einleitenden Situati-
onsanalyse in Kapitel 3 vertiefend dargestellt. Sie werden auch im Zehn-Punkte-Programm
berucksichtigt, ergédnzt um einige weitere Schwerpunkte. Weithin handelt es sich um Quer-
schnittsfragen, die Zustandigkeiten nicht nur eines Ressorts betreffen. Die Empfehlungen zur
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Umsetzung formulieren insofern auch komplementare Aufgaben, setzen unterschiedliche
Schwerpunkte in den Ressorts und erstrecken sich nicht immer Uber die gesamte Breite.
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3 Jugendgewalt in Berlin. Anmerkungen zur aktuellen Lage

Die Arbeitsstelle Jugendgewaltpravention erstellt mit dem Monitoring Jugendgewaltdelin-
quenz regelmdaRig ein detailliertes Lagebild Gber die Verbreitung und Entwicklung der Ju-
gendgewaltdelinquenz in Berlin, das Anhaltspunkte fur die berlinweite, aber auch fur die
sozialraumorientierte Weiterentwicklung der Préventionsarbeit liefert. Im Folgenden werden
zentrale Befunde des Monitorings Jugendgewaltpravention 2016 dargestellt. Knapp und se-
lektiv sollen damit empirische Grundlagen des vorgeschlagenen Zehn-Punkte-Programms zur
Weiterentwicklung der Jugendgewaltpravention in Berlin erlautert werden.?

3.1 Positive Gesamtentwicklung

Die Jugendgewalt — gemessen an polizeilich erfassten Rohheitsdelikten — nimmt in Berlin im
bisher durch die Arbeitsstelle Jugendgewaltpréavention untersuchten Zeitraum seit 2007 kon-
tinuierlich ab und die Polizeiliche Kriminalstatistik zeigt die Konstanz dieses Trends auch in
der Folgezeit.3 Anders ausgedriickt, wurden im Jahr 2014 noch 1,8 % der 8- bis unter 21-
jahrigen Berliner/innen als Tatverdachtige fur Rohheitsdelikte registriert. An Schulen geht die
von der Polizei festgestellte Gewaltbelastung hingegen erst seit 2013 zurlick. Gewalttaten an
Schulen machten im Jahr 2014 knapp 15 % aller hier betrachteten Falle aus.

Der Anteil junger méannlicher Tatverdachtiger fir Rohheitsdelikte liegt bei etwa 80 % und
bleibt damit im Vergleich von 2007 zu 2014 tendenziell stabil. Bei beiden Geschlechtergrup-
pen sind von 2007 — 2014 deutliche Rickgange zu verzeichnen, wobei die rucklaufige Ent-
wicklung bei den Madchen etwas spéter einsetzte.

Bei den Jugendlichen im engeren Sinne, also den 14- bis unter 18-Jahrigen, ging die Ge-
waltbelastung im Zeitraum von 2006 — 2014 sehr stark und dynamisch zurtick. Bei den Kin-
dern (ab acht Jahren) und bei den Heranwachsenden nahm sie hingegen etwas langsamer
ab. Im Jahr 2006 waren Jugendliche noch die mit Abstand am starksten belastete Alters-
gruppe. Im Jahr 2014 hingegen waren hingegen die Heranwachsenden hoher belastet. Die
Polizei registrierte im Jahr 2014 2,8 % der Heranwachsenden, 2,5 % der Jugendlichen und

2 Die Darstellung hat also in erster Linie begriindende und vorbereitende Funktion bezlglich der dargestellten
Empfehlungen, sie zielt nicht erneut auf eine liickenlose Lageanalyse ab. Weitere Uberblicke tiber die Befunde
befinden sich in den jahrlichen Ausgaben des Monitorings Jugendgewaltdelinquenz (Schroer-Hippel/Karliczek 2014,
8 — 11; Bergert et al. 2015b, 10 — 13; Liter et al. 2016, 10 — 14), die jeweils auch digital verfugbar sind
(https://www.berlin.de/Ib/Ikbgg/praevention/arbeitsstelle-jugendgewaltpraevention/berichte/). Digital liegt auch das
separate Dokument ,Zusammenfassung des ,Berliner Monitorings Jugendgewaltdelinquenz — Dritter Bericht 2016
vor.

8 Die Zahl der 8- bis unter 21-jahrigen Verdachtigen wird dabei auf die leicht steigende Einwohnerzahl dieser Al-
tersgruppe hochgerechnet, sodass von einem tatséchlichen Ruckgang auszugehen ist. Rohheitsdelikte umfassen
Kdrperverletzungen, Raubtaten sowie die Deliktgruppe der Notigungen und Bedrohungen (Der Polizeiprésident in
Berlin 2012, 179ff.).

11
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0,8 % der Kinder als Tatverdachtige fir Rohheitsdelikte. Wahrend die Anteile sowohl der
jungeren wie die alteren Tatverdéchtigen an den registrierten Delikten wachsen, lassen sich
im Bereich der mittleren Altersgruppe der Jugendlichen vergleichsweise starke Rickgange
beobachten.

Die ricklaufige Entwicklung seit 2006 umfasst nicht nur die Deliktgruppe der Rohheitsdelik-
te, die auch leichte Koérperverletzungen enthéalt, sondern auch die Gewaltkriminalitat, die
ausschlieBlich schwere Straftaten umfasst. Innerhalb der Gruppe der Rohheitsdelikte verrin-
gerte sich die Zahl der Koperverletzungen am deutlichsten. Raubtaten und die Gruppe der
Notigungen gingen hingegen langsamer zurick.

3.2 Ungleiche raumliche Verteilung von Jugendgewalt

Jugendgewalt ist in Berlin raumlich ungleich verteilt. Nicht nur die Bezirke sind unterschied-
lich stark belastet, auch innerhalb der Bezirke gibt es oftmals starke Unterschiede.* Die Un-
terschiede zwischen den Regionen bleiben dabei tendenziell unveréndert (bezogen auf den
Zeitraum von 2012 — 2014). Es sind jedoch durchaus deutliche Rickgange auch in weit
Uberdurchschnittlich gewaltbelasteten Regionen zu beobachten.

Das Monitoring Jugendgewaltdelinquenz weist fiir 2014 erneut einen bereits in den Vorjah-
ren bestehenden engen Zusammenhang zwischen der sozialen Struktur und der Jugendge-
waltbelastung nach.® In sozial benachteiligten Regionen ist die Jugendgewalt tendenziell
héher als in besser gestellten Gebieten. Die soziale Lage einer Region ist damit, statistisch
ausgedriickt, ein signifikanter Pradiktor fiir das Ausmal der Jugendgewalt. Rechnerisch kén-
nen also 36 % der regionalen Unterschiede hinsichtlich der Belastung mit Jugendgewalt
durch die soziale Lage erklart werden.®

Es gibt zum einen gewaltbelastete Regionen, die durch Wohngebiete gepragt sind. Hier ist
eine starke Uberlagerung von sozialer Benachteiligung und Jugendgewalt festzustellen. In
einem Teil dieser Regionen ist der Anteil der Kinder und Jugendlichen mit Migrationshinter-
grund sehr hoch, in einem anderen Teil hingegen unterdurchschnittlich ausgepragt. Die Re-
gionen haben in der Regel allenfalls eine lokale, aber keine berlinweite Anziehungskraft fur
junge Menschen. Unter den Tatverdachtigen fallen insbesondere Kinder starker auf als in
anderen Regionen Berlins. Die durch Wohngebiete gepragten gewaltbelasteten Regionen
liegen teils am Stadtrand bzw. im Ubergang von innerer zu duRerer Stadt, etwa in Teilen des

4 Grundlage fir die raumlichen Vergleiche sind tatortbezogene Haufigkeitszahlen, also die Zahl der vor Ort re-
gistrierten Rohheitsdelikte mit jungen Tatverdéchtigen pro 100.000 Einwohner/innen.

° Der Indikator soziale Struktur setzt sich in Anlehnung an das Monitoring Soziale Stadtentwicklung aus den Indika-
toren Arbeitslosigkeit, Jugendarbeitslosigkeit, Langzeitarbeitslosigkeit und Anteil der Kinder und Jugendlichen in
Haushalten mit SGB-11-Bezug zusammen (Luter et al. 2016, 22f.).

6 Bezogen auf das Jahr 2014 weist der Zusammenhang eine Starke von R2 = 0,357 auf und ist signifikant
(p <0,01).
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Markischen Viertels, Spandaus, Hohenschénhausens oder Marzahn-Hellersdorfs, teils in in-
nerstadtischen sozial benachteiligten Gebieten, etwa im Ortsteil Wedding oder im Zentrum
des Bezirks Neukdlln.

Zum anderen gibt es gewaltbelastete Regionen, die als Ausgehviertel, als touristisch attrakti-
ve Raume und ,Partymeilen“ einen groRBen Publikumsverkehr anziehen. In diesen Regionen
lasst sich die Jugendgewaltbelastung weniger anhand der sozialen Lage vorhersagen, diese
ist oftmals durchschnittlich ausgepragt. Auch die Schulen sind hier allenfalls durchschnittlich
oder sogar unterdurchschnittlich gewaltbelastet. Die Regionen fallen durch einen hohen
Anteil heranwachsender Tatverdachtiger auf. Beispiele hierfir sind Teile Kreuzbergs und
Friedrichhains mit zuletzt stark zunehmenden Fallzahlen, die Bezirksregionen Kurfiirsten-
damm, Alexanderplatz und im geringeren Mal3e die SchloRstralie.

3.3 Schulen als Tatort und die Belastung von Kindern

Seit dem Jahr 2013 zeichnen sich laut polizeilicher Statistik im Land Berlin eine Trendwende
und eine ricklaufige Entwicklung der Jugendgewalt an Schulen ab. Die Gewaltbelastung
(Haufigkeitszahl der Rohheitsdelikte an Schulen) ging 2014 im Vergleich zum Vorjahr noch-
mals um 11,1 % zurick.

Das AusmafR von Gewaltvorfallen an Schulen ist in den Bezirken sehr unterschiedlich und
wird als statistische GroRe auch durch die Sensibilisierung der Schulen und das Anzeigever-
halten beeinflusst. Die Schulen des am starksten betroffenen Bezirks Marzahn-Hellersdorf
zeigen auch 2014 fast sechsmal so viele Taten an wie diejenigen im geringbelasteten Bezirk
Steglitz-Zehlendorf. Auch im Bezirksvergleich zeichnet sich aber keine zunehmende Polarisie-
rung der Stadt hinsichtlich der polizeilich registrierten Schulgewalt ab. In Friedrichshain-
Kreuzberg, Mitte und Spandau finden sich in den letzten Jahren dynamische Rickgénge
gegenliber den Spitzenbelastungen der Jahre 2009 — 2012. Starke Rickgange sind auch in
Marzahn-Hellersdorf zu beobachten, allerdings bei weiterhin erheblich erhdhter Belastung.
Die Schulen in Neukdlln zeigen konstant erhdhte Belastungswerte ohne klare Anzeichen fur
eine Trendwende in den letzten Jahren.

Die Zahl der Gewaltvorfalle, die von den Schulen an die Senatsverwaltung fur Bildung, Ju-
gend und Familie gemeldet wurden, ist hingegen — auch angesichts von Schwankungen im
Jahresvergleich — in den letzten finf Jahren tendenziell gestiegen. Wahrend der Anteil der
Gewaltvorfalle mit mittlerem Geféahrdungsgrad tendenziell absinkt, steigt der Anteil der Ge-
waltvorfélle mit niedrigem Gefahrdungsgrad. Die sich abzeichnenden Verlagerungen in Rich-
tung von Vorfallen mit niedrigem Gefahrdungsgrad verweisen auf eine Absenkung der Mel-
deschwelle und damit eine etwas gewachsene Sensibilitdt des Schulpersonals gegentber
Gewaltvorféllen. Dennoch ist eine gro3e Mehrheit der gemeldeten Vorfalle (61 %) anhaltend
einem mittlerem Gefahrdungsgrad zuzurechnen, nur eine Minderheit (39 %) umfasst Hand-
lungen eines maximal leichten Geféahrdungsgrads.

Die in den letzten Jahren zu verzeichnenden Zuwéchse der von den Schulen gemeldeten
Gewaltvorfalle erstrecken sich nicht gleichméaRig auf alle Schulformen. Klare Zuwéchse las-
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sen sich ausschlielich an den Berliner Grundschulen verzeichnen — dort allerdings in erheb-
lichem Umfang. AusschlieBlich die Meldungen aus dieser Schulform verursachen den in den
letzten Jahren zu verzeichnenden Anstieg der Gewaltmeldungen. Insgesamt ist der grofite
Teil der gemeldeten Vorfélle an Grundschulen zu verzeichnen, die auch die héchsten Schi-
lerzahlen aufweisen. Die Meldezahlen aus den Integrierten Sekundarschulen steigen trotz im
Anschluss an die Schulstrukturreform steigender Schilerzahlen nicht an. An den Integrierten
Sekundarschulen verlieren die gemeldeten Vorfélle auch etwas an Schwere und Geféhrlich-
keit.

3.4 Niedrigschwellige Gewalt und Mobbing

Im Jahr 2014 umfassten 43,9 % der per Notfallmeldesystem aus den Schulen gemeldeten
Gewalthandlungen Beleidigungen, Drohungen oder Tatlichkeiten mit einem sogenannten
niedrigen Gefahrdungsgrad. Der hohe Stellenwert dieser zumeist unterhalb der Schwelle der
strafrechtlichen Relevanz angesiedelten Vorfélle verdeutlicht exemplarisch die Grenzen eines
allein am Modell der Koérperverletzung orientierten Konzepts von Jugendgewalt. Der Rick-
gang, der sich in den letzten Jahren im Bereich der Korperverletzungen beobachten l&sst,
kann daher nicht umstandslos fir andere Formen der psychischen oder verbalen Gewalt
verallgemeinert werden.

Im Rahmen der Dunkelfeldstudie der Arbeitsstelle Jugendgewaltpravention mit Berliner
Schiler/innen aus 7. Klassen, die erganzend zur Hellfeld-Analyse des Berliner Monitorings
Jugendgewaltdelinquenz umgesetzt wurde, wurde Mobbing mit Abstand am haufigsten als
ein Delikt genannt, von dem die Schuler/innen selbst innerhalb des letzten Jahres betroffen
waren: 22,8 % gaben an, Mobbing ausgesetzt gewesen zu sein, 20,7 % erklarten, in den
vergangenen zwolf Monaten selbst Mobbing-Taten begangen zu haben (Bergert et al. 2015a,
18f.).

Jugendliche Lebenswelten sind in den letzten Jahren innerhalb eines vergleichsweise kurzen
Zeitraums in rasantem Tempo von Online-Kommunikation und Sozialen Medien durchdrun-
gen worden. Gewaltformen, die ohne Kdrperbezug und ohne direkte rdumliche Begegnung
von Tater/in und Opfer auskommen, finden hier ein neues Forum. Cyber-Mobbing und Hate
Speech im Internet sind daher zurzeit viel diskutierte Phdnomene, die eine Herausforderung
fir die Praventionsarbeit bedeuten. In der Dunkelfeldstudie gaben 13,7 % der Siebtklassler
an, im letzten Jahr vor der Befragung von sogenanntem Cyber-Bullying betroffen gewesen
zu sein. Der Anteil der befragten Madchen ist mit 18,0 % gegentber dem der befragten
Jungen (9,9 %) anndhernd um das Doppelte erhéht.

3.5 Quartier, Schule, Familie — Einflussfaktoren fur Jugendgewalt

Das Gewaltverhalten von Jugendlichen geht — auf der individuellen Ebene — haufig mit viel-
faltigen Risikofaktoren einher. Hierzu werden in der Jugendgewaltforschung u.a. die Erfah-
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rung elterlicher Gewalt, das Miterleben hauslicher Gewalt sowie Schuldistanz gezahlt. Das
Monitoring zeigt, dass die sozialrAumliche Verdichtung von Jugendgewalt auch mit einer
Verdichtung dieser Risikofaktoren einhergeht. Viele Berliner Regionen weisen also im mehr-
fachen Sinne eine hohe Belastung auf. Regionen mit hoher Jugendgewalt sind oftmals zu-
gleich im hohen MaRe mit hauslicher Gewalt (r =0,63*) und Kindesmisshandlungen
(r =0,31%) belastet.” Zudem gibt es deutliche Uberlagerungen zwischen Regionen mit hoher
Schulgewalt und hoher Schulddistanz (r = 0,37*, bezogen auf Regionen mit Integrierten
Sekundarschulen).

Fir den Bereich der Schulen zeigt sich darliber hinaus, dass in Gebieten mit erhéhter Schul-
gewalt auch die Beteiligungsmoglichkeiten fur Schiler/innen und Eltern an Schulen schwé-
cher ausgepragt sind. Gewaltbelastete Schulen sind oft mit multiplen und komplexen Prob-
lemlagen konfrontiert, zu denen auch Stérungen des Unterrichtsbetriebs und eine geringe
Identifikation mit der Schule als sozialem Ort gehéren. Die Entwicklung eines positiven
Schulklimas gilt daher als wichtiger Schutzfaktor vor Gewalt an Schulen. Um den Einfluss
dieses Schutzfaktors zu prifen, wurden Daten der Berliner Schulinspektion im Zusammen-
hang mit der polizeilichen Statistik analysiert. Die Schulkultur — gemessen anhand der Betei-
ligung von Schiler/innen und Eltern — weist unter allen durch die Schulinspektion erhobenen
Merkmalen den stérksten Zusammenhang mit der schulischen Gewaltbelastung auf: Regio-
nen mit einer ausgepragten Beteiligungskultur weisen tendenziell zugleich eine niedrige Be-
lastung der Schulen mit Gewalt auf (r = —2,4%).

! Bezogen auf die polizeilich registrierten Falle.
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4 Zehn-Punkte-Programm zur Jugendgewaltpravention in
Berlin

Im vorhergehenden Kapitel dieses Berichts ist ein Lagebild zur Jugendgewalt in Berlin skiz-
ziert worden, das auf den bisherigen Studien der Arbeitsstelle Jugendgewaltpravention be-
ruht. Die Situationsanalyse, die besondere Akzente auf sozialraumbezogene Differenzierun-
gen legt, dient dabei auch der Identifizierung neuer Entwicklungen und offener Bedarfe der
Pravention und legt damit Grundlagen fiir eine Weiterentwicklung der Praventionsarbeit in
Berlin.

In den folgenden Kapiteln sollen die zentralen Befunde nun handlungspraktisch als Empfeh-
lungen fur die weitere Arbeit der einschlagigen Fachressorts dargestellt werden. Es handelt
sich dabei um eine Zwischenbilanz, die bisherige, beispielsweise im Rahmen von Berichten
des Monitorings Jugendgewaltdelinquenz oder von Evaluationen entwickelte Empfehlungen
aufgreift und weiterentwickelt. Dabei wurden auch Ergebnisse einer ersten ressortiibergrei-
fenden Abfrage zu MalRnahmen aus dem Gesamtkonzept zur Reduzierung der Jugendge-
waltdelinquenz sowie Erkenntnisse aus ressortspezifischen Abstimmungsgesprachen beriick-
sichtigt.

Dennoch handelt es sich insofern um eine Zwischenbilanz, als mittelfristig belastbare und
hinreichend spezifische Empfehlungen in einem Querschnittsgebiet wie der Jugendgewalt-
pravention, das zahlreiche Handlungsfelder und Ressorts umfasst, auch eine zielgerichtete,
aktive ressortiibergreifende Zusammenarbeit erfordern. Ein entsprechend starker strukturier-
tes und moderiertes Dialogverfahren mit Fachressorts und -experten ist flr eine abschlie-
Bende Konzeptualisierung von Perspektiven der Jugendgewaltpravention in Berlin daher
weiterhin geboten und zu empfehlen.

Es liegt zugleich in der Natur der Sache, dass Handlungsempfehlungen insbesondere dort
ansetzen, wo neue Fragestellungen oder Herausforderungen auftauchen und Bedarf an Wei-
terentwicklung und Nachsteuerung besteht. Dieser Umstand darf jedoch nicht vergessen
machen, dass in Berlin bereits eine vielgestaltige Praventionspraxis etabliert ist, deren nach-
haltige Fortsetzung an vielen Stellen sinnvoll und geboten erscheint und die in den jeweili-
gen Handlungsfeldern oft auch bereits kontinuierlich weiterentwickelt wird.

Angesichts messbarer Erfolge in Form eines sich seit 2007 zumindest bis ins Jahr 2014 kon-
tinuierlich rucklaufig entwickelnden Gewaltaufkommens soll daher die Ubergeordnete Emp-
fehlung nicht unterschlagen werden, auch angesichts immer wieder zu verzeichnender auf-
merksamkeitserregender Vorfélle das bestehende Handlungsrepertoire auszuschopfen und
es jenseits kurzatmiger Reaktionen strategisch reflektiert weiterzuentwickeln. Zwischen den
Polen der Dramatisierung und der Verharmlosung von Jugendgewalt erscheint dies oftmals
als geeignete Option. Empfehlungen zur Beibehaltung und ggf. zum Ausbau des in Berlin
eingeschlagenen Kurses stehen daher nachfolgend neben solchen, die eine verbesserte Ab-
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stimmung auf Rahmenbedingungen gewahrleisten sollen, die sich gegenliber dem Zeitpunkt
der Verabschiedung des Gesamtkonzepts in Teilen veréndert haben.

Die Empfehlungen bewegen sich auf einer mittleren Abstraktionsstufe. Es ist Anspruch der
Arbeitsstelle Jugendgewaltpravention, zentrale Themen und Trends zur Pravention von Ju-
gendgewalt zu identifizieren und zu benennen. Zugleich geht es darum, diese im Hinblick auf
spezifische MalRnahmen und Handlungsprogramme zu konkretisieren. Die Empfehlungen
setzen in strategischer Perspektive hier an, ohne dabei allerdings die konkreten Planungen
der zustandigen Ressorts ersetzen zu kénnen oder zu wollen. Auch weiterhin bleibt die im
Gesamtkonzept zur Reduzierung der Jugendgewaltdelinquenz formulierte Weichenstellung in
Richtung einer breit aufgestellten Préaventionsarbeit geboten, zu der die Fachressorts in ei-
gener Verantwortung und wechselseitiger Abstimmung beitragen. Ein Zehn-Punkte-
Programm zur Weiterentwicklung der Jugendgewaltpravention formuliert zentrale Aspekte,
die nach Einschatzung der Arbeitsstelle Jugendgewaltpravention besondere Beachtung ver-
dienen und jeweils ressortspezifisch operationalisiert werden sollten:

1. Jugendgewalt und sozialer Benachteiligung auf sozialrdumlicher und Individualebene
entgegenwirken,

2. Schulen als Ankerpunkte fur die Primarpravention starken,

w

integrierte Konzepte fur Ausgehviertel entwickeln und umsetzen,

Geflichtete als Zielgruppe der Jugendgewaltpravention in den Blick nehmen,
Modellprojekte und Netzwerke strategisch angelegter Pravention fordern,
problematische Online-Interaktion konsequent in den Blick nehmen,

die Perspektive des Opferschutzes in der Jugendgewaltprévention verankern,

Demokratieverstandnis fordern und Extremismus entgegenwirken,

© © N o g &

Integration und Antidiskriminierung als Querschnittsaufgaben verankern,
10. Vernetzungen zielgerichtet gestalten und bundeln.

Bevor im néchsten Kapitel ressortspezifische Empfehlungen formuliert werden, soll zunéchst
das Zehn-Punkte-Programm inhaltlich ndher konkretisiert werden. Neben zentralen Ressorts
wie Jugend und Familie, Bildung oder Inneres, die Beitrdge zu zahlreichen Kernpunkten leis-
ten, stehen dabei auch solche Ressorts, in deren Fokus nur einzelne Aspekte stehen. Im
Sinne einer ressortubergreifenden Anlage der Jugendgewaltpravention in Berlin sind derart
komplementére Aufgabenprofile und Schwerpunktsetzungen durchaus empfehlenswert.
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4.1 Jugendgewalt und sozialer Benachteiligung auf sozialraumlicher
und Individualebene entgegenwirken

Die sozialraumbezogenen Analysen im Rahmen des Berliner Monitorings Jugendgewaltdelin-
quenz verdeutlichen ganz klar eine ungleiche Verteilung der Jugendgewalt auf unterschiedli-
che Berliner Regionen. Diese ungleiche Belastung verhdlt sich in hohem Malie stabil, ohne
dass sich hisher allerdings klare Befunde in Richtung einer sich weiter verstarkenden Polari-
sierung oder Spaltung der Stadtgesellschaft ausmachen lieRen. In pragmatischer Perspektive
ergibt sich daher die Leitempfehlung, besonders ausgepragte Hochbelastungen — sowohl auf
sozialrAumlicher wie auch auf individueller Ebene — auch in der Pravention verstarkt zu be-
riicksichtigen.

Im wichtigen Bereich der universell ansetzenden Priméarpravention ist insbesondere auf ein
breites Spektrum von Ansatzen zur sogenannten ,positiven Diskriminierung® und zum Aus-
gleich erhohter und konflikttréachtiger sozialer Benachteiligungen in bestimmten Sozialru-
men zu verweisen. Angesichts des im Rahmen des Monitorings Jugendgewaltdelinquenz
mehrfach nachgewiesenen starken Erklarungswerts von Aspekten der sozialen Lage fir das
Aufkommen von Jugendgewalt sind Ansadtze zum Ausgleich sozialer Benachteiligung von
zentraler Bedeutung, die etwa im Programm , Stadtteile mit besonderem Entwicklungsbedarf
— Soziale Stadt” (im Folgenden ,,Soziale Stadt“) und den Quartiersmanagements, im Rahmen
des Bonus-Programms zur Unterstitzung von Schulen in schwieriger Lage (im Folgenden
Bonus-Programm) oder dem Programm Jugendsozialarbeit an Schulen in Berlin etabliert
sind. Zur Forderung des sozialen Zusammenhalts der Stadtgesellschaft und der Gewéhrleis-
tung eines zivilen Zusammenlebens besitzt die Fortfilhrung und nach Méglichkeit auch der
Ausbau solcher MalRnahmen der ,positiven Diskriminierung“ einen hohen strategischen Stel-
lenwert. Bestehende Programme und Regelangebote sollten in dieser Richtung Uberpruft
und ggf. weiterentwickelt werden. Ein Ansatz kann darin bestehen, bei der Zuweisung von
Mitteln das Kriterium der Gewaltbelastung von Sozialrdumen oder Institutionen (Schulen,
Jugendeinrichtungen) zu bericksichtigen, die sich ggf. zweckgebunden einer Verstarkung
der Gewaltpravention und der Vermittlung von Sozialkompetenzen widmen.

Auf individueller Ebene sind Ansatze der Sekundéar- und der Tertidrpravention sowie der
Strafverfolgung mit der Zielgruppe der kiezorientierten Schwellen-, Mehrfach- und Intensiv-
tater/innen besonders einschldgig zur Bearbeitung sich verhartender krimineller Karrieren.
Die seit vielen Jahren bestehenden Ansatze der Taterorientierten Ermittlungsarbeit (TOE),
die die intensive Zusammenarbeit von Polizei und Staatsanwaltschaft umfassen, sollten fort-
gesetzt und kontinuierlich weiterentwickelt werden. Erfahrungen mit zielgruppenspezifischen
Unterstlitzungs- und Trainingsangeboten zeigen aber vor allem auch, dass padagogische
MaRBnahmen einen wirksamen Beitrag leisten kénnen, um Perspektiven auch fiir von multip-
len Problemlagen betroffene Zielgruppen zu entwickeln.
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4.2 Schulen als Ankerpunkte flr die Primarpravention starken

Fir die Pravention von Jugendgewalt in Berlin bleibt ein ressortiibergreifender Ansatz gebo-
ten, der sich unter anderem auf Bildungspolitik und Jugendhilfe, Stadtentwicklung und Straf-
verfolgung sowie Sport und Integrationspolitik erstreckt. Die Beitrage dieser Ressorts verhal-
ten sich komplementar zueinander und kdnnen einander nicht ersetzen.

Im Rahmen eines erweiterten Bildungsauftrags sind vor allem die Schulen bei der Vermitt-
lung sozialer und ziviler Kompetenzen gefordert und benétigen entsprechende Unterstit-
zung. Sie sind neben den Familien eine zentrale Sozialisationsinstanz fir Kinder und Jugend-
liche, verfiigen Uber padagogisch qualifiziertes Personal und erreichen Kinder und Jugendli-
che nahezu ausnahmslos. Die Berliner Schulen sollten insofern die gewaltpraventive Grund-
versorgung der Kinder und Jugendlichen wahrnehmen, an die die vielféltige Projektland-
schaft im Land erganzend anschlieBen kann. In Berlin dokumentieren zahlreiche Ansatze,
dass dieser besondere Stellenwert der Schulen berlcksichtigt wird: Neben den bereits ge-
nannten Programmen Jugendsozialarbeit an Schulen und Bonus-Programm steht auch das
im Jahr 2016 neu verabschiedete Berliner Landesprogramm gegen Gewalt an Schulen daftr
ebenso ein wie die Verankerung des facheribergreifenden Themas Gewaltpravention im
neuen Rahmenlehrplan fir Schulen in Berlin und Brandenburg. Von hoher Bedeutung sind
auch das Notfallmeldesystem der Senatsverwaltung fiir Bildung, Jugend und Familie sowie
die Arbeit der Schulpsychologischen und Inklusionspadagogischen Beratungs- und Unterstit-
zungszentren (SIBUZ) und die an sehr vielen Schulen implementierten Krisenteams. Schule
fungiert zudem auch als Adressat flr Beitrage zur Gewaltpravention von anderen Institutio-
nen, etwa vonseiten freier Trager der Kinder- und Jugendhilfe oder der Berliner Polizei, z.B.
im Rahmen der stark nachgefragten Anti-Gewalt-Veranstaltungen (AGV). Eine hinreichende
Ausstattung dieser Saulen der Gewaltpravention wie auch die fortlaufende Prifung ihrer
inhaltlichen Schwerpunkte sind geboten. Dabei ist auch die Aus- und Fortbildung des Schul-
personals von hoher Bedeutung.

Die vorhandenen Strukturen und Programme bieten insgesamt eine geeignete Grundlage, an
die auch weitergehend gewaltpraventiv angeknipft werden sollte. Um Zusatzbelastungen
der Schulen durch neue und erweiterte Aufgaben vorzubeugen, sind jedoch geeignete Un-
terstiitzungsangebote erforderlich. Dies gilt nicht zuletzt beziliglich des neuen Landespro-
gramms gegen Gewalt an Schulen, das entscheidende Aspekte und strukturelle Weiterent-
wicklungen an den Berliner Schulen umfasst, fiir diese erweiterten Aufgaben aber bisher
keine zusatzliche Unterstitzung bereitstellt. Insbesondere der Ausbau der Sozialarbeit an
Schulen in unterschiedlichen Formaten ist hier angeraten.

4.3 Integrierte Konzepte flr Ausgehviertel entwickeln und umsetzen

Seit Verabschiedung des Gesamtkonzepts zur Reduzierung der Jugendgewaltdelinquenz lasst
sich in Berlin eine gewisse Verbesserung der sozialen Situation — gemessen etwa an stetig
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sinkender Jugendarbeitslosigkeit — und gleichzeitig eine zunehmende Bedeutung Berlins als
touristische Destination — messbar an kontinuierlich steigenden Besucherzahlen — registrie-
ren. Die Uberregionale und internationale Ausstrahlung Berlins geht mit einer veranderten
Rolle von Ausgehvierteln vor allem im innerstadtischen Bereich einher, die sich auch auf die
Belastung mit Jugendgewalt auswirkt.

Auch innerstadtische Ausgehviertel, die in erster Linie durch ausgepragte Tatgelegenheits-
strukturen gekennzeichnet sind, sollten als Thema der Pravention verstarkt in den Fokus
genommen werden. Einen besonderen Stellenwert hat hier die mobile und aufsuchende
Jugendarbeit, die gestarkt und bedarfsgerecht weiterentwickelt werden sollte. Gewaltpraven-
tion sollte hier eingebettet sein in eine umfassend angelegte Strategie, die durchaus auch
weitere Praventionsbereiche umfassen kann. Unterstltzung und Beratung lokaler Akteure
auf bezirklicher Ebene sind dabei ebenso gefragt wie Gelegenheiten zum Fachaustausch und
zur Entwicklung von Modellen guter Praxis. Als institutionelle Ansatzpunkte bieten sich die
bezirklichen Praventionsrate an, deren Arbeit und allbezirkliche Einrichtung durch das Land
verstarkt gefoérdert und unterstiitzt werden sollte.

4.4 Geflichtete als Zielgruppe der Jugendgewaltpravention in den
Blick nehmen

Die Integrationsforderung wurde bereits im Gesamtkonzept zur Reduzierung der Jugendge-
waltdelinquenz als Ubergreifender Handlungsansatz berucksichtigt. Mit dem zur Weiterent-
wicklung vorgesehenen Masterplan Integration und Sicherheit hat das Land Berlin bereits im
Jahr 2016 mit einem umfassenden Malinahmenpaket auf die gewachsene Zahl gefliichteter
Menschen reagiert (Der Regierende Biirgermeister von Berlin/Senatskanzlei 2016). Der Off-
nung bestehender und der Entwicklung neuer zielgruppenspezifischer Angebote fir junge
Geflichtete kommt absehbar auch im Bereich der Jugendgewaltpravention eine hohe Bedeu-
tung zu. Dabei ist die Lebenssituation junger Gefliichteter differenziert zu betrachten und
stellt keine einheitliche GroRe dar. AbschlieBende Antworten zu wirkungsvollen Angeboten
lassen sich zum gegenwaértigen Zeitpunkt noch nicht formulieren — an vielen Stellen beste-
hen offene Wissensbedarfe und auch Handlungsunsicherheiten seitens der Fachkrafte.

Insgesamt scheint die integrationspolitische Rahmenstrategie aber auch im Umgang mit der
neuen Situation eine gute Grundlage zu bieten. Auch mit Blick auf Fragen der Gewaltpraven-
tion und inneren Sicherheit sollte eine Integrationsperspektive mafgebend sein und auch in
diesem neuen Handlungsfeld als zweiseitiger Prozess betrachtet werden. Neben Aspekten
der Gewalt- und Radikalisierungspravention mit der Zielgruppe der jungen Gefliichteten, die
die zentrale Rolle der Integrationsférderung erganzt und flankiert, geht es gleichermalien
auch um den Schutz junger Geflichteter vor Gewalt — sei es im 6ffentlichen Raum oder auch
in Unterkiinften. Insbesondere im Bereich der Primarpravention durch altersgemalie Angebo-
te der Freizeitgestaltung, der Bildungs- und Kompetenzforderung sowie Kontakte und Be-
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gegnungsmaglichkeiten zu Gleichaltrigen sollte dabei auch die Mitwirkung von Migrantenor-
ganisationen und einer engagierten Zivilgesellschaft gefordert werden.

4.5 Modellprojekte und Netzwerke strategisch angelegter Pravention
fordern

Die strategischen Anséatze der kiez- und sozialraumorientierten Jugendgewaltpravention sind
im heterogenen groRstadtischen Raum Berlins weiterhin zielfiihrend und auch in angrenzen-
den Bereichen — etwa der Berliner Jugendhilfe oder dem Programm Soziale Stadt — veran-
kert. Vor dem Hintergrund der dynamischen Stadtentwicklung Berlins und ihrer Begleiter-
scheinungen (Gentrifizierung, Peripherisierung, Polarisierung, ,Touristifizierung“), die sich
auch im Bereich der Jugendgewalt nachweisen lassen, ist allerdings eine kontinuierliche
Anpassung dieser Leitorientierung an die verénderte gesamtstédtische Situation erforderlich.

Im Sinne einer Fortschreibung des bewahrten Berliner Modells der kiezorientierten Gewalt-
und Kriminalitatspravention wird daher die Entwicklung, Férderung und Umsetzung eigen-
standiger praventiver Angebote mit Bezug auf sozialraumspezifische Fragen und Themen der
Stadt- und Quartiersentwicklung empfohlen. Neben der zielgerichteten Pravention und Inter-
vention in nachweisbar hochbelasteten Sozialrdumen sollte sich eine entsprechende Forde-
rung auch der systematischen Ergebnisdokumentation und dem Transfer von Good-Practice-
Beispielen widmen. Neben einer verhaltensbezogenen Pravention sollten — wie bereits skiz-
ziert — auch Anséatze einer situativen Pravention in Wohngebieten gestéarkt werden. Zudem
sollten auch Modelle einer mobilen Pravention in Ausgehvierteln geférdert und erprobt wer-
den.

Insgesamt geht es darum, Uber eine thematische Erweiterung bestehender Angebote hin-
ausgehend modellhaft und exemplarisch mittelfristig angelegte, starker strategisch integrier-
te und akteursiibergreifende Vorgehensweisen zu erproben, was sich beispielsweise in den
Bereichen der Rechtsextremismuspravention (,Lokale Aktionsplane“, ,Partnerschaften fur
Demokratie®) oder der kommunalen Kriminalitatspravention als aussichtsreiche Strategie
erwiesen hat. Im Rahmen solcher modellhafter Strategien sollten auch Fragen der Wir-
kungsorientierung von Malinahmen und vorliegende Erfahrungen des spezifischen Berliner
Modells der kiezorientierten Préavention besonders bertcksichtigt werden. Ansatze zur Forde-
rung solcher modellhafter Vorhaben sind aktuell etwa im Bereich der sozialen Stadtentwick-
lung im Bezirk Neukolln zu verorten, wobei auch Kooperationen uber die Grenzen von For-
dergebieten hinaus zu beriicksichtigen sind. Deren Erfahrungen sollten auf ihre Ubertragbar-
keit auf andere Berliner Regionen gepruft werden.
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4.6 Problematische Online-Interaktion konsequent in den Blick neh-
men

Die hohe Bedeutung von Online-Kommunikation und Sozialen Medien in jugendlichen Le-
benswelten hat sich erst in den letzten Jahren voll herausgebildet und ist im Gesamtkonzept
zur Reduzierung der Jugendgewaltdelinquenz noch nicht beriicksichtigt worden. Die Dunkel-
feldstudie der Arbeitsstelle Jugendgewaltpravention weist darauf hin, dass dieses Feld auch
fur die Gewaltpravention einen hohen und wachsenden Stellenwert hat (Cyber-Mobbing,
Hate Speech). Auch fiir die Versammlung von gewaltaffinen Jugendgruppen und fur Radika-
lisierungsdynamiken haben Soziale Medien und der Cyberspace gegeniber formalisierten
Strukturen (bspw. ,Gangs“ mit Mitgliedschaftsregelungen, Symbolen etc.) mittlerweile eine
Schlusselrolle eingenommen. Zugleich sind Fachkrafte mit den Kommunikations- und Nut-
zungsformen von Jugendlichen oft nicht ausreichend vertraut.

Die Starkung der Medienkompetenz und der Umgang mit bzw. Schutz vor Aggression und
Gewalt im Internet sollte daher auch im Kontext der Jugendgewaltpravention starker be-
rucksichtigt werden. Ergéanzend zu den Aufgaben der Schulen ist an dieser Stelle insbeson-
dere die Expertise auBerschulischer Akteure gefragt. Die bezirklichen Medienkompetenzzen-
tren stellen in Berlin eine Infrastruktur bereit, die auch fir die Auseinandersetzung mit Onli-
ne-Gewalt und die Unterstiitzung der Schulen einen Ausgangspunkt bietet. Neben deren
Aufgaben im Bereich der allgemeinen Medienbildung bieten sie sich auch fir die Erarbeitung
und Umsetzung von Angeboten zur Jugendgewaltpravention an. Eine deutliche Aufwertung
und Verstarkung ihrer Arbeit ist daher zu empfehlen.

4.7 Die Perspektive des Opferschutzes in der Jugendgewaltpravention
verankern

Im Vergleich zu Praventionsbereichen wie hauslicher Gewalt oder rechter Gewalt ist die Be-
ricksichtigung der Opferperspektive im Bereich der Jugendgewaltpravention in Berlin nur
gering entwickelt. So gibt es zwar in Berlin eine Reihe von Angeboten, die sich an Opfer von
Gewalttaten richten (z.B. die Gewaltschutzambulanz), oftmals wird dabei aber die Jugend-
spezifik nicht ausreichend berticksichtigt. Besondere Akzente werden einerseits auf hochbe-
lastete Tater/innen (Mehrfach-, Intensivtater/innen usw.) gelegt und andererseits auf die
universell angelegte Primarpravention in Richtung potenziell gewaltaffiner Jugendlicher.
Auch die Vermittlung sozialer Kompetenzen richtet sich in besonderem MalRe insofern an
Jugendliche, als ihnen Mittel und Wege vermittelt werden sollen, um Konflikte ohne Gewalt
zu l6sen. Jugendliche werden also auch hier oftmals als zumindest gewaltgefahrdet ange-
sprochen; verhindert werden soll, dass sie aktiv gewalttatig werden.

Die grolRe Ressource der Pravention, dass die grolRe Mehrheit der Jugendlichen nicht oder
allenfalls temporar auffallig wird, droht dabei konzeptionell unterschatzt zu werden. Jugend-
gewaltpravention sollte daher mit Blick auf die Jugendlichen als Gesamtheit insofern res-
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sourcenorientiert vorgehen, als sie die verbreitete Missbilligung von Gewalt unter Kindern
und Jugendlichen verstarkt aufnimmt und aktiv unterstitzt. Auch Kinder und Jugendliche
sollten darin bestarkt werden, Gewalttater/innen in ihren Reihen mutig und selbstbewusst —
aber ohne Gewalt — entgegenzutreten und sich ggf. offen mit Gewaltopfern zu solidarisieren.
In diesem Sinne sollten Jugendliche verstarkt als Akteure der Pravention von und der Inter-
vention gegen Gewalt in ihren Reihen angesprochen werden. Unterschiedliche Angebote
(Peer-Projekte, Lotsenangebote) gehen von dhnlichen Grundanséatzen aus und bieten daher
eine empfehlenswerte Perspektive.

Ohne die oftmals mit Ohnmachtsgefiihlen verbundene Erfahrung der Opferwerdung in den
Vordergrund zu stellen, geht es auch darum, Jugendliche nicht nur als potenzielle Ta-
ter/innen, sondern auch als potenzielle Opfer von Gewalt anzusprechen und ihre Resilienz zu
starken. Fur Jugendliche, die Opfer von Gewalt werden, sollten niedrigschwellige Unterstit-
zungsangebote bereitstehen bzw. bestehende Angebote zuganglich sein. Das betrifft auch
besonders verletzliche Gruppen, bei denen Gewalterfahrungen auf weitere Diskriminierungs-
risiken zurlickgehen.

4.8 Demokratieverstandnis fordern und Extremismus entgegenwirken

Eine ressourcenorientierte Perspektive der Jugendgewaltpravention eroffnet zugleich
Schnittstellen zu Bereichen, die Pravention weniger im Sinne einer Verhinderung problemati-
scher Verhaltensweisen als der Fdrderung einer kompetenten Entwicklung von Kindern und
Jugendlichen betreiben. Hier sollten Aspekte der Beteiligungsférderung fir Jugendliche —
nicht nur im Schulbereich — als Bestandteil der Gewaltpravention Berlcksichtigung finden
(Schilermitbestimmung, ,,Demokratiefonds” usw.). Gewaltverzicht soll fir Kinder und Ju-
gendliche als Zugewinn an Handlungsméglichkeiten erfahren werden. Daher sind Angebote
von Engagement und Beteiligung — in der Schule, in Jugendeinrichtungen, im Stadtteil — von
hoher Bedeutung, um positive Zielstellungen und attraktive Handlungsalternativen zu stér-
ken.

Einen besonderen Stellenwert hat diese Perspektive insbesondere an den Schnittstellen von
Jugendgewaltpravention und Radikalisierungspravention. Erfahrungen im Bereich der
Rechtsextremismuspravention, die zeigen, dass wirksame Vorbeugung zugleich die Starkung
realer Mitwirkungs- und Wirksamkeitserfahrungen erfordert, sollten auch im Feld der Ju-
gendgewaltpravention Berucksichtigung finden. Engagement- und Beteiligungsférderung fir
Jugendliche muss dabei altersspezifische Neigungen und Interessen bertcksichtigen und
professionell begleitet werden, um Zugéange auch fir sozial benachteiligte Jugendliche zu
offnen.
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4.9 Integration und Antidiskriminierung als Querschnittsaufgaben ver-
ankern

Die Bewadltigung sowohl bestehender als auch neuer Integrationsaufgaben und die Bewah-
rung einer zivilen, von Diversitat gepragten urbanen Kultur sind als Querschnittsaufgabe
aller Ressorts zu verstehen. Schon das Gesamtkonzept zur Reduzierung der Jugendgewalt-
delinquenz orientiert sich am Handlungsansatz der Foérderung von Integration und betont,
dass der sozialen Integration junger Migrant/innen eine hohe Bedeutung zukommt und so-
mit gewaltpraventive Programme und sozialintegrative Mallnahmen starker miteinander ver-
knupft und aufeinander bezogen werden sollten.

Wichtig ist daher eine kontinuierliche Verankerung der integrationspolitischen Perspektive in
den ressortspezifischen Planungen zur Gewaltprivention. Sie sollte einhergehen mit dem
Blick auf die unterschiedlichen Diskriminierungserfahrungen, die Kinder und Jugendliche mit
Migrationshintergrund in den verschiedenen gesellschaftlichen Institutionen machen. Im
Sinne einer differenzierten Betrachtung sollten umgesetzte bzw. geplante MaBnahmen da-
raufhin gepruft werden, inwieweit sie bestimmte migrantische Zielgruppen in den Blick neh-
men oder nicht. Dabei ist gesellschaftlichen Auseinandersetzungen, die von Diskriminierung
und rassistischer Gewalt gepragt sind, in einer primér auf die Forderung der sozialen In-
tegration ausgerichteten Gesamtstrategie verstarkt ein eigenstandiger Stellenwert zuzumes-
sen.

Im Bereich der individuellen Hochbelastung und der biographischen Verhartung delinquenter
Karrieren (Schwellen- und Intensivtater/innen) lasst sich derzeit insgesamt eine positive,
ricklaufige Entwicklung verzeichnen, aber auch weiterhin eine Uberproportionale Belastung
von Kindern und Jugendlichen aus Familien mit Migrationsgeschichte. Die Sensibilisierung
und Einbeziehung des Umfelds dieser Jugendlichen in Richtung einer konsequenten Achtung
von Gewalt bleibt insofern weiterhin geboten. Die Ansprache von Eltern und Familien gehoért
dazu ebenso wie die Kooperation mit Migrantenorganisationen. Eine wichtige Grundlage fir
die kontinuierliche und anlassbezogene Wahrnehmung von Praventionsaufgaben bilden die
langjahrigen und bewahrten Kooperationsbeziehungen der Polizei mit Migrantenselbstorgani-
sationen. Zu den vielféltigen Projekten und MaBnahmen mit interkulturellem Bezug zéhlen
z.B. die Beteiligung der Polizei bei lokalen Runden Tischen zur Gewaltpravention, Praventi-
onsraten und Quartiersmanagements.

4.10 Vernetzungen zielgerichtet gestalten und bindeln

Das Gesamtkonzept zur Reduzierung von Jugendgewaltdelinquenz misst der Optimierung
der Kooperation zwischen den Ressorts einen wichtigen Stellenwert bei. Mit der Landes-
kommission Berlin gegen Gewalt ist die ressortiibergreifende Kooperation auf prominenter
politischer Ebene institutionalisiert. Die Ubergreifende Zusammenarbeit setzt sich in etablier-
ten Kooperationsstrukturen fort, wie etwa in der ressortibergreifenden Arbeitsgruppe Kin-
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der- und Jugenddelinquenz (RUAG), die auch bezirkliche Vertreter/innen umfasst. Zudem
bestehen zahlreiche themenspezifische, teils bilateral ressortibergreifende Netzwerke und
Strukturen, die beispielsweise konkrete Probleme, Verfahrenswege oder Kooperationsformen
beraten und deren Umsetzung bewerten. Dariiber hinaus werden in weiteren Netzwerken
angrenzende Themen beraten. Grundsatzlich ist auf der Landesebene eine ausgebaute, dif-
ferenzierte und ergebnisorientierte Struktur zur ressortibergreifenden Kooperation und Ab-
stimmung vorhanden. Angesichts der Vielzahl der vorhandenen Gremien sollte die Vernet-
zungsstruktur zwischen den Ressorts nicht vorrangig ausgebaut werden. Die vorhandenen
Kooperationsstrukturen sollten zur Vermeidung von Uberschneidungen und ggf. zur Zusam-
menfihrung und Bindelung vielmehr regelmaRig hinsichtlich der Bedarfe und Méglichkeiten
Uberprift und qualitativ weiterentwickelt werden.

In vielen Bezirken haben sich bezirkliche Praventionsrate als langjéhrige Gremien der Ver-
netzung und Kooperation etabliert. Die Kooperationen auf der bezirklichen Ebene sind fiir die
konkrete Abstimmung von groRer Bedeutung. Empfohlen wird daher, auf dieser Ebene die
Kooperation auf die jeweiligen Bedarfe bezogen zielgerichtet und ergebnisorientiert zu inten-
sivieren.
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5 Empfehlungen zur ressortspezifischen Umsetzung

5.1 Vorbemerkung

Die im folgenden Kapitel présentierten Empfehlungen zur Umsetzung bauen auf dem voran-
gehend entwickelten Zehn-Punkte-Programm auf und bilden dieses auch in der Gliederung
der Abschnitte ab. Hiermit wird auf eine ressortspezifische Konkretisierung der Gibergeordne-
ten Gesichtspunkte abgezielt; es wird allerdings kein Anspruch auf eine vollstandige Ab-
deckung aller Punkte in jedem Ressort erhoben. In Abh&ngigkeit vom Aufgabenprofil der
Ressorts werden vielmehr auch bestimmte Schwerpunkte und Prioritdten gesetzt.

Die Empfehlungen gehen Uber die bereits im Rahmen des Jahresberichts 2014 (Behn et al.
2015) entworfene erweiterte Bestandsaufnahme insofern hinaus, als sie sich vom Spektrum
der explizit im Gesamtkonzept zur Reduzierung der Jugendgewaltdelinquenz genannten
Mallnahmen l6sen. Einerseits werden weitere bestehende Malnahmen bewertet, zu denen
weiterfihrende Empfehlungen gegeben werden, andererseits aber auch Hinweise auf Bedar-
fe gegeben, zu deren Deckung bisher noch keine oder keine ausreichenden MalRnahmen
vorliegen. Neben spezifisch gewaltpraventiven Ansatzen wurden auch Malinahmen und Akti-
vitaten bertcksichtigt, die einen eher mittelbaren Beitrag zur Jugendgewaltpravention leis-
ten, nach Auffassung der Arbeitsstelle Jugendgewaltpravention aber unbedingt mitgedacht
werden mussen. Anzustreben ware eine weitergehende Priorisierung der genannten Aspek-
te, um mittelfristig auch konkrete Umsetzungsschritte definieren zu kénnen.

In die Entwicklung der Umsetzungsempfehlungen wurden diejenigen Ressorts einbezogen,
die Mitglied der Koordinierungsgruppe zur fachlichen Begleitung der Arbeitsstelle Jugendge-
waltpravention sind. Die spezifischen Bereiche innerhalb der jeweiligen Senatsverwaltungen
wurden dabei jeweils separat dargestellt. Als zentrales Gremium der Gewaltpréavention auf
Landesebene nimmt die Landeskommission Berlin gegen Gewalt eine besondere Rolle ein
und wurde daher auch angesichts ihrer Zuordnung zur Senatsverwaltung fur Inneres und
Sport gesondert gewdrdigt. Der Beauftragte des Senats fiir Integration und Migration sowie
die Landesstelle fur Gleichbehandlung — gegen Diskriminierung (LADS) fungieren zudem in
hohem MaRe als Querschnittsgremien. Um in der aktuellen Situation mit der Antidiskriminie-
rungsarbeit sowie der Rechtsextremismuspravention und Demokratieférderung der Gewalt-
pravention benachbarte Themenfelder zu bericksichtigen, wird die LADS angesprochen,
obwohl sie bisher nicht in der Koordinierungsgruppe mitwirkt. In der aktuellen Legislaturpe-
riode ist die LADS der Senatsverwaltung fir Justiz, Verbraucherschutz und Antidiskriminie-
rung neu zugeordnet worden.
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5.2 Bildung

Zentrale Empfehlungen

® Das neue Berliner Programm gegen Gewalt an Schulen weist in die richtige Richtung —
seine finanzielle Unterlegung ist zwingend erforderlich,

® Programme zur Starkung von Schulen in schwieriger Lage ausbauen, Vergabekriterien
bei Bedarf flexibel handhaben, z.B. Anzahl der Gewaltvorféalle an einer Schule einbezie-
hen,

® Jugendsozialarbeit und Schulsozialarbeit flichendeckend auch an Grundschulen stér-
ken,

" Gewaltpravention und Demokratiepddagogik als integrale Bestandteile der Schulent-
wicklung starken und Implementierung entsprechender Vorgaben des Rahmenlehrplans
gezielt unterstitzen,

= Handreichung Gewaltpravention an Schulen* entwickeln, die erforderliche Strukturen
und MaRnahmen vorstellt und tiber wirksame Projekte informiert,

®  Beteiligungsmdoglichkeiten fur Schiler/innen und Eltern verankern und durchfiihren,
z.B. Klassenrat, mehrsprachige Elternabende,

" Krisenteams starken, bei Bedarf forthilden, Parallelstrukturen integrieren,

® Informationspraxis Uber Schulgewalt auf der Grundlage des Meldesystems der Senats-
verwaltung weiterentwickeln und Synergien zum Berliner Monitoring Jugendgewaltde-
linquenz nutzen,

= (bergangsmanagement zwischen Kita, Grundschule, weiterfiihrender Schule und Be-
rufsvorbereitung in sozial benachteiligten Gebieten starken.

Gewaltvorkommnisse an den Berliner Schulen haben sich in den letzten Jahren, gemessen
an den polizeilich registrierten Rohheitsdelikten, ricklaufig entwickelt. Damit ist — wenn auch
mit einer Verzégerung gegeniber der Entwicklung in Berlin insgesamt — eine Trendwende
gegeniber einem bis zum Jahr 2012 langjéhrig anhaltenden Zuwachs gelungen. Der Anteil
des Tatorts Schule an allen polizeilich registrieren Rohheitsdelikten liegt laut Monitoring Ju-
gendgewaltdelinquenz 2016 bei ca. 15 %. Schulen sind damit ein nicht zu vernachlassigen-
der Tatort, mit Blick auf die polizeiliche Statistik aber keineswegs ein besonders auffalliger
Konzentrationsraum von Gewalt. Auch fur den Schulbereich ist von einer sozialrAumlich
hdéchst ungleichen Verteilung des Gewaltaufkommens auszugehen, was den hohen Stellen-
wert von Ansdtzen zur proaktiven Starkung der Schulen unterstreicht, an denen sich soziale
Problemlagen konzentrieren.

Schulen als Praventionsfeld von besonders hohem Stellenwert zu bestimmen, bedeutet also
nicht, ihnen pauschal eine erhdhte Gewaltbelastung zuzuschreiben, sondern ihre Starken
auch fur die Pravention zu nutzen (padagogisch geschultes Personal, Erreichung der Ziel-
gruppen usw.). Als Teil des Unterstlitzungssystems fir Schulen verflgt Berlin seit vielen
Jahren neben der polizeilichen Statistik auch tber ein Meldeverfahren der zustandigen Se-
natsverwaltung, das zum Teil eine abweichende Gesamtentwicklung der Gewaltvorfélle na-
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helegt. Aktuell weisen die Befunde — neben einer fortschreitenden Implementation und Nut-
zung des Meldesystems, die sich in einer kontinuierlich ansteigenden Zahl der sich beteili-
genden Schulen niederschlagt — vor allem auf erheblich anwachsende Meldezahlen im Be-
reich der Grundschulen hin sowie auf den hohen Stellenwert von Vorféallen im Bereich verba-
ler Aggressionen, Beleidigungen und Bedrohungen, welche die erzieherischen Aufgaben der
Schulen nochmals deutlich unterstreichen.

Aufgrund der uneinheitlichen Handhabung von Gewaltmeldungen durch die einzelnen Schu-
len ist davon auszugehen, dass sich die Befunde zur Gewalt stark vom Meldeverhalten Uber-
lagert darstellen. Das Meldesystem befindet sich derzeit in Uberarbeitung und auch in Hin-
sicht auf eine bedarfsgerechte Weiterentwicklung der Pravention wéare zu winschen, dass
die Auswertung dieser Meldedaten zukinftig ein mdglichst realistisches Abbild der Gewaltsi-
tuation einer Schule liefert, damit die betroffenen Bildungseinrichtungen die erforderliche
Unterstlitzung erhalten kénnen.

Die Berliner Schulen waren in den letzten Jahren mit einer ganzen Reihe struktureller Her-
ausforderungen konfrontiert (Schulstrukturreform, Inklusion, Rahmenlehrplan, Ganztagsbe-
trieb), zum groflen Teil sind diese Entwicklungsprozesse noch anhaltend. Fur die Ausgestal-
tung tragfahiger Praventionskonzepte lasst sich daher folgern, dass Gewaltpravention ver-
starkt als integraler und strukturell verankerter Bestandteil der Schulentwicklung hier an-
knupfen, auf den vorhandenen Strukturen aufbauen und weniger als neue Zusatzaufgabe
angelegt werden sollte. Dennoch muss darauf verwiesen werden, dass jede aufrichtig ver-
folgte Zielstellung, auch in Bezug auf Gewaltpravention, mit entsprechenden Ressourcen und
festen Verantwortlichkeiten unterlegt werden muss.

5.2.1 Jugendgewalt und sozialer Benachteiligung auf sozialraumlicher und Indivi-
dualebene entgegenwirken

Eine Kombination von flaichendeckender Bereitstellung von Unterstitzungsstrukturen und
gezielter Sonderforderung fir besonders belastete Schulen erscheint vor dem Hintergrund
der ungleichen Belastung der SozialrAume mit schulischer Gewalt und einschlagigen Risiko-
faktoren geboten. Das Ziel, jede Schule in Berlin mit mindestens einer Sozialarbeiterstelle
auszustatten (Koalitionsvereinbarung fur das Land Berlin 2016, 2016, 102), erneuert an die-
ser Stelle eine bestehende Forderung, die insbesondere auch mit Blick auf die Grundschulen
und die entsprechende frihzeitige Pravention sowie den Aufbau sozialer Kompetenzen priori-
tar verfolgt werden sollte.

Gerade vor dem Hintergrund der Zielstellung, Spaltungs- und Polarisierungstendenzen in der
Stadt entgegenzuwirken und Kindern und Jugendlichen aus allen Teilen Berlins gute Bil-
dungschancen zur Verfligung zu stellen, spielen auerdem Programme zum Ausgleich sozia-
ler Benachteiligungen im Schulbereich — etwa das Bonus-Programm, das Programm Jugend-
sozialarbeit an Schulen oder das Programm School Turnaround — Berliner Schulen starten
durch — weiter eine enorm wichtige Rolle. Die Ressourcen in materieller Hinsicht sowie in
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Form von unterstiitzender Expertise, die Uber diese Programme besonders belasteten Schu-
len zur Verfugung gestellt werden, flieBen oftmals sehr direkt in die Weiterentwicklung der
Schulkultur ein und haben in diesem Sinne auch einen spirbaren gewaltpraventiven Nutzen.
Es wird empfohlen, diese Programme weiterzufiihren und nach Mdglichkeit zu intensivieren,
um Schulen zu beféahigen, die mit einem erweiterten Bildungs- und Erziehungsauftrag ein-
hergehenden Anforderungen besser zu bewaltigen.

Im Zuge der Evaluation und Prozessdokumentation schulbezogener Sonderprogramme sollte
dabei auch geprift werden, inwiefern Empfehlungen zur Weiterentwicklung des Bonus-
Programms (Maaz et al. 2016, 101) weitergehend beriicksichtigt werden kdnnen. Erganzend
zum grundséatzlich bewéhrten Foérderkriterium einer Funfzig-Prozent-Quote lernmittelbefreiter
Schiler/innen wird empfohlen, weitere Faktoren zur Situation der Schulen und des sozial-
raumlichen Umfelds insbesondere bei Grenzféllen verstarkt in die Auswahlprozesse einflieRen
zu lassen. Die Gewaltbelastung — gemessen anhand der polizeilichen Statistik oder des Not-
fallmeldesystems der Senatsverwaltung fur Bildung, Jugend und Familie — kdnnte hier eine
wichtige ergéanzende Rolle spielen. Damit wirde eine Aufnahme von Schulen, die zwar for-
mal nicht das erforderliche Quorum lernmittelbefreiter Schiler/innen erreichen, aber auf-
grund der spezifischen Gewaltsituation von einer besonderen Foérderung profitieren wirden,
in diese Programme erleichtert.

Ergénzend zu den bestehenden Programmen bietet das im Jahr 2016 durch den Senat be-
schlossene Berliner Programm gegen Gewalt an Schulen eine sinnvolle Fokussierung auf
genuin gewaltpraventive Aufgaben. Entscheidend fiir einen nachhaltigen Erfolg und daher
nachdricklich zu empfehlen ist auch an dieser Stelle die Unterlegung des Programms durch
entsprechende Ressourcen, die zweckgebunden bereitgestellt werden kénnen. Diese Zweck-
bindung kann wiederum eine héhere Gewichtung der schulspezifischen Gewaltbelastung in
einer korrespondierenden Forderung begriinden. Soziale Benachteiligung und Gewaltbelas-
tung sind an Berliner Schulen oftmals tberlagert. Eine in Abh&ngigkeit von der registrierten
Gewaltbelastung gestufte Unterstiitzung im Rahmen eines Landesprogramms gegen Schul-
gewalt koénnte in diesem Sinne einen Beitrag zum Abbau selbstverstarkender Muster sozialer
Benachteiligung leisten. Die Autonomie der Einzelschulen beim Mitteleinsatz sollte dabei
gewahrleistet sein, um ihrer spezifischen Situation optimal gerecht zu werden.

Schulische Gewalt lasst sich rdumlich nicht auf das Schulgelande begrenzen, sondern um-
fasst neben den Schulh6fen auch die Schulwege. Neben der bereits im Fokus der Berliner
Programme zum Ausgleich sozialer Benachteiligungen stehenden sozialen Lage der Einzugs-
gebiete und der Schiilerschaft ist auch dies ein wichtiger Grund fiir eine anzustrebende Off-
nung der Schulen in den sie umgebenden Sozialraum. Die Einbeziehung von Akteuren des
Sozialraums einschlieflich der Eltern (und von Polizei, Jugendhilfe, Zivilgesellschaft, Quar-
tiersmanagement) kann integrative Konzepte der Gewaltpravention wesentlich beférdern.
Ein wichtiger Teilaspekt ist hier auch die Gestaltung der Ubergdnge zwischen Kita und
Grundschule, Grundschule und weiterfihrender Schule sowie weiterfuhrender Schule und
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Beruf bzw. beruflicher Ausbildung. Diese mit Veranderungen verbundenen Statuspassagen
kénnen ein gewaltauslésender Faktor sein, wenn sie von Schiler/innen als Desorientierung
und Verunsicherung erfahren werden und bestehende Peer-Bezlige beeintrachtigen. Inso-
fern leistet auch der Aufbau von Praventionsketten und Bildungsverbiinden unter Einbezie-
hung der Schulen einen wichtigen Beitrag zur Gewaltpravention. Insbesondere flir besonders
gewaltbelastete Schulen in benachteiligten SozialrAumen sind Leitbilder der Quartiersschule
oder der Stadtteilschule empfehlenswerte Zielstellungen.

Vor dem Hintergrund erhéhter Unterstiitzungsbedarfe einer zunehmenden Zahl von Schulen
sind weiterhin auch Kooperationen mit Mittelgebern jenseits der 6ffentlichen Hand in Erwa-
gung zu ziehen: So sind in diesem Kontext die erfolgreichen Maflnahmen im Rahmen des
Projekts School Turnaround — Berliner Schulen starten durch als besonders intensiver Ansatz
hervorzuheben und auch kinftig fur Schulen mit erheblichem Unterstitzungsbedarf zu emp-
fehlen. Die Erfahrungen aus diesem Programm sollten auch bezlglich einer wirksamen Ge-
waltpravention gesichert und bertcksichtigt werden.

Ergénzende UnterstiitzungsmaRnahmen zur adaquaten Bewaltigung der erheblichen Heraus-
forderungen fir die Schulleitungen (Coaching, Supervision, Fihrungskraftetrainings, kolle-
gialer Austausch) sind gerade in sozialen Brennpunkten weiterhin geboten und zu empfeh-
len. In diesem Zusammenhang bietet das LISUM (Landesinstitut fur Schule und Medien Ber-
lin-Brandenburg) zahlreiche Unterstiitzungsangebote im Bereich der Personalentwicklung
(u.a. Fortbildungen, Coaching, Supervision) und Organisationsentwicklung (u.a. Schulpro-
grammentwicklung, Prozessbegleitung) an.

Ein nicht zu leugnendes Problem in der Berliner Schullandschaft betrifft den Mangel an Lehr-
kraften, besonders im Grundschulbereich. Noch immer sind nicht alle Stellen besetzt, oftmals
werden Lehrerkolleg/innen aus anderen Schulformen, wie Gymnasien und Realschulen, oder
berufliche Quereinsteiger eingesetzt, die entsprechend nicht immer einen grundschulpada-
gogischen Erfahrungsschatz mitbringen. Von vakanten und fachfremd besetzten Stellen sind
in besonderem Malle Schulen in schwieriger Lage betroffen, da Bewerber/innen andere
Schulen in attraktiver Lage zumeist vorziehen. Somit ist es fir diese Schulen umso schwieri-
ger, einen stabilen Lern- und Sozialisationsort zu bieten, der soziale Benachteiligungen der
Kinder erkennt und adéquate Unterstiitzung bieten kann. Auch aus Perspektive einer friihzei-
tigen Gewaltpravention muss der Lehrkraftemangel daher mit oberster Prioritat beseitigt
werden.

5.2.2 Schulen als Ankerpunkte fiir die Priméarpravention starken

Neben der schwerpunktmaliigen Unterstiitzung von Schulen in schwierigen, auch durch Ge-
waltvorfélle gekennzeichneten Lagen sind die Férderung sozialer Kompetenzen und der ge-
waltfreien Austragung von Konflikten im Allgemeinen und Gewaltpravention im Speziellen
Aufgaben, die alle Schulen betreffen. Sonderprogramme und Unterstitzungsstrukturen ha-
ben hier eine komplementéare Rolle und verweisen letztlich auf die entscheidende Rolle einer
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oftmals sehr breit angelegten, d.h. nicht auf Gewaltprobleme begrenzten Entwicklung der
Schulkultur und des sozialen Lernens. Die Anforderungen an die Schulen sind in dieser Hin-
sicht eher gewachsen, zugleich lasst sich in Berlin aber auch an ein bestehendes System der
spezifischen Gewaltpréavention anknipfen. Die Empfehlung, den Schulbereich in Berlin als
Ankerpunkt einer breit angelegten Primarpravention auszubauen, bedeutet in diesem Sinne
also Uber weite Strecken kein Betreten von Neuland, sondern ist von der ressourcenorien-
tierten Uberlegung geleitet, bewéhrte Ansatzpunkte zu festigen und auszubauen. Uberge-
ordnete Zielstellungen laufen hier weniger auf Zusatzaufgaben oder -malRnahmen hinaus,
sondern auf ein Mainstreaming von Gewaltpravention als integrales Moment der Schulent-
wicklung. Ausgangspunkt ist dabei auch weniger die bestreitbare Annahme einer wachsen-
den Belastung der Berliner Schulen mit Gewalt als vielmehr deren besondere, wenn auch
nicht exklusive Eignung als Orte der Pravention.

Gewaltpravention an Schulen reduziert sich jedoch nicht auf die Umsetzung themenspezifi-
scher EinzelmalRnahmen, sondern betrifft die Organisation Schule als Ganzes. Als entschei-
dend fur die Entwicklung einer zivilen Schulkultur erweist sich oftmals eine klare Leitungs-
vorgabe — umgekehrt sind Schulen besonders geféahrdet, wenn Leitungsrollen nicht ausrei-
chend wahrgenommen oder gar langerfristig unbesetzt sind. Im Sinne eines ganzheitlichen
Verstandnisses von Gewaltpravention als integralem Teil der Schulentwicklung ist daher die
Bereitstellung umfassender Beratungs- und Unterstiitzungsleistungen in Form von schuli-
scher Organisationsentwicklung und Unterstitzung der Leitungsebene zu empfehlen. Her-
vorzuheben ist in diesem Zusammenhang das zweijahrige Prozessberatungs- und Coaching-
Angebot ,proSchul“, das Schulen — veranlasst durch die Berichte der Schulinspektion — durch
die Senatsverwaltung fiir Bildung, Jugend und Familie angeboten wird. Das bestehende An-
gebot der Senatsverwaltung sollte fortgefiihrt und dessen Wahrnehmung durch die Berliner
Schulen befdrdert werden.

Mit dem neuen Rahmenlehrplan fir Schulen in Berlin und Brandenburg und dem darin fest-
geschriebenen fachertbergreifenden Querschnittsthema Gewaltpravention sind wichtige
Voraussetzungen zur flachendeckenden Bericksichtigung von Gewaltpravention auch im
Kernbereich des Unterrichts geschaffen worden. Damit wird die verbindliche Bericksichti-
gung des Themas entscheidend gestarkt. Auf dieser Grundlage gewinnt nun die Implemen-
tation des Rahmenlehrplans in die Unterrichtspraxis an Bedeutung, zu der empfohlen wird,
Schulen und Lehrkréfte ausreichend zu begleiten und zu unterstitzen. Eine wichtige Etappe
ist hier die Ausarbeitung eines Orientierungs- und Handlungsrahmens, der das facheriber-
greifende Thema Gewaltpravention jahrgangsubergreifend und mit Blick auf die zentralen
Kompetenzbereiche fur die Praxis aufbereitet. Darliber hinaus sollte sichergestellt werden,
dass die Schulberater/innen der regionalen Fortbildung fir das Thema qualifiziert werden
und seine Vermittlung an den Schulen unterstiitzen. Die noch offene Verankerung der fa-
chertibergreifenden Themen in den Beratungsstrukturen der regionalen Fortbildung sollte in
diesem Sinne bedarfsgerecht geklart werden, um die nétige Unterlegung der Querschnitts-
themen zu gewahrleisten. Ergénzend sollten auch gesonderte Formate zur Bekanntmachung
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der Unterstiitzungsangebote zum Thema Gewaltpréavention gepruft werden (Auftaktveran-
staltungen, Informationsmaterialien).

Im Sinne zusétzlicher Unterstiitzungsangebote fir die Schulpraxis wird neben dem unter-
richtsbezogenen Handlungs- und Orientierungsrahmen zum Rahmenlehrplan und begleitend
zum Berliner Programm gegen Gewalt an Schulen auRerdem empfohlen, eine auf die Ent-
wicklung einer gewaltarmen Schulkultur ausgerichtete Handreichung Gewaltpravention an
Schulen zu entwickeln (vgl. dazu bereits Seiring/Schubert 1996). Im Fokus dieser Handrei-
chung sollten neben einer nutzungsorientierten Darstellung bestehender Unterstitzungssys-
teme vor allem strukturelle Aspekte des Aufbaus einer schulischen Praventionskultur und des
Umgangs mit Gewaltvorfallen stehen. Dabei sollte es um den Umgang mit Gewaltvorfallen in
Konferenzen, den Aufbau entsprechender Gremien (insbesondere Krisenteams) und eines
gestuften Systems der Pravention gehen, das Schulregeln, Einzelmalinahmen und Koopera-
tionen mit externen Akteuren und dem Sozialraum umfassen kann. Orientierungshilfen im
vielfaltigen Feld schulbezogener Programme und Projekte im Sinne eines Uberblicks (ber
empfehlenswerte und Uberprifte Angebote sollten ebenfalls einbezogen werden. Zu priifen
sind hier Moglichkeiten zur Ubergreifenden Priorisierung ausgewahlter Ankerprojekte, deren
flachendeckende  Implementierung  anzustreben  wéare  (z.B.  Jugendgerichtspro-
jekt/,,Rechtskundepaket”, ,Berliner Konfliktlotsenmodell“, Schulmediation). Auch Informatio-
nen Uber schulexterne Ansatzpunkte (Angebote der Polizei, Trager der Jugendhilfe) sowie
Uber die Einbeziehung von Eltern waren hier zu bericksichtigen. Insgesamt sollten Schulen
Unterstlitzung zu allen Aspekten der Entwicklung eines Gewaltpraventionskonzepts erhalten.
Beratungsmadglichkeiten fur Schulen auch beziglich der Angebotslandschaft im Sozialraum
und der speziellen Expertise der ansassigen Trager sollten Uber die bezirklichen Koordina-
tor/innen der Programmagentur Jugendsozialarbeit an Berliner Schulen und die bei den regi-
onalen Schulpsychologischen und Inklusionspadagogischen Beratungs- und Unterstitzungs-
zentren (SIBUZ) angesiedelten Koordinator/innen fir schulische Pravention gewdhrleistet
werden.

Der leitende Gesichtspunkt besteht in einer bedarfsgerechten Unterstiitzung der Schulen.
Synergien zu vorliegenden Angeboten sind daher nach Méglichkeit zu nutzen — etwa durch
eine Einbindung in das derzeit in Uberarbeitung befindliche Notfallmeldesystem (Notfallord-
ner). Empfohlen wird auch beziiglich erganzender organisationsbezogener Unterstiitzungs-
verfahren zur Entwicklung der Schulkultur die Vermeidung von Parallelstrukturen und
-angeboten zugunsten eines integrierten Angebots. Auch das Meldesystem flir Notfalle ist in
seiner Zweckbestimmung auf diese Unterstitzungsfunktion fir betroffene Schulen ausge-
richtet. Die begriiRenswerte bedarfsgerechte Uberarbeitung und Weiterentwicklung dieses
Angebots lauft — wie erwdhnt — derzeit und wird daher an dieser Stelle nicht tiefergehend
aufgegriffen.

Angesichts einer durch den Senat beschlossenen Wiederaufnahme eines jéhrlichen Berichts
zur Gewaltpravention und Krisenintervention an Schulen auf Grundlage dieses Meldesystems
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(Abgeordnetenhaus Berlin 2016¢) wird jedoch eine Uberarbeitung der Auswertung und Dar-
stellung der im Rahmen dieses zweckgebundenen Meldesystems generierten Daten unter
Einbeziehung fachlicher und sozialwissenschaftlicher Expertise empfohlen. Die aktuelle Praxis
der Verdéffentlichung der Gewaltmeldungen ist nur sehr eingeschrénkt geeignet, ein grund-
satzlich berechtigtes o6ffentliches Informationsinteresse an einer datenbasierten Situations-
analyse zu Gewalt an den Berliner Schulen angemessen zu befriedigen. Um die Berichter-
stattung Uber Gewalt an Schulen zu biindeln und einheitlich auszugestalten, wird eine nach
abgestimmten Kriterien vorgenommene Einbindung dieser Daten in das fortzuschreibende
Berliner Monitoring Jugendgewaltdelinquenz empfohlen.

Auch im Rahmen der Berliner Schulinspektion werden Qualitdtsmerkmale wie der Umgang
mit Konflikten, die Reaktion auf Gewaltvorfalle und die Vermittlung sozialer Kompetenzen
seitens der Schulen bericksichtigt, sind aber derzeit noch optional und kein obligatorischer
Bestandteil der Inspektion. Gepriift werden sollte daher eine verbindlichere Verankerung
dieser zentralen Aspekte der Schulkultur in zukinftigen Runden der Schulinspektion, das
heil3t nach Abschluss der derzeit laufenden zweiten Runde.

Die Unterstitzung gewaltbetroffener Schulen steht wiederum im Zentrum der Berliner
Schulpsychologie, die als Teil der SIBUZ Schulen auch beim Aufbau von Krisenteams berat.
Eine Bestandsaufnahme der Strukturen und Aktivitaten der mittlerweile an sehr vielen Schu-
len eingerichteten Krisenteams kdnnte hilfreiche Hinweise fiir die Weiterentwicklung dieses
Instruments geben. Empfohlen wird, den flachendeckenden Aufbau von Krisenteams und
deren inhaltliche Qualifizierung weiter zu unterstiitzen und Parallelstrukturen mit thematisch
verwandten Gremien zu vermeiden. Empfohlen wird zugleich, die bewéhrten Krisenteams
ggf. auch zur Bearbeitung weiterer praventionsrelevanter Aspekte zu nutzen. Krisenteams
sollten auBerdem verstarkt zu kontinuierlicher Arbeit angeregt werden und Gewaltpravention
jenseits der Ausrichtung auf die Bearbeitung von Notféllen und Krisen als proaktive Vorbeu-
gung verstehen. Themenfelder und Projekte der Primé&rpravention wie soziales Lernen,
LKlassenrat“, ,Konfliktlots/innen“, Kooperationen mit der Polizei, ,Rechtskundepaket* und
weitere Projekte (vgl. die Projektdarstellungen Bergert et al. 2015a, 71ff.) kdnnten hier ge-
biindelt bearbeitet werden. Unter Einbeziehung der unterschiedlichen Funktionsgruppen und
Professionen an Schulen und nach Mdglichkeit bei gleichzeitiger Offnung nach auRen sollte
die Aufgabe der Krisenintervention verstarkt eingebettet werden in die Entwicklung langfris-
tiger Praventionskonzepte unter Beriicksichtigung der spezifischen schulischen Situation und
des Sozialraums.

Einen wichtigen Aspekt im Rahmen einer umfassenden Primé&rpravention bildet nicht zuletzt
der Umgang mit unentschuldigten Fehlzeiten und Anzeichen einer verfestigten Schuldistanz.
Das Monitoring Jugendgewaltdelinquenz 2016 bestéatigt erneut den empirischen Zusammen-
hang von unregelmaBigem Schulbesuch und Gewaltbelastung; vor allem in Regionen mit
einem geringen sozialen Status wird dieser Befund einmal mehr evident. Die Neugestaltung
des rechtlichen Handlungsrahmens der Schulen in Form der Ausfiihrungsvorschriften tber
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Beurlaubung und Befreiung vom Unterricht (siehe AV Schulbesuchspflicht der Senatsverwal-
tung fir Bildung, Jugend und Wissenschaft 2014) im November 2014 ist als Schritt in die
richtige Richtung zu werten, der nicht nur vonseiten der Schulen beflrwortet wird, sondern
laut Auswertung der Fehlzeiten (Liter et al. 2016) auch erste Anzeichen einer Reduzierung
des Anteils schuldistanzierter Schiler/innen zur Folge hat. Zudem liefert die Handreichung
Schuldistanz fur Schule und Sozialarbeit (Senatsverwaltung fur Bildung, Jugend und Wissen-
schaft 2015) einen praxisorientierten Leitfaden fiir padagogische Fachkrafte, um bereits
erste Anzeichen des Rickzugs vom Unterricht zu erkennen und geeignete Gegenmalinah-
men zu ergreifen. Zu empfehlen ist daher vor allem, die zentrale Erfassung von Fehlzeiten —
auch stundenweise — fortzufihren und auf die Grundschulen auszuweiten. Um friihzeitig
intervenieren und sich naher mit den Ursachen des Fernbleibens beschéftigen zu kénnen, ist
gerade auch fir Grundschulen das Vorhandensein einer festen Schulsozialarbeit von enor-
mer Bedeutung. Fir Schiler/innen, die regelmafig nicht zum Unterricht erscheinen, erwei-
sen sich Projekte zur alternativen Beschulung und Wiedereingliederung in den regularen
Schulbetrieb als durchaus wirksam (Bundesministerium fir Familie, Senioren, Frauen und
Jugend 2013). Umso wichtiger erscheint es vor diesem Hintergrund, die betroffenen Schi-
ler/innen rechtzeitig in ein solches Angebot zu vermitteln.

5.2.3 Geflichtete als Zielgruppe der Jugendgewaltpravention in den Blick nehmen

Die im Zuge gestiegener Zahlen gefliichteter Menschen gewachsenen Aufgaben im Bereich
der Integration fordern die Schulen derzeit in erheblichem Male. Eine kluge Integrationspoli-
tik — das ist eine wesentliche Saule der Berliner Jugendgewaltpravention — ist auch eine gute
Gewaltpravention. Mit Blick auf junge Gefliichtete bedeutet dies zunachst, die im Rahmen
der SofortmaflRnahmen fiir Flichtlinge zuséatzlich geschaffenen Stellen fur Jugendsozialarbeit
an Schulen auch langerfristig zu erhalten und in Verbindung mit der ebenfalls geférderten
Quialifizierung des Schulpersonals hier auf eine systemische Entwicklung integrativer Schulen
hinzuarbeiten. Konzepte und Unterstiitzungsangebote missen Lehrkrafte dazu beféhigen,
mit besonders belasteten, zum Teil traumatisierten Zielgruppen zu arbeiten, aber auch die
Demokratie- und Wertebildung auf ein verandertes Setting abzustimmen. Erganzend ist an
dieser Stelle zu empfehlen, die SIBUZ gezielt durch entsprechend qualifizierte Trauma-
Spezialist/innen sowie durch Psycholog/innen aus dem Kulturkreis der Gefllichteten zu ver-
starken. Auf dieser soliden Basis kann auch ein ziigiger Ubergang in Regelklassen vollzogen
werden, wie in der aktuellen Forschungsdebatte gefordert (Karakayal et al. 2016). Die Ent-
wicklung an den Schulen sollte auf jeden Fall intensiv begleitet werden, um gute Praxis zu
identifizieren, zu férdern und aus erfolgreichen Konzepten wiederum verbindliche Standards
abzuleiten. Mittelfristig ist davon auszugehen, dass fur diese Aufgabe zuséatzliche Mittel ein-
geplant und entsprechend qualifiziertes Personal akquiriert werden muss.
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5.2.4 Problematische Online-Interaktion konsequent in den Blick nehmen

Fir Schiler/innen bereits ab jungen Jahren ist das Smartphone und mit ihm das standig
wachsende Angebot Sozialer Plattformen zum standigen Begleiter geworden. Mit der Verla-
gerung der Kommunikation in virtuelle Raume ist auch eine Zunahme von Gewaltvorfallen in
Sozialen Medien zu verzeichnen — von Drohungen, Beleidigungen und der Verbreitung von
intimen Inhalten bis hin zum systematischen Mobbing. Auch wenn sich Opfer und Ta-
ter/innen aus dem schulischen Kontext kennen, so ist die Internetkommunikation zeit- und
ortsunabhangig von der Schule und damit auch fur Lehrkrafte und Schulsozialarbeiter/innen
weder direkt zu entdecken noch leicht zu unterbinden. Zu empfehlen ist an dieser Stelle eine
flachendeckende Pravention bereits an der Grundschule im Sinne einer Aufklarung Gber rich-
tiges Verhalten im Umgang mit Sozialen Medien und personlichen Daten und dem Aufbau
von Handlungskompetenz bei Mobbingvorfallen.

Auf der anderen Seite ist es auch fir Lehrkréafte und Sozialarbeiter/innen bedeutsam, ein
Grundwissen Uber die Sozialen Medien der Schiiler/innen zu erwerben und Mdglichkeiten der
Intervention bei Mobbingvorfallen sowie geeignete Ansprechpartner/innen zu kennen. Die
Entwicklung von Medienkompetenz ist unter praventiver Perspektive ein entscheidender
Hebel zur Bekdmpfung von Cyber-Mobbing. Schulen sollten sich neben einer Qualifizierung
des Schulpersonals in diesem Bereich verstarkt fiir schulexterne Angebote 6ffnen. Eine An-
kerfunktion sollten in diesem Prozess die im Rahmen des Landesprogramms ,jugendnetz-
berlin.de” und in Kooperation mit den Bezirken geférderten bezirklichen Medienkompetenz-
zentren innehaben. Insofern ist auch eine ressortiibergreifende Koordination gefragt (Ress-
ort Jugend und Familie). Aber auch im Angebotskatalog des LISUM nimmt der Bereich Medi-
enbildung eine zentrale Rolle ein. Der Stellenwert des Themas wird nicht zuletzt dadurch
unterstrichen, dass Medienbildung auch im Rahmenlehrplan als fachlibergreifende Perspekti-
ve verankert ist und darin auch die kritische Reflexion des eigenen Medienverhaltens und die
Auseinandersetzung mit medialer Gewalt angeregt wird. Entscheidend ist, die Praxis darin zu
starken, die vorhandenen Strukturen und Rahmenwerke im Schulalltag zu nutzen.

5.2.5 Die Perspektive des Opferschutzes in der Jugendgewaltpravention verankern

Neben der anzustrebenden Einbettung der Krisenteams in kontinuierliche und langfristig
angelegte Prozesse der Schulentwicklung eignet sich diese Struktur auch, um jenseits der
unmittelbaren Reaktion auf Notfélle die Unterstiitzung fir von Gewalt und Diskriminierung
Betroffene weiterzuentwickeln. Auch angesichts der zuletzt verstarkt in den Fokus geratenen
Ubergriffe gegen Lehrkrafte und Schulpersonal sollten Vorkehrungen getroffen werden, um
auch im Kontext einer Auseinandersetzung mit Risiken und Gefdhrdungen eines guten
Schulklimas eine grundsétzlich von Prinzipien der Ressourcenorientierung, der Anerkennung
und der Wertschatzung getragene Haltung zu Schiler/innen zu bewahren. Es ist in diesem
Zusammenhang von grof3er Bedeutung, Schiler/innen nicht in erster Linie pauschal als po-
tenzielle Tater/innen, sondern auch als — allerdings handlungsfahige — Opfer zu adressieren.
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Im Rahmen der Entwicklung von Praventionsstrategien an Schulen sollten in diesem Sinne
opferbezogene Unterstiitzungen systematisch Beriicksichtigung finden — die schulpsychologi-
schen Unterstiitzungsangebote sollten deren Verankerung systematisch einfordern. Aufller-
dem wird empfohlen, insbesondere solche Aktivitdten zu fordern, bei denen Schiler/innen
selbst aktiv fir ein gutes Schulklima Verantwortung uUbernehmen (Klassenrat, Konflikt-
lots/innen, Schilermediation usw.). Es gilt, die groRBe Mehrheit der nicht besonders gewalt-
auffalligen Schiler/innen als Akteure der Pravention zu gewinnen. Jahrgangsubergreifende
Patenmodelle unter Schiler/innen und Klassen kénnen auch dazu einen Beitrag leisten. Jen-
seits der unmittelbar kérperbezogenen Gewalt ist insgesamt zu betonen, dass Phdnomene in
deren Umfeld und ggf. auch Vorfeld zukinftig einen noch groReren Stellenwert in der Ge-
waltpravention an Schulen bekommen sollten.

Opfer und Betroffene von Gewalt, Mobbing und Diskriminierung an Schulen sollten umfas-
sende Starkung und Unterstiitzung erfahren. Die Sensibilisierung, Weiterbildung und Qualifi-
zierung des Schulpersonals in diesen Bereichen sollte ebenfalls durch bedarfsgerechte und
insofern auszubauende Angebote unterstiitzt werden. Die Erfahrungen aus Modellprojekten
zum Aufbau von Strukturen zur Unterstiitzung besonders vulnerabler Schiilergruppen sollten
daher gesichert und deren Fortfihrung und ggf. Ausweitung im Fall einer positiven Bewah-
rung angestrebt werden (z.B. das Projekt ,ADAS — Anlaufstelle Antidiskriminierung und
Diversity an Schulen“). Eine ressortibergreifende Koordination mit der Landesstelle fir
Gleichbehandlung — gegen Diskriminierung (LADS) sollte die Offnung der Schule unterstiit-
zen. Bezogen auf den Schutz von Kindern vor hauslicher Gewalt besteht mit der BIG Praven-
tion ein bewdhrtes, gut evaluiertes und etabliertes Angebot, das noch ausgebaut werden
koénnte (Luter et al. 2016, 137, 166).

5.2.6 Demokratieverstandnis fordern und Extremismus entgegenwirken

Im Rahmen eines ganzheitlichen Ansatzes schulischer Gewaltpravention geht es neben der
Beriicksichtigung nicht korperlicher Gewalt auch um die Einbeziehung positiver Alternativen
zur gewaltformigen Konfliktaustragung. Die Vorbeugung und Verhinderung von Gewalt be-
deutet nicht nur die Vermeidung problematischen und schadigenden Verhaltens, sondern
auch das Erlernen und den aktiven Erwerb von Konfliktkompetenzen. Ansétze der Demokra-
tiepadagogik, die in Berlin bereits eingefiihrt und auch im Rahmenlehrplan verankert sind
(,,Demokratiebildung®), bilden wichtige Elemente eines erweiterten Konzepts von Gewaltpréa-
vention. Die Beteiligung der Schiler/innen (und auch der Eltern) an der Gestaltung der
Schule als Lebensraum sollte daher weiter geférdert werden. Der Ausbau von Unterstit-
zungsmoglichkeiten fur das Engagement von Schuiler/innen innerhalb und auflerhalb der
Schule ist zu empfehlen. An dieser Stelle ist auch die Ubergreifende Kooperation der Res-
sorts Schule und Jugend einzubeziehen (z.B. in Form einer Starkung des ,Jugend-
Demokratiefonds"). Es wird aulerdem empfohlen, Voraussetzungen zu schaffen, um alltags-
nahe Formate der Schiilerbeteiligung — insbesondere die Methode des Klassenrats — berlin-
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weit anbieten und die Schulen zu ihrer Umsetzung qualifizieren zu kénnen. Eine fachgerech-
te Umsetzung erfordert eine ausreichende Qualifizierung und Begleitung sowie innerhalb der
Schulen entsprechende Stundenkontingente.

5.3 Jugend

Zentrale Empfehlungen

® Jugendarbeit und Jugendsozialarbeit an Schulen starken und ausbauen,

®  Angebote zur Starkung der Erziehungskompetenz fur schwer erreichbare Eltern in be-
nachteiligten Regionen weiterentwickeln, dabei auch Angebote fir Eltern von Jugendli-
chen entwickeln und umsetzen,

" tertidrpréaventives Modellprojekt fur Mehrfachtater/innen entwickeln, die mehrere An-
gebote erfolglos durchlaufen haben,

® im Rahmen integrierter Konzepte fur ,Ausgehviertel* Strallensozialarbeit starken, dabei
Konzepte fir fluktuierende Zielgruppen weiterentwickeln,

® Medienkompetenzzentren starken, Lehrer/innen, Jugendarbeiter/innen und Schu-
ler/innen bei der Pravention von Cybermobbing und dem Umgang mit gewalthaltigen
Nachrichten unterstitzen,

® Diversion evaluieren und weiterentwickeln,

® Erfahrungen aus Modellprojekten zur Pravention von Rechtsextremismus und islamis-
tisch-salafistischer Radikalisierung in die Regelstrukturen der Jugendarbeit und Jugend-
sozialarbeit durch Fortbildung, Fachaustausch und zusétzliche Ressourcen integrieren.

Bezogen auf das Thema Jugendgewaltpravention wird als einer der zentralen Handlungsbe-
reiche die Kinder- und Jugendhilfe in den Blick genommen — dies vor dem Hintergrund, dass
die hier beschaftigten Fachkrafte sowohl im Rahmen ihrer Regelangebote Uber einen umfas-
senden Zugang zu (fast) allen Kindern, Jugendlichen und ihren Eltern verfligen als auch
Konzepte umsetzen, die sich an hochst geféhrdete, z.T. auch schon delinquente Jugendliche
richten und oftmals das letzte Angebot darstellen, das ein endgiiltige Abgleiten in eine krimi-
nelle Karriere verhindert.

Die Kinder- und Jugendhilfe hat in den letzten Jahren eine Vielzahl von Ansatzen im Bereich
der Jugendgewaltpravention entwickelt und umgesetzt. Die Ergebnisse der Evaluationen
bestatigen Uberwiegend die positiven Effekte der Projekte und zeigen zentrale Faktoren auf,
die sich als wichtig fir den Erfolg der MaBnhahmen erwiesen haben und weiterhin Bertcksich-
tigung finden sollten (Luter 2015; Glock 2014). Gleichzeitig haben Monitoring und Evaluatio-
nen aufgezeigt, wo weiterhin Handlungsbedarf besteht.
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5.3.1 Jugendgewalt und sozialer Benachteiligung auf sozialraumlicher und Indivi-
dualebene entgegenwirken

Vor dem Hintergrund, dass Pravention in gewaltbelasteten Wohnvierteln bei Kindern, Ju-
gendlichen und Familien innerhalb und auBerhalb der Schulen ansetzen muss (Liter et al.
2016, 46), sind es auf primarpraventiver (und z.T. auch auf sekundarpraventiver) Ebene u.a.
die Angebote der Kinder- und Jugendarbeit, die soziale Benachteiligung ausgleichen kénnen,
indem sie Partizipation, soziale Kompetenzentwicklung, non-formale und informelle Bildung
und konkrete Unterstlitzung bei Alltagsproblemen verbinden und somit auch praventive Wir-
kungen entfalten kénnen. Es gilt daher, die Angebote der Kinder- und Jugendarbeit im préa-
ventiven Bereich sowohl zu sichern als auch auszubauen, insbesondere in denjenigen Be-
zirksregionen, die bei der Jugendgewalt und den entsprechenden Risikofaktoren eine hohe
Belastung aufweisen. Bewahrte Konzepte sind vielerorts vorhanden, haufig jedoch mit man-
gelnder Finanzierung konfrontiert und in ihrer Kontinuitat nicht immer gesichert.

Jugendarbeit liegt in Berlin Gberwiegend in der Verantwortung der Bezirke. Zwar tragt das
Land die Gesamtverantwortung fir ein bedarfsgerechtes Angebot, dem steht jedoch eine
weitgehende Autonomie der Bezirke im Rahmen einer Aufgabenerfiillung nach den Grund-
satzen der Selbstverwaltung gegenuber (Wiesner/Schluter 2016, 5). Vor bzw. im Zuge der
Umsetzung der unten aufgefiihrten Empfehlungen gilt es folglich, zu prifen, inwieweit die
gesetzliche und finanzielle Situation bezogen auf die Ausgestaltung der Jugendarbeit in Ber-
lin méglicherweise anders gestaltet werden kann (Wiesner/Schliiter 2016). Eine solche Neu-
gestaltung kénnte und sollte mit der Etablierung verbindlicher qualitativer und quantitativer
Standards fir die Jugendarbeit (Wiesner/Schliiter 2016, 6, 10, 2016) einhergehen, die auch
fur die Umsetzung gewaltpraventiver Angebote bedeutsam sind.

Der Ausbau und die Starkung der Jugendarbeit sollten einhergehen mit einer Sicherung der
Kontinuitat der Angebote — dies insbesondere vor dem Hintergrund, dass gelungene Bezie-
hungsarbeit als ein Erfolgsfaktor wirkungsvoller Pravention gelten (Luter 2015, 28), jedoch
nur Uber einen langeren Zeitraum hinweg erreicht werden kann. Auf inhaltlicher Ebene ha-
ben sich Peer-Projekte als ein Ansatz bewahrt, um zum einen Jugendliche in ihrer Verant-
wortung fur den Kiez zu starken und zum anderen bestimmte Jugendgruppen/-szenen leich-
ter zu erreichen (LUter 2015, 28); sie sollten weiter ausgebaut und institutionalisiert werden.

Vor dem Hintergrund, dass Kinder und Heranwachsende eine zunehmend wichtige Zielgrup-
pen der Jugendgewaltpravention bilden (Luter et al. 2016, 38), gilt es zum einen, im Rah-
men sowohl der Jugendeinrichtungen als auch der Horte verstarkt entsprechende Angebote
fir Kinder zu schaffen, die einen konstruktiven Umgang mit Konflikten vermitteln und Alter-
nativen zu gewalttatigem Verhalten aufzeigen. Zum anderen sollte der Arbeit mit Heran-
wachsenden besondere Aufmerksamkeit gewidmet werden, beispielsweise kombiniert mit
berufsvorbereitenden MalRnahmen. Auch hier ist die Jugendarbeit gefragt, insbesondere
gefahrdete, mehrfach belastete Jugendliche im Ubergang zum Erwachsenwerden zu stéarken.
Da diese Risikogruppen in den Einrichtungen oft bekannt und die dort tatigen Jugendarbei-
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ter/innen oftmals wichtige Ansprechpartner/innen fir die Jugendlichen sind, sollte die beste-
hende Arbeit in diesen Bereichen gesichert bzw. aufgestockt werden.

Ein weiterer zentraler Aspekt sind Malinahmen, die Eltern, insbesondere in sozial benachtei-
ligten Regionen, in ihrer Erziehungskompetenz starken (Liter et al. 2016, 166). Auch hier
werden seit mehreren Jahren bewahrte Konzepte umgesetzt, die gesichert und ausgebaut
werden sollten wie beispielsweise die Familienhebammen und weitere Malhahmen im Be-
reich der Frihen Hilfen. Allerdings besteht ein Mangel an Angeboten, die sich explizit an
Familien mit ausgepréagten Erziehungsproblemen bzw. schwer erreichbare und/oder benach-
teiligte Familien richten (LUter et al. 2016, 118). Bei einem Ausbau und einer Weiterentwick-
lung der vorhandenen MaRRnahmen sollte folglich insbesondere auf so genannte schwer er-
reichbare Eltern und spezifische Elterngruppen fokussiert werden, beispielsweise in Tren-
nung befindliche, alleinerziehende, sehr junge bzw. minderjahrige, arbeits- oder ausbil-
dungslose oder in abgekapselten migrantischen Communitys lebende Eltern. Da ein GroRteil
der vorhandenen Angebote sich an Eltern von jingeren Kindern richtet, gilt es weiterhin,
Angebote fir Eltern umzusetzen, die Schwierigkeiten mit ihren jugendlichen Séhnen und
Tochtern haben, die ihnen zu entgleiten drohen. Weiterhin gilt es, kritisch in den Blick zu
nehmen, dass Angebote fiir Eltern, beispielsweise Elterntrainings, Uberwiegend auf so ge-
nannten Komm-Strukturen beruhen und aufsuchende Anséatze bislang eher wenig verbreitet
sind (LUter et al. 2016, 123). Es gilt also, aufsuchende niedrigschwellige Elternarbeit flr
schwer zugangliche Zielgruppen sowohl auszubauen als auch weiterzuentwickeln.

Auf individueller Ebene spielen Ansatze der sekundaren und tertidren Pravention eine wichti-
ge Rolle bei der Arbeit mit jugendlichen Gewalttater/innen. In den Verantwortungsbereich
der Senatsverwaltung fir Bildung, Jugend und Familie fallen die ambulanten MaBnahmen
und Projekte nach dem Jugendgerichtsgesetz (JGG), die entweder durch die Jugendge-
richtshilfen zur Durchfiihrung an freie Trager der Jugendhilfe vermittelt oder in von der Se-
natsverwaltung gefoérderten Pilotprojekten durchgefiihrt werden. Es hat sich gezeigt, dass
sich die unterschiedlichen umgesetzten Mallnahmen und Spezialprojekte Uberwiegend be-
waéhrt haben, ihre Zielgruppen Uberwiegend erreichen und dass die Passgenauigkeit der
Angebote fiir die Wirksamkeit eine hohe Bedeutung hat (Behn et al. 2015, 124).8 Gerade der
letztgenannte Befund weist darauf hin, dass es wichtig ist, rechtzeitig entsprechende Kon-
zepte fir ,,neue” Zielgruppen zu entwickeln; aktuell gilt es daher, die Flichtlingsfrage in den
Blick zu nehmen und Angebote fiur straffallig gewordene Gefliichtete auszubauen® bzw. zu
entwickeln, die auf die besonderen Problemlagen dieser Zielgruppe Bezug nehmen. Ein wich-
tiger Aspekt bei der Umsetzung entsprechender Angebote ist die Anbindung an die reguléren

8 Verschiedene MalRnahmen und Spezialprojekte der tertiaren Pravention werden in Behn/Liter 2015 aufgefihrt.

° In diesem Zusammenhang wurde das Projekt ,Soziale Task Force fur offensive Padagogik (SToP)“ bereits ausge-
weitet.
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Hilfssysteme nach Abschluss der MalBnahme, welche von Beginn an geplant und im Auge
behalten werden sollte.

Im tertidrpréaventiven Bereich sind auch Angebote fiir straffallige Madchen und weibliche
Heranwachsende erforderlich, da auch Madchen als Taterinnen auffallen. Im Jugendbereich
der Justizvollzugsanstalt fiir Frauen finden bereits regelmaRige Projekttage zur Vermittlung
von Streitschlichtungsverfahren, zur Mediation, zur Kérpersprache im Sinne von nonverbaler
Gewalt und zur Auseinandersetzung mit der Frage ,Was ist Gewalt?" statt.

Daruber hinaus gibt es Einzeltrainings fur sozial und psychisch aufféllige junge Frauen, in
denen ihre Gewaltthematik im Rahmen von therapeutischer Kdrperarbeit bearbeitet wird.
Zweimal im Jahr findet auch ein achtwdchiges Antigewalt- und Kompetenztraining in der
Gruppe mit externen Trainer/innen statt. Inhalte dieser Trainingsangebote sind beispielswei-
se Planspiele, Dilemma-Situationen und das konkrete Erarbeiten von alternativen Hand-
lungsstrategien. Erstmalig wird es im Jahr 2017 auch ein Projekt geben, das besonders auf
weibliche Kriminalitdt zugeschnitten ist und sich mit einer Reihe einschlagiger Themen be-
fasst (Starkung von Selbstwirksamkeit, Weiblichkeit, ,Heldin sein“, Rolle der Frau in der Ge-
sellschaft). Auch in der sozialtherapeutischen Arbeit wird im Rahmen einer Milieutherapie
intensiv mit den jugendlichen und heranwachsenden Straftaterinnen gearbeitet. Besonderer
Wert wird auf eine griindliche Vorbereitung auf die Entlassung durch die Integration in Schu-
le oder Aushildung gelegt. Nach der Entlassung besteht die Méglichkeit der Nachsorge in der
sozialtherapeutischen Einrichtung.

Eine Leerstelle lasst sich schlieBlich in Bezug auf wirkungsvolle Angebote fiir besonders dis-
soziale, aufféllige Jugendliche feststellen, die schon verschiedene MafRhahmen durchlaufen
haben, bei denen dennoch keine Stabilisierung erreicht werden konnte und die weiterhin
durch Delinquenz auffallen. Hier kénnte die Ausschreibung eines Modellprojekts geprift
werden.

5.3.2 Schulen als Ankerpunkte fiir die Primarpréavention starken

Sowohl zum Ausgleich sozialer Benachteiligung als auch zur Umsetzung gewaltpraventiver
Angebote ist die Kooperation mit Schule ein wichtiger Auftrag der Kinder- und Jugendhilfe,
da sie im ,verregelten“ Raum Schule andere Zugange zu geféahrdeten und/oder auffalligen
Kindern und Jugendlichen findet und in weitaus starkerem Male unterstiitzende Angebote
bereitstellen kann. Vor diesem Hintergrund bleibt der Ausbau der Jugendsozialarbeit an
Schulen - d.h. die Fortfihrung und wenn mdoglich Erweiterung des entsprechenden Pro-
gramms — eine wichtige Empfehlung fir die Gewaltpravention an Schulen (dazu ausfihrlich
Kapitel 5.2 Bildung).



Empfehlungen zur ressortspezifischen Umsetzung

5.3.3 Integrierte Konzepte fiir Ausgehviertel entwickeln und umsetzen

Bei der Entwicklung von integrierten Praventionskonzepten fiir Ausgehviertel, die in hohem
MaRe von Gewaltvorfallen betroffen sind, stellen Konzepte der aufsuchenden Arbeit bzw. der
Strallensozialarbeit ein wichtiges Element dar. Da die meisten Ansatze der aufsuchenden
Jugendarbeit sich an Jugendliche richten, die sich regelmaRig in dem jeweiligen 6ffentlichen
Raum aufhalten, gilt es, bezogen auf Ausgehviertel und ,Partymeilen”, Konzepte zu erarbei-
ten, die sehr unterschiedliche Gruppen von Jugendlichen adressieren, also z.B. dort wohn-
hafte Jugendliche, aber auch Jugendliche aus anderen Bezirken und/oder Jugendliche aus
anderen Stadten, die sich nur voribergehend dort aufhalten.

Ein erster Schritt misste darin bestehen, eine genaue Analyse ausgewahlter Ausgehviertel
vorzunehmen und auch téterbezogene Daten auszuwerten, um zu prifen, in welchem Um-
fang die Tater/innen in dem betreffenden Quartier wohnen bzw. von auen kommen. Hier-
von miuissten auch die umzusetzenden MalRnahmen abh&ngig gemacht werden: Je mehr
Tater/innen vor Ort ansassig sind, desto eher kann auf ,klassische” Ansatze der aufsuchen-
den Jugendarbeit zurtickgegriffen werden; je mehr von auBen kommen, desto starker gilt
es, andere Konzepte zu entwickeln und umzusetzen. Grundlagen fir entsprechende Lagebil-
der bieten wohnortbezogene Daten der Polizei sowie Statistiken der bezirklichen Jugendge-
richtshilfen, die daher in geeigneter Form beriicksichtigt werden sollten. Zu prufen wéaren
Bedarfe in Richtung einer zentralen Berichterstattung durch das entsprechend fortzuschrei-
bende Berliner Monitoring Jugendgewaltdelinquenz, in dessen Rahmen bereits Moglichkeiten
zur Verknupfung wohn- und tatortbezogener Daten untersucht wurden (Luter et al. 2016,
150-164).

Eine Mdglichkeit besteht darin, niederschwellige Freizeit- und Sportangebote zu unterbreiten
und partizipativ mit den sich im 6ffentlichen Raum aufhaltenden Jugendlichen Nutzungs- und
Gestaltungskonzepte zu entwickeln (auch in jenen Regionen, die kein Quartiersmanagement
haben). Ziel ist es, eine positive Kultur im o6ffentlichen Raum zu etablieren. Dies stellt auch
eine Mdoglichkeit dar, Zugang zu eher schwer erreichbaren Jugendgruppen zu bekommen
und innerhalb der Gruppen erwiinschte Wertesysteme zu starken bzw. dem/der Einzelnen
eine kritischen Umgang mit moglicherweise problematischen Gruppennormen zu ermdgli-
chen.

Ein anderer Ansatz besteht darin, analog zum Konzept von ,Bleib Cool am Pool* fachlich
angeleitete Peer-Gruppen einzusetzen, die Kontakt zu im 6ffentlichen Raum anwesenden
Jugendlichen aufnehmen, heikle Situationen friihzeitig erkennen und entscharfen und auch
als Anlaufstelle fur alle moglichen Fragen zur Verfigung stehen. In anderen Bereichen sind
gute Erfahrungen damit gemacht worden, Angebote fur ortsfremde Gruppen bereitzustellen,
die sowohl Unterstiitzung als auch Unterhaltung, z.B. Stralenfu3ball, Kulturangebote usw.
umfassen: ein gutes Beispiel sind die Angebote der Fan- und Besucherbetreuung auf den
Fanmeilen bereits wahrend der FuBball-Weltmeisterschaft 2006 (Behn 2007), die sich mitt-
lerweile auch weitergehend etabliert haben.
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Es ware zu prifen, inwieweit einzelne Elemente aus diesen und &hnlichen Konzepten auf die
innerstadtischen ,Partymeilen“ Berlins zu Ubertagen sind. Zur Umsetzung wird die Einrich-
tung eines Programms zur Forderung entsprechender Modellprojekte zur Entwicklung inno-
vativer Ansatze im Bereich mobiler aufsuchender Arbeit fir unterschiedliche Quartiere emp-
fohlen.

5.3.4 Geflichtete als neue Zielgruppe der Jugendgewaltpréavention in den Blick
nehmen

Junge Gefliichtete sind eine besonders vulnerable Zielgruppe, die die Kinder- und Jugendhil-
fe vor neue Herausforderungen stellt. Dies zeigt sich auf allen Ebenen der Pravention. Auf
der primarpraventiven Ebene gilt es beispielsweise, die in der Jugendhilfe tatigen Fachkrafte
fur dieses neue Arbeitsfeld zu qualifizieren und die Angebote der Jugendarbeit und Jugend-
sozialarbeit bewusst zu 6ffnen, da hier Begegnungen junger Menschen mit unterschiedlichen
sozialen und kulturellen Hintergriinden gefdrdert werden, somit eine Verstandigung Uber
gemeinsame Werte stattfinden kann und die Fahigkeit, Konflikte friedlich zu l6sen, gestarkt
wird (Wiesner/Schluter 2016, 3). Im sekundéar- und tertidrpraventiven Bereich sollten be-
darfsgerechte Angebote, die auf die spezielle Situation junger Gefllichteter eingehen, ausge-
baut bzw. weiterentwickelt werden, wie oben bereits skizziert. Insbesondere die besonders
vulnerable Zielgruppe der unbegleiteten minderjahrigen Flichtlinge sollte dabei in den Blick
genommen werden.

Generell sollte bei Angeboten, die sich speziell an junge Gefllchtete richten, die Genderthe-
matik verstarkt in den Blick genommen werden. Hierbei sind auch Fragen der Zugange zu
entsprechenden Angeboten und die oftmals schwere Erreichbarkeit der Zielgruppen zu be-
ricksichtigen. Geschlechterreflektierende Angebote, die sich mit gewaltlegitimierenden
Mannlichkeitsnormen und geschlechtsspezifischen Rollenzuweisungen auseinandersetzen,
missen weiter ausgebaut und auf die Zielgruppe der jungen Gefliichteten ausgerichtet wer-
den. Dabei sollten auch geschlechtsspezifische Angebote, die sich nur an Jungen bzw. nur
an Madchen richten, umgesetzt werden.

5.3.5 Problematische Online-Interaktion konsequent in den Blick nehmen

Neben den Schulen sind es die Einrichtungen der Jugendarbeit, denen eine wichtige Rolle
dabei zukommt, Kinder und Jugendliche zu einem verantwortungsvollen und reflektierten
Umgang mit gewalthaltigen Medien zu befahigen. Neben der Entwicklung entsprechender
Konzepte sowohl im primér- als auch im sekundarpraventiven Bereich gilt es, die Fachkréafte
der Jugendarbeit zu sensibilisieren und zu qualifizieren. Hierflr bietet sich an, die Medien-
kompetenzzentren der Bezirke zu starken und deren Angebote auszubauen, um flachende-
ckend die Kompetenzen im Umgang mit den Schattenseiten Sozialer Medien zu stérken.
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5.3.6 Die Perspektive des Opferschutzes in der Jugendgewaltpravention verankern

Neben einer allgemeinen starkeren Thematisierung der Opferperspektive im Rahmen der
unterschiedlichen primarpraventiven Malnahmen gilt es weiterhin, vorhandene Angebote im
sekundarpraventiven Bereich, wie das Projekt ,Tatausgleich®, zu gewahrleisten und ggf.
auszubauen.

Bezogen auf den tertiarpraventiven Bereich, sollte insbesondere beim Tater-Opfer-Ausgleich
darauf geachtet werden, dass die Belange des Opfers bericksichtigt werden und das Verfah-
ren so gestaltet wird, dass es den Opfern positive Bewaltigungsprozesse ermdglicht (Bindel-
Kogel et al. 2016). Hierzu bieten sich u.a. Fortbildungen fur die im Tater-Opfer-Ausgleich
tatigen Fachkrafte an.

Angesichts der Tatsache, dass Diversion in Berlin in Form eines besonderen Modells angebo-
ten wird, das eine enge raumliche Anbindung der Diversionsstelle an die Polizei vorsieht und
sich bislang bewahrt hat (Behn et al. 2015, 127), wére eine Evaluation dieses Modells zu
erwagen: Sie konnte Hinweise fur die Weiterentwicklung der Diversion geben, zum Beispiel
in Hinblick auf niedrigschwellige Zugange.

Kinder und Jugendliche sind nicht nur Opfer von Jugendgewalt, sondern auch von gewalt-
ausubenden Eltern. Vor dem Hintergrund, dass eigene Gewalterfahrungen ein anerkannter
Risikofaktor fiir spateres Gewaltverhalten sind, muss diesem Problemfeld weiterhin Beach-
tung geschenkt werden. An dieser Stelle gilt es, nochmals auf die eingangs skizzierte Not-
wendigkeit hinzuweisen, Konzepte einer niedrigschwelligen, auch aufsuchenden Elternarbeit
umzusetzen, welche sich auch an schwer erreichbare Eltern richten und diese in ihrer Erzie-
hungsverantwortung starken. Hier kdnnen die Familienzentren eine wichtige Rolle spielen,
daher sollten sie weiterhin in diese Arbeit einbezogen werden. Weiterhin muss die Sicherung
der unterschiedlichen Angebote im Bereich Kinderschutz gewahrleistet werden (Liter et al.
2016, 121).

5.3.7 Demokratieverstandnis fordern und Extremismus entgegenwirken

Geht es darum, der Radikalisierung von Jugendlichen entgegenzuwirken und sie in ihrem
Demokratieverstéandnis zu starken, ist die Kinder- und Jugendhilfe — neben der Schule — ein
zentraler Akteur, insbesondere mit den unterschiedlichen Formaten der aufl3erschulischen
und politischen Jugendbildung. Hier verfugt sie Uber umfassende Erfahrungen, wie mit un-
terschiedlichen Ansatzen der padagogischen Arbeit und der non-formalen, informellen Bil-
dung Jugendliche erreicht und zum Uberdenken ihrer Haltungen und Einstellungen gebracht
werden kdnnen.

Das Land Berlin untersttitzt seit vielen Jahren Projekte, die sich die Auseinandersetzung mit
Rechtsextremismus zum Ziel gesetzt haben, und fordert seit 2016 auch mehrere Program-
me, die salafistischer Radikalisierung praventiv begegnen. Die Bedeutung solcher Program-
me ist hoch einzuschéatzen, dennoch gilt es, festzuhalten, dass der gréRte Teil der Kinder
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und Jugendlichen Uber die Regelstrukturen der Jugendhilfe erreicht wird und dass daher
dem Transfer der in den Sonderprogrammen und -projekten gemachten Erfahrungen und
Erkenntnisse in die Strukturen der Jugendarbeit und Jugendsozialarbeit eine hohe Bedeu-
tung zukommt. Es wird daher empfohlen, Méglichkeiten zu schaffen und zu institutionalisie-
ren, damit dieser Transfer in der Praxis gelingen kann, z.B. durch zentrale Fortbildungsange-
bote oder regelmaRige Fachaustausche. Besonders wichtig ist dies fur die Ergebnisse aus
dem Berliner Landesprogramm Radikalisierungspravention, da der Umgang mit islamisti-
schen und salafistischen Einstellungen fur viele in der Jugendhilfe Tétige ein neues Feld dar-
stellt. Gleichzeitig benotigen die Einrichtungen der Kinder- und Jugendhilfe weitergehende,
auch finanzielle Unterstiitzung, wenn sie sich dem Aufgabenfeld der Radikalisierungspraven-
tion widmen, insbesondere im sekundarpraventiven Bereich.

5.3.8 Vernetzungen zielgerichtet gestalten und biindeln

Jugendhilfe ist auf eine gute Vernetzung und Kooperation sowohl intern als auch mit ande-
ren Ressorts angewiesen.

Interne Zusammenarbeit meint beispielsweise, die Verzahnung bzw. das Ineinandergreifen
verschiedener Angebote zu sichern, wie es bei bestimmten Projekten angelegt ist (z.B.
~STOPY, ,Quartal”, ,Wegeplanung“). Eine enge Zusammenarbeit zwischen den verschiedenen
Akteuren, beispielsweise zwischen Projektmitarbeiter/innen, Bewahrungshilfe und anderen
Projekten, ist hierfiir Voraussetzung. Auch das Ubergangsmanagement von einer Manahme
in eine andere bzw. in Regelstrukturen muss geklart und gesichert sein.

Ressortubergreifend ist beispielsweise die Zusammenarbeit mit Schule zu nennen. So muss
in Wohnvierteln mit hoher Gewaltbelastung die Kooperation zwischen Schule und Jugendhil-
fe (sowie mit Angeboten im Bereich der Stadtentwicklung) fortgesetzt und gestarkt werden.
Hier geht es um die Starkung und Verzahnung von Angeboten an Grundschulen und aul3er-
schulischen Einrichtungen wie Jugend- und Familienzentren. Dabei missen sowohl Kinder
als auch Eltern als Zielgruppe verstarkt in den Blick genommen werden.

Besonders bewdhrt hat sich als zentrales Schnittstellengremium auch die unter Federfiihrung
des Jugendressorts bereits seit 1999 tatige ressortlbergreifende Arbeitsgruppe Kinder- und
Jugenddelinquenz (RUAG). Sie dient der interdisziplindren Abstimmung der Arbeit am Thema
Kinder- und Jugenddelinquenz und umfasst ein breites Spektrum relevanter Akteure wie
Vertreter/innen der fur Jugend, Justiz, Inneres, Schule, Gesundheit, Soziales, Stadtentwick-
lung zustandigen Senatsverwaltungen, des Polizeiprasidenten, der Landeskommission Berlin
gegen Gewalt und der 6ffentlichen Jugendhilfe, der Jugendstrafanstalt Berlin, der Staatsan-
waltschaft und seit 2016 auch des Amtsgerichts Tiergarten (Abgeordnetenhaus Berlin
2016a). Auch die bezirklichen Jugendamter wirken mit. Hervorzuheben sind die in den ver-
gangenen Jahren getroffenen Regelungen zu einer verbesserten rechtssicheren Datentber-
mittlung im Bereich Kinder- und Jugenddelinquenz sowie die Verfahrensvorschlage zur Ver-
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besserung der interdisziplindren ressortiibergreifenden Zusammenarbeit im Umgang mit
Mehrfach- und Intensivtater/innen (Abgeordnetenhaus Berlin 2016b).

5.4 Inneres (Polizei)

Zentrale Empfehlungen

®  Praventionsbeauftragte in Regionen mit erhéhtem Bedarf verstarken,

® Praventionsveranstaltungen durch Peer-Review in Expertenzirkeln inhaltlich weiterent-
wickeln,

® integrierte Konzepte fir ,Ausgehviertel“ zusammen mit weiteren Akteuren umsetzen,

®  Opferschutz in Ausbildung von Polizeibeamt/innen des mittleren Vollzugsdienstes im-
plementieren und mit Evaluation begleiten,

®  Praventions- und Informationsveranstaltungen fur heranwachsende Gefliichtete in all-
gemeinen Unterkiinften zusammen mit zivilgesellschaftlichen Gruppen umsetzen und
Uberprifen.

Grundséatzlich ist auf der Grundlage der Ergebnisse des Monitorings und der Evaluationen die
gewaltpraventive Arbeit der Berliner Polizei zu bestatigen, hierzu zahlen beispielsweise die
flachendeckend eingesetzten Praventionsbeauftragten, die Kooperation mit Schulen und die
vielerorts intensive Zusammenarbeit mit zivilgesellschaftlichen Akteuren, etwa im Rahmen
von lokalen Praventionsraten.

5.4.1 Jugendgewalt und sozialer Benachteiligung auf sozialraumlicher und Indivi-
dualebene entgegenwirken

Auf der sozialrdumlichen Ebene ist die gewaltpréaventive Arbeit der Berliner Polizei flachende-
ckend verankert. Das behdrdenweite Praventionskonzept stattet jeden Abschnitt mit einem
Team aus Praventions- und Verkehrssicherheitsbeauftragten aus. In einigen Regionen wer-
den die zweikopfigen Teams zusatzlich von anderen Kolleg/innen unterstitzt, die z.B. polizei-
liche Veranstaltungen an Schulen als Zugleichaufgaben wahrnehmen. Dieses flachendecken-
de Konzept, das feste und kontinuierliche Ansprechpartner/innen fur Schulen, Jugendeinrich-
tungen und andere Institutionen, aber auch fur die Kinder und Jugendlichen selbst bereit-
stellt, hat sich bewahrt. Die im behérdenweiten Praventionskonzept verankerte Struktur der
polizeilichen Praventions- und Verkehrssicherheitsbeauftragten sollte beibehalten werden.
Eine Verstarkung der Teams ist in Gebieten mit einem erhéhten Praventionsbedarf zu emp-
fehlen.

Zudem wird empfohlen, das sozialraumbezogene Berichtswesen zur Jugendgewaltdelinquenz
in Berlin durch die Bereitstellung wohnortbezogener Daten fir das Monitoring Jugendge-
waltdelinquenz weiterzuentwickeln. Auf der Grundlage dieser Informationen kénnten Ju-
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gendamter und andere Akteure zielgerichteter auf entsprechende Problemlagen und Ent-
wicklungen vor Ort reagieren.

Neben sozialraumlichen ,.Brennpunkten“ muss der individuellen Verdichtung von Jugendge-
walt im Sinne von Mehrfach- und Intensivtater/innen praventiv begegnet werden. Der An-
satz der Taterorientierten Ermittlungsarbeit (TOE) umfasst seit einigen Jahren nicht nur In-
tensiv-, sondern auch Schwellen- und kiezorientierte Mehrfachtater/innen. Ziel ist es, mog-
lichst friihzeitig im Lebenslauf der mehrfach aufgefallenen jungen Tatverdachtigen eine kon-
sequente und verdichtete polizeiliche und im weiteren Verlauf ggf. staatsanwaltschaftliche
Reaktion zu ermoglichen. Das Modell wird von der Berliner Polizei als ,,eine der erfolgreichs-
ten gesamtpolizeilichen Kriminalstrategien in Zusammenarbeit mit der Berliner Staatsanwalt-
schaft* bewertet (Der Polizeiprasident in Berlin 2016, 142). Eine o6ffentlich zugangliche Eva-
luation liegt jedoch bislang nicht vor. Die TOE ist fortzusetzen.

Dartber hinaus werden im Themenfeld der Taterorientierten Intervention (TOIl) Modelle der
frihen Intervention bei tatverdéchtigen Kindern und Jugendlichen hinsichtlich ihrer Erfolge
und Mdglichkeiten der berlinweiten Umsetzung Uberpriift. Dabei geht es um praventionsori-
entierte Reaktionen der Polizei auf mehrfaches delinquentes Verhalten von Kindern und Ju-
gendlichen und um die Kooperation zwischen Polizei und Jugendhilfe. Der Gestaltung dieser
Schnittstellen kommt bei der Pravention mit Blick auf junge Tatverdachtige, die oftmals mul-
tiplen Problemlagen ausgesetzt sind, eine hohe Relevanz zu.

5.4.2 Schulen als Ankerpunkte fiir die Primarpréavention starken

Im Rahmen des behérdenweiten Praventionskonzepts erweist sich die kontinuierliche Zu-
sammenarbeit der Praventionsbeauftragten mit den Schulen ihres Abschnitts als wichtige
Saule der Pravention. Kontinuierliche Angebote erweisen sich als erfolgreich, so ein zentrales
Ergebnis der Auswertung zahlreicher Evaluationen gewaltpraventiver Angebote (Glock 2014,
26). Da oftmals dieselben Polizist/innen Uber lange Zeitraume fir ihre Abschnitte zusténdig
bleiben, sind sie durch verschiedene altersspezifische Veranstaltungen wiederholt fir die
Kinder und Jugendlichen prasent und begleiten sie so punktuell in ihrem Aufwachsen. Die
Polizist/innen sind durch ihre kontinuierliche, niedrigschwellige, lokale und in die Institution
Schule eingebettete Praventionsarbeit fir die Jugendlichen ein persdnlich bekannter, verlass-
licher Ansprechpartner. Kooperationsvertrage zwischen Schulen und Polizei sind dabei oft-
mals ein Ergebnis der langjéhrigen Arbeit vor Ort, weniger eine zwingende Voraussetzung.
Die Struktur der Praventionsbeauftragten als festen polizeilichen Ansprechpartner/innen flr
Schulen sollte daher beibehalten und in Gebieten mit besonderem Bedarf sollten — wie oben
bereits ausgefihrt — auch Mdéglichkeiten zu ihrer personellen Verstarkung gepriift werden.

Die polizeilichen Praventionsangebote an Schulen, allen voran die Anti-Gewalt-
Veranstaltungen (AGV) und die Themenbezogenen Informationsveranstaltungen (TIV), aber
auch Angebote fur jungere Altersstufen wie ,Lilli & Mo“ sowie ,Brummi“ werden von den
Berliner Schulleitungen gern angenommen. Dabei gibt es jedoch deutliche Unterschiede
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zwischen den Bezirken, beispielsweise werden sie in Steglitz-Zehlendorf, Neukdlin, Spandau
und Mitte besonders haufig umgesetzt (Luter et al. 2016, 122). In einzelnen Regionen ist die
Nachfrage hoher als das Angebot, sodass fir die Schulen Wartezeiten entstehen. Grundsatz-
lich wird empfohlen, die erforderlichen Voraussetzungen zu schaffen, damit der Nachfrage
der Berliner Schulleitungen am Angebot polizeilicher Praventionsveranstaltungen zeitnah
nachgekommen werden kann.

Evaluationsergebnisse belegen die Wirksamkeit einzelner polizeilicher Angebote an Schulen,
zeigen aber auch deren Grenzen. Die AGV der Berliner Polizei wirken dem geringen Anzei-
genverhalten punktuell entgegen. So zeigte sich bei den Schiler/innen, die an einem Trai-
ning mit Auffrischungsstunde teilgenommen hatten, eine positivere Einstellung gegeniber
der Polizei und eine erhdhte Anzeigebereitschaft (Kleiber et al. 2014, 46 und 53). Die AGV
fuhrten bei den Schiler/innen zudem zu einem Wissenszuwachs (z.B. zum Jugendstrafrecht)
und zum Aufbau von Handlungskompetenzen (z.B. im Umgang mit Provokationen; Kleiber et
al. 2014, 110). Die Teilnehmer/innen stimmten gewaltférdernden Mannlichkeitsnormen we-
niger stark zu (Kleiber et al. 2014, 57). Die Wirkungen der AGV fielen starker aus, wenn eine
zusétzliche Auffrischungsstunde angeboten wurde (Kleiber et al. 2014, 110). Die Evaluation
legt auRerdem nahe, dass die AGV gerade fir ,problematische* Klassen — also Klassen mit
schwéacheren Ausgangswerten — Erfolge erzielen. Empfehlenswert ist demnach, dass AGV
mit einer Auffrischungsstunde verknipft werden, oder allgemeiner gesprochen, dass Praven-
tionsbeauftragte die Schulklassen wiederholt besuchen.

Die Evaluation der TIV ,Messer machen Mérder* beschreibt die Kurzzeitintervention insge-
samt als wirksam. So lasst sich insbesondere ein Wissenszuwachs z.B. zum Eskalationspo-
tenzial beim Hervorholen eines Messers feststellen. In geringerem Mal3e sind Veranderungen
auf der Einstellungsebene, z.B. eine Sensibilisierung fur die Folgen von Messerstichen, zu
beobachten. Verhaltenséanderungen sind eher bei denjenigen zu erreichen, die zuvor selten
ein Messer mitgefuhrt haben, nicht bei der kleinen Gruppe derjenigen, die zuvor oft eines bei
sich trugen (Bartsch 2016, 38). Die TIV ,,Messer machen Mérder” sollte weiterhin angeboten
werden und um eine starkere Schwerpunktsetzung auf die Erarbeitung gewalt- und waffen-
freier Handlungsoptionen erganzt werden.

Die AGV zeigen hingegen keine Wirkung auf die Aggressionsbereitschaft oder Empathie fur
Opfer. Polizeiliche Praventionsveranstaltungen sollten, gerade weil sie nur einen gewissen
Bereich gewaltpraventiver Arbeit abdecken, eng mit schulischen Praventionsangeboten ver-
knlpft werden.

Das Monitoring zeigt, dass sich bei Raubtaten und N&tigungen — Deliktgruppen, die im Ver-
gleich zu Korperverletzungen seltener vorkommen — ein langsamerer Rickgang abzeichnet.
Auf der Grundlage einer vertiefenden Analyse — etwa zum Alter der Tatverdachtigen oder
den Regionen, in denen die Taten veriibt werden — sollte gepruft werden, inwiefern die
Themen Raub und Nétigung in den polizeilichen Praventionsangeboten starker hervorgeho-
ben werden kdnnen.
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Grundsatzlich wird empfohlen, die polizeilichen Praventionsveranstaltungen regelmagig in-
haltlich weiterzuentwickeln, etwa per Peer Review durch einen Expertenzirkel, um jeweils
neue Erkenntnisse der Praventionsforschung aufzugreifen.

5.4.3 Integrierte Konzepte fir Ausgehviertel entwickeln und umsetzen

Bei der Entwicklung von Praventionskonzepten fir hochfrequentierte gewaltbelastete Raume
ist ein gemeinsames Vorgehen von Polizei und weiteren Akteuren geboten. Die Berliner Poli-
zei kann dabei auf Erfahrungen mit lokalen Kooperationsbeziehungen zurtickgreifen, die
etwa zur Befriedung des 01. Mai in Kreuzberg beigetragen haben. Relevant sind daher so-
wohl lokale Praventionskonzepte als auch berlinweite Kooperationen. So wird sich unter der
Bezeichnung ,Feiern in Berlin — aber sicher!” ab 2017 ein Netzwerk aus Berliner Polizei, Bun-
despolizei, Verkehrsbetrieben, Clubcommission Berlin e.V., Lokalbetreibern, Hostels, Bezirken
mit Streetwork und Jugendsozialarbeit prasentieren. Seine Arbeit soll darauf abzielen, die
Kriminalitatsbelastung in Ausgehregionen zu senken. Dabei werden unterschiedliche Themen
angesprochen, wie z.B. der Konsum von Rauschmitteln, die Sensibilisierung von Tou-
rist/innen fur Begleitkriminalitat, Verhaltensempfehlungen fir feiernde Tourist/innen und
Einheimische. Damit befindet sich ein abgestimmtes Konzept in der Entwicklung, das poten-
tielle Opfer und Zeug/innen sensibilisieren, Tatgelegenheiten vermindern, Risikofaktoren
beschranken und eine verbesserte Kommunikation der Akteure fordern soll. Ob und inwie-
weit diese Herangehensweise tragféhig ist, kann momentan noch nicht beurteilt werden.
Insofern sich hier Kooperationen und Netzwerke herausbilden, die auf die auch im Monito-
ring Jugendgewaltdelinquenz verstarkt festgestellten Problemlagen reagieren, erscheint die
Vorgehensweise jedoch insgesamt vielversprechend und bedarfsgerecht.

5.4.4 Geflichtete als Zielgruppe der Jugendgewaltpravention in den Blick nehmen

Die Polizei erstellt regelmalig Lagebilder zur Delinquenz junger Geflichteter, die nach der-
zeitigem Stand keine Uberproportionale Gewaltbelastung erkennen lassen. Zugleich entste-
hen in allgemeinen Unterkinften, in denen oftmals auch Minderjahrige mit ihren Eltern so-
wie Heranwachsende leben, bedingt durch die raumliche Enge und Verstandigungsschwie-
rigkeiten oftmals Konfliktlagen, die sich in kdrperlichen Auseinandersetzungen niederschla-
gen kénnen. Fur die Heimleitungen allgemeiner Unterkiinfte fur Gefliichtete gibt es vonsei-
ten der Polizei jeweils feste Ansprechpartner/innen. Ein besonderes Angebot zur polizeilichen
Gewaltpravention, das sich spezifisch an minderjahrige Gefllichtete — begleitet oder unbe-
gleitet — richtet, gibt es erst, wenn sie bereits in den Schulen ankommen sind, beispielsweise
im Rahmen von Willkommensklassen. Ein wichtiges Ziel dieser Arbeit mit Gefliichteten an
Schulen ist das niedrigschwellige Kennenlernen von Polizist/innen und der Aufbau von Ver-
trauen.

Ein Praventionsangebot fir Heranwachsende, die nicht mehr beschult werden, besteht der-
zeit noch nicht. Die Polizei sollte daher in allgemeinen Fluchtlingsunterkiinften sichtbar wer-
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den, um fur die Zielgruppe der Heranwachsenden Praventions- und Informationsveranstal-
tungen anzubieten. Dafir bietet sich ggf. ein gemeinsames Auftreten von Polizei und vor Ort
bekannten Vertreter/innen zivilgesellschaftlicher Gruppen an. Inhalt der Veranstaltungen
sollte z.B. sein, an wen sich Betroffene wenden kénnen, wenn sie Gewalt anzeigen wollen.
Die Veranstaltungen sollten zudem Informationen Uber rechtliche Normen und Verfahrens-
wege in Deutschland vermitteln. Die Eignung der Angebote fir die Zielgruppe der heran-
wachsenden Gefllichteten sollte im Rahmen einer Expertise oder Evaluation Uberprift wer-
den.

5.4.5 Die Perspektive des Opferschutzes in der Jugendgewaltpravention verankern
Das Thema Opferschutz spielt fur Polizeibeamt/innen eine zentrale Rolle, da sie haufig zu
den ersten Personen gehdren, mit denen das Opfer eines Gewaltvorfalls nach der Tat Kon-
takt hat. Hier ist eine einfilhlsame Haltung wichtig, um eine sekundéare Viktimisierung zu
vermeiden. Um die Perspektive des Opferschutzes im polizeilichen Handeln zu starken, wird
die Thematik Opferschutz in der Ausbildung von Polizeibeamt/innen des mittleren Vollzugs-
diensts ab Fruhjahr 2017 in mehreren Modulen verankert. Themen werden u.a. sein: Kom-
munikationsbedurfnisse von Opfern, angemessene Reaktionen auf Traumatisierun-
gen/Kooperation mit der Trauma-Ambulanz, Opferrechte, Opferentschadigungsgesetz. Die
Implementierung sollte wissenschaftlich begleitet werden.

5.4.6 Demokratieverstandnis fordern und Extremismus entgegenwirken

Rechtsextrem motivierte Gewalt, verbale Ausfélligkeiten im Internet, die Infragestellung
staatlicher Institutionen wie der Polizei durch populistische Gruppierungen und Rechtsextre-
misten scheinen derzeit erheblich an Bedeutung zu gewinnen. Hier gilt es, friihzeitig in die
Entwicklung entsprechender Praventionsstrategien zu investieren. Empfehlenswert ist in
diesem Zusammenhang die kontinuierliche Weiterentwicklung polizeilicher Praventionsange-
bote zum Thema Rechtsextremismus, wie etwa der TIV.

Im Bereich der Deradikalisierungsarbeit und der Pravention islamistischer Radikalisierung ist
die Berliner Polizei Teil des Deradikalisierungsnetzwerks, an dem neben dem Verfassungs-
schutz auch ein Trager einer Beratungseinrichtung beteiligt ist. In diesem Netzwerk finden
zur Beforderung einer intensiven Abstimmung Fallkonferenzen Uber sicherheitsrelevante
Falle statt, die bereits radikalisierte Personen betreffen. Der Bereich der Prévention islamisti-
scher Radikalisierung ist bislang wenig erforscht, sodass hierzu keine Empfehlungen fir die
polizeiliche Praventionsarbeit ausgesprochen werden.

5.4.7 Vernetzungen zielgerichtet gestalten und biindeln

Die ressortubergreifende Vernetzung und Kooperation ist fiir die Gestaltung der Schnittstel-
len zwischen den Arbeitsbereichen von groRer Bedeutung. Hierfiir wurden verschiedene
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regelmaRig tagende Vernetzungsgruppen eingerichtet. Eine wichtige Rolle spielt beispiels-
weise die Ressortubergreifende Arbeitsgruppe Kinder- und Jugenddelinquenz (RUAG), in der
z.B. Verfahrenswege an der Schnittstelle von Polizei und Jugendhilfe abgestimmt werden.
Empfehlenswert ist die Fortsetzung der ressortiibergreifenden Vernetzungsgremien im Kon-
text der Pravention von Kinder- und Jugendgewalt. Dabei ist regelmaRig zu prifen, inwiefern
eine starkere Bundelung der Vernetzungsstrukturen zur Erreichung der jeweiligen Ziel-
setzungen sinnvoll ist.

5.5 Sport

Zentrale Empfehlungen

® Sportangebote in Kooperation mit Jugendeinrichtungen und/oder Quartiersmanage-
ments in gewaltbelasteten Regionen umsetzen, dabei mindestens ein Angebot zum Mit-
ternachtssport pro Bezirk,

= _Bleib Cool am Pool* auf Schwimmbader mit hohem Publikumsverkehr ausweiten und
in Schulferien um Freizeit- und Sportangebote erganzen,

" gewaltpraventive Arbeit des Berliner Fullballverbands ausbauen, insbesondere die Qua-
lifizierung der Trainer/innen und Ubungsleiter/innen im Konfliktmanagement,

®  Sportangebote fir Gefliichtete geschlechtergerecht gestalten,

® Pravention in Bezug auf das Zuschauerverhalten mit Blick auf rechtsextreme, rassisti-
sche, antisemitische und sexistische Vorfélle ausbauen,

® stérkere Einbeziehung des Ressorts Sport in die Koordinierungsgruppe der Arbeitsstelle

Jugendgewaltpravention.

Sport ist im Rahmen von Gewaltpréavention auf zwei verschiedenen Ebenen von Bedeutung:
Zum einen sind Gelegenheiten und Orte, bei bzw. an denen Sport ausgeibt wird, haufig mit
Gewaltvorféllen konfrontiert — zu nennen waren hier Gewaltvorfélle in Sportvereinen, im
Freibad, auf dem FuBballplatz oder im Stadion —, zum anderen wird sportlichen Angeboten
eine gewaltpraventive Wirkung beigemessen — sofern bestimmte Grundprinzipien und Bedin-
gungen beachtet werden. Gewaltpraventive Sportangebote fallen haufig in den Verantwor-
tungsbereich anderer Ressorts, beispielsweise Bildung und Jugend oder Stadtentwicklung;
da Sportangebote in Jugendeinrichtungen, Schulen usw. jedoch haufig in Kooperation mit
Sportvereinen umgesetzt werden, wird im Folgenden auch auf diesen Bereich eingegangen.

Gewaltvorfalle in Sportvereinen betreffen in erster Linie den FuBball — daher ist es nur folge-
richtig, dass der Berliner FuRBballverband (BFV) hier der wichtigste Ansprechpartner ist. Der
BFV setzt seit mehreren Jahren Praventionsprojekte um — u.a. gefordert durch die Landes-
kommission Berlin gegen Gewalt —, die von den Vereinen gut genutzt werden, beispielsweise
Arbeit mit Eltern am Spielfeldrand, Trainings fiir gewaltauffallige Spieler/innen, Schulungen
fur Trainer/innen und Betreuer/innen, Schulung-DVDs, und gilt unter den deutschen Fuf3-
ballverbéanden als vorbildlich. Die im Auftrag der Arbeitsstelle Jugendgewaltpravention
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durchgefiihrte Evaluation bescheinigt den untersuchten gewaltpraventiven Angeboten des
BFV eine gute Passgenauigkeit und hebt hervor, dass die entsprechenden Module schliissig
konzipiert sind und als wirksam eingeschéatzt werden kdénnen. Gleichzeitig betont die Evalua-
tion, dass die Wirkungsbreite eher gering einzuschatzen ist, da die Zahl der als Schulungs-
oder Workshop-Teilnehmer/innen erreichten Personen im Verhaltnis zu den vielen tausend
im JugendfuBball aktiven Menschen eher gering ausfallt (vgl. Stahl 2015).

Neben den FuBballvereinen des Breitensports sind auch die jugendlichen Fans der beiden
Berliner Bundesligavereine Zielgruppe gewaltpréaventiver Arbeit. Zu nennen sind hier in ers-
ter Linie das Fan-Projekt und das Fanhaus/Haus der FuBballkulturen, welche Fans mit unter-
schiedlichen Angeboten im Sport-, Freizeit- und Bildungsbereich fir die im Umfeld von FuB3-
ballbegegnungen auftretende Gewalt sensibilisieren und dazu beitragen, Konfliktsituationen
im Aufeinandertreffen mit den Fans gegnerischer Vereine friihzeitig zu deeskalieren. Eine
wichtige Rolle spielt weiterhin der Ortliche Ausschuss Sport und Sicherheit (OASS), in dem
u.a. Vertreter/innen der relevanten Senatsverwaltungen (Inneres und Sport, Justiz, Bildung,
Jugend und Familie), der Polizei, der Landeskommission Berlin gegen Gewalt, von BFV und
Landessportbund Berlin e.V. (LSB) und der Berliner Bundesligavereine sowie der Fanprojekte
sitzen. Zu den Aufgaben des OASS gehdren u.a. die Unterstiitzung der Fanprojekte und die
Auswertung der relevanten jahrlichen Ful3ball-Saison-Berichte.

Gewaltpravention qurch Sport wird in Berlin durch die unterschiedlichen Angebote der sport-
orientierten Jugendarbeit und Jugendsozialarbeit geleistet, wobei sportorientierte Jugendar-
beit sich im priméarpraventiven Sinne an alle Kinder und Jugendlichen richtet und sportorien-
tierte Jugendsozialarbeit sich an diejenigen wendet, die sozial oder individuell benachteiligt
sind, sich in schwierigen Lebenssituationen befinden und/oder in hochbelasteten Quartieren
leben und als gefahrdet gelten kénnen. Es handelt sich hier um Unterstiitzungsangebote der
Jugendhilfe, die in der Zusténdigkeit der Senatsverwaltung fir Bildung, Jugend und Familie
liegen. Zentrale Akteure in diesem Feld sind die Sportjugend Berlin, die SportJugendClubs,
die Mobilen Teams und das ,,Kick“-Projekt.

5.5.1 Jugendgewalt und sozialer Benachteiligung auf sozialrdumlicher und Indivi-
dualebene entgegenwirken

Die Ansatz der Gewaltpravention durch Sport geht davon aus, dass Sportangebote eine ge-
waltpraventive Wirkung entfalten kénnen, da sie auffalligen Jugendlichen ein attraktives,
padagogisch begleitetes Freizeitangebot machen, somit Gelegenheitsstrukturen fur Jugend-
gewalt vermindern und im Rahmen sportorientierter Praventionsarbeit auf die Anerkennung
bestimmter Werte, wie die Einhaltung von Regeln, den fairen Umgang miteinander und die
Akzeptanz von Vielfalt, hinarbeiten. Sehr gut wird dies am Beispiel des im Auftrag der Ar-
beitsstelle Jugendgewaltpravention evaluierten Projekts ,MitternachtsSport“ deutlich, dem
bescheinigt wird, in einem Gebiet, das durch eine erhéhte Gewaltbelastung im 6ffentlichen
Raum aufgefallen war, Jugendgewalt erfolgreich zurlickgedrangt zu haben (vgl. Aumdller
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2015). Dariliber hinaus kénnen Sportangebote eine integrative und ausgleichende Wirkung
haben und sind als wichtiger Ansatz der Primarpréavention einzustufen.

Vor diesem Hintergrund wird empfohlen, weiterhin Sportangebote auf sozialraumlicher Ebe-
ne in Kooperation mit Jugendeinrichtungen und/oder Quartiersmanagements umzusetzen,
insbesondere in gewaltbelasteten Gebieten. In Frage kommen hier in erster Linie fur Jugend-
liche attraktive Angebote wie Mitternachtssport oder Trendsportarten. Da insbesondere Mit-
ternachtssport eine hohe Anziehungskraft fir Jugendliche hat und sowohl integrative als
auch gewaltpraventive Wirkungen entfalten kann, sollte jeder Berliner Bezirk mindestens ein
solches Angebot vorhalten. Im Rahmen der Weiterentwicklung der bezirklichen Praventions-
angebote sollte auf eine flachendeckende Bereitstellung hingewirkt werden. Zu prufen waren
hier auch Bedarfe einer Erweiterung der bisher zumeist fuBballbezogenen Angebote des
Mitternachtssports in Richtung der erwéhnten Trendsportarten.

Bestimmte o6ffentliche Orte, an denen Sport ausgetibt wird, sind immer wieder Schauplatz
von Gewaltvorféllen. In Berlin sind es insbesondere die Freibéader, die diesbezuglich ein Prob-
lemfeld darstellen. Hier hat sich das peer-gestitzte Praventionsprojekt ,,Bleib Cool am Pool“
bewahrt, in dessen Rahmen ehrenamtliche Konfliktlots/innen in Freibddern eingesetzt wer-
den, um Konflikten vorzubeugen. Die von der Arbeitsstelle Jugendgewaltpravention durchge-
fuhrte Evaluation des Projekts zeigt auf, dass mit dem Einsatz der Konfliktlots/innen eine
positive Entwicklung im Sinne einer entspannten Atmosphéare und eines Riickgangs der Ge-
waltvorfélle verbunden wird (vgl. Luter/Behn 2015b). Vor diesem Hintergrund wird eine Ver-
stetigung und Ausweitung des Projekts ,,Bleib Cool am Pool“ auf weitere Schwimmbéader mit
hohem Publikumsverkehr empfohlen. In Schwimmbadern, die von Kindern und Jugendlichen
stark frequentiert werden, sollten insbesondere in den Schulferien erganzend Freizeit- und
Sportangebote umgesetzt werden, um potenziellen Konflikten vorzubeugen, indem die Kin-
der und Jugendlichen verstarkt in Freizeitaktivititen eingebunden werden.

Wie bereits ausgefuhrt, sind die FuRRballvereine das zentrale Téatigkeitsfeld fur gewaltpraven-
tive Arbeit. Angesichts der Zahl von tber 400 FuRRballvereinen in Berlin ist von einem deutlich
héheren Bedarf an gewaltpraventiven Angeboten als den momentan bereitgestellten auszu-
gehen. Vor diesem Hintergrund wird empfohlen, die gewaltpraventiven Angebote des BFV
weiterhin zu férdern und auszubauen.

Hohe Bedeutung kommt im Bereich des Konfliktmanagements und der Gewaltpravention
insgesamt der Qualifizierung von Trainer/innen zu.

5.5.2 Schulen als Ankerpunkte fiir die Priméarpravention starken

Im Rahmen verschiedener Programme werden an Schulen — Grundschulen, Integrierten
Sekundarschulen und Gymnasien — in Kooperation mit Sportvereinen unterschiedliche Sport-
und Bewegungsangebote und sportorientierte Projekte umgesetzt, insbesondere im Rahmen
des Ganztagsschulbetriebs in Form von Arbeitsgemeinschaften. Diese Malinahmen verfolgen
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haufig Ziele der Férderung von Sozialkompetenzen und der Starkung des Selbstwertgefihls,
der sozialen Integration und der Gewaltpréavention und sind als klassische Angebote der
Priméarpravention zu betrachten. Zur Umsetzung werden Kooperationen zwischen Schulen
und Sportvereinen gefdrdert, deren Anteil kontinuierlich steigt. Zu erwédhnen ist weiterhin
das Programm Profivereine machen Schule, in dessen Rahmen Trainer/innen aus sechs Ber-
liner Profivereinen in Schulen Aufgaben sowohl im reguldren Sportunterricht als auch in
Sport-Arbeitsgemeinschaften, also in der Gestaltung des Ganztagsbereichs Gibernehmen.

Ein Beispiel, das die integrative und praventive Bedeutung von Sportangeboten an Schulen
unterstreicht, ist das Projekt ,Alle kicken mit“: ein Ful3ballangebot, das in Zusammenarbeit
mit dem BFV umgesetzt wird und sich speziell an Madchen richtet. Ausgebildete Ubungslei-
ter/innen fuhren die interessierten Madchen im Rahmen von Schul-Arbeitsgemeinschaften an
den FuRball heran und bieten vielen erstmals die Mdglichkeit, diesen Sport selbst auszuliben.
Da das Angebot in der Schule stattfindet, kbnnen auch Madchen erreicht werden, die auf-
grund unterschiedlicher Beschrankungen von Vereinen vorgehaltene Angebote nicht wahr-
nehmen kénnen oder dirfen.

Primarpraventive Sportangebote an Schulen sollten fortgefihrt und ausgebaut werden. Da
eine gewisse Unubersichtlichkeit in Bezug auf die unterschiedlichen Férderprogramme fest-
zustellen ist, sollte geprift werden, ob hier eine Vereinfachung und Biindelung mdglich ist.

5.5.3 Gefluchtete als Zielgruppe der Jugendgewaltpravention in den Blick nehmen

Koordiniert durch den LSB werden seit 2015 Sportangebote mit und fir Flichtlinge realisiert.
Dies sind zuséatzliche MaBnahmen der Sportvereine, die dafiir eine entsprechende finanzielle
Unterstlitzung durch die Senatsverwaltung fur Sport erhalten, um geflichteten Menschen
den Zugang zu Sport- und Bewegungsangeboten zu erleichtern und es ihnen zu ermdgli-
chen, soziale Kontakte zu kniipfen. Es handelt sich hierbei um verlassliche Angebote in den
Flichtlingsunterkiinften, die offen fur alle Interessierten sind. Die Sportangebote kdnnen
integrationsférdernd und somit auch gewaltpraventiv wirken und sollten fortgeflihrt werden.
Nach erfolgter Anlaufzeit sollte geprift werden, inwieweit die Angebote tatséachlich von un-
terschiedlichen Flichtlingsgruppen genutzt werden, also beispielsweise von Madchen und
Jungen; falls sie nicht angenommen werden, gilt es, gegenzusteuern und ggf. auch ge-
schlechtsspezifische Angebote umzusetzen.

5.5.4 Demokratieverstandnis fordern und Extremismus entgegenwirken

Auch im Sport und hier insbesondere im FuRlball — sei es im Zuschauerverhalten oder in den
Vereinen und auf den Sportplatzen — kommt es immer wieder zu rechtsextremen, rassisti-
schen, antisemitischen und sexistischen Vorféllen. Seit Jahren werden diverse Projekte um-
gesetzt, die sich mit solchen Verhaltensweisen auseinandersetzen und zum Ziel haben, die-
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sen Tendenzen entgegenzuwirken, beispielsweise ,Soccer gegen Homophobie* oder die
»Respect Gaymes*. Auch diese Anséatze gilt es, weiter zu férdern und auszubauen.

5.5.5 Vernetzungen zielgerichtet gestalten und biindeln

Die fur Sport zustéandige Verwaltung ist auf eine Zusammenarbeit mit den anderen Ressorts
angewiesen, da eine Vielzahl der sportbezogenen MalRnahmen (auch) durch andere Verwal-
tungen gefoérdert wird. Zu nennen sind hier in erster Linie die Senatsverwaltungen fur Bil-
dung, Jugend und Familie sowie fir Stadtentwicklung und Wohnen, aber auch die Landes-
kommission Berlin gegen Gewalt oder die Landesstelle fiir Gleichbehandlung — gegen Dis-
kriminierung (LADS). Somit sind regelméaRige und institutionalisierte Formen der Zusammen-
arbeit eine wichtige Grundlage, um effizient arbeiten und férdern zu kénnen und ein unko-
ordiniertes Nebeneinander ahnlicher MalRnahmen auf konzeptioneller und operativer Ebene
zu vermeiden. Es ist zu prifen, ob die aktuellen Formen der Kooperation ausreichen oder
eine starkere Institutionalisierung notwendig ist.

Anzustreben ist eine zeitnahe Einbeziehung der fur Sport zustandigen Verwaltung in die
Koordinierungsgruppe der Arbeitsstelle Jugendgewaltpravention, um ihren Beitrag und deren
Potenziale in der Weiterentwicklung der Jugendgewaltpravention ausreichend zu verankern.

5.6 Frauen und Gleichstellung

Zentrale Empfehlungen

" im Rahmen des Kooperationsabkommens ,Geschlechtergerechte Bildung“ Fachaus-
tausch zu geschlechterreflektierter, vorurteilsbewusster Gewaltpravention férdern,

®  Pravention hauslicher Gewalt insbesondere in sozial benachteiligten Gebieten stérken,

" mitbetroffene Kinder in der Praventionskette beriicksichtigen, dabei mdglichen Liicken,
z.B. in Bezug auf jugendliche S6hne von Mittern in Frauenhdusern, entsprechende An-

gebote entgegensetzen.

Zentrale Anknudpfungspunkte zwischen dem Ressort fur Frauen und Gleichstellung und der
Jugendgewaltpravention bestehen hinsichtlich der Themenfelder geschlechtergerechte Bil-
dung und hausliche Gewalt.

5.6.1 Geschlechterreflektierte Gewaltpravention fordern

Ubergeordnetes Ziel des Gleichstellungspolitischen Rahmenprogramms fiir die 17. Legisla-
turperiode (GPR) ist die spurbare Verbesserung der Gleichstellung der Geschlechter (Senats-
verwaltung fir Arbeit, Integration und Frauen 2014, 3). Geschlecht, Schulart und Migrati-
onshintergrund wirken sich auf Bildungs- und Berufsverlaufe aus, die insbesondere bei der
Berufswahl oftmals zum Nachteil von Madchen ausfallen, fasst das GPR zusammen. Es sieht
vor, die vorschulische und schulische Sozialisation insgesamt in den Blick zu nehmen, um
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,Bildungs- und Partizipationsverlaufe aller Schilerinnen und Schiler zu verbessern* (Senats-
verwaltung fur Arbeit, Integration und Frauen 2014, 8). Im Kooperationsabkommen ,Ge-
schlechtergerechte Bildung“ zwischen der damaligen Senatsverwaltung fir Bildung, Jugend
und Wissenschaft und der Senatsverwaltung fur Arbeit, Integration und Frauen (Laufzeit
2015 — 2020) ist die Forderung einer geschlechterreflektierenden und vorurteilsbewussten
Padagogik in den jeweiligen Bildungsberichten und -stufen verankert (Senatsverwaltung fur
Arbeit, Integration und Frauen/Senatsverwaltung fir Bildung, Jugend und Wissenschaft
2015, 3).

Bei der Umsetzung des Kooperationsabkommens ist zu empfehlen, Anséatze zur geschlechter-
reflektierten und vorurteilsbewussten Gewaltpravention zu stérken. Ein Ziel der Praventions-
arbeit sollte darin bestehen, gewaltfreie Handlungsalternativen zu entwickeln, die im Ein-
klang mit von Jugendlich akzeptierten Geschlechternormen stehen. Die Befragung der Ar-
beitsstelle Jugendgewaltpravention von Schiler/innen der 7. Jahrgangsstufe kam zu dem
Ergebnis, dass die Zustimmung zu gewaltlegitimierenden Mé&nnlichkeitsnormen im positiven
Zusammenhang mit eigener Gewaltausiibung steht, insbesondere bei Kérperverletzungsde-
likten (Bergert et al. 2015a, 43). Die Studie zeigte zudem, dass gewaltbeflirwortende Méann-
lichkeitsideale bei Jungen wnd Madchen vorkommen. Dabei stimmten Madchen und Jungen
nicht deutscher Herkunftssprache diesen Normen haufiger zu als Kinder aus ausschlieBlich
deutschsprachigen Elternhausern (Bergert et al. 2015a, 42). Die Auseinandersetzung mit
gewaltférdernden Mannlichkeitsnormen sollte dabei nicht nur bei Jungen ansetzen, sondern
sich an Kinder und Jugendliche beiderlei Geschlechts richten. In diesem Kontext gilt es, kul-
turelle (Selbst-)Zuschreibungen kritisch einzubeziehen.

Im Rahmen des Kooperationsabkommens werden die folgenden MaRnhahmen empfohlen:

® gezielter Fachaustausch Uber vorhandene Konzepte geschlechterreflektierter, vorurteils-
bewusster Gewaltpravention, deren Erfolge und Grenzen,

® starkere Verankerung in Aus- und Fortbildung von Lehrkréften und Erzieher/innen,

®  Starkung entsprechender Ansatze im Schul- und Kita-Alltag in den beschriebenen Regio-
nen.

5.6.2 Hauslicher Gewalt als Risikofaktor vorbeugen

Das Miterleben hauslicher Gewalt kann fur Kinder und Jugendliche negative Auswirkungen
auf verschiedene Entwicklungsbereiche haben, u.a. kann es zu einer vermehrten eigenen
Gewalttatigkeit fihren (zusammenfassend Liter et al. 2016, 83). Die beschriebene Mehr-
fachbelastung von Regionen mit Jugendgewalt, hduslicher Gewalt und sozialer Benachteili-
gung fuhrt die hohe Relevanz der Berucksichtigung mitbetroffener Kinder vor Augen.

Die Pravention von und die Intervention bei hauslicher Gewalt sind in Berlin durch die lang-
jahrige Zusammenarbeit von freien Tragern, Verwaltungen und Polizei gut verankert. Der
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Unterstlitzung von mitbetroffenen Kindern und Jugendlichen beiderlei Geschlechts kommt in
der Interventionskette ein hoher Stellenwert zu. Méglichen Versorgungsengpassen, etwa mit
Blick auf jugendliche S6hne von Mittern in Frauenhausern, sollten entsprechende Angebote
entgegengesetzt werden.

5.7 Justiz

Zentrale Empfehlungen

®  Sozialraumorientierte MaBnahmen und Vernetzungen in besonders gewaltbelasteten
Regionen ausweiten,

® (Ubergangsmanagement zwischen Haft und Alltag weiter starken,

® Angebot der Gewaltschutzambulanz starker sozialrdumlich fokussieren, beispielsweise
durch die Errichtung von weiteren Ambulanzen oder durch die Kooperation mit anderen
Tragern in hoch mit hduslicher Gewalt belasteten Sozialrdumen,

® MalRknahmen des Opferschutzes auf ihrer Spezifik fir Jugendliche und Heranwachsende

hin Gberpriifen und ggf. Uberarbeiten.

Im Bereich Justiz werden insbesondere MaBnahmen der tertidren Pravention umgesetzt.
Diese konzentrieren sich auf die Gruppe der Schwellen- und Intensivtater/innen, die Resozia-
lisierung nach der Haft sowie den Opferschutz. Damit bildet das Ressort einen eigenstandi-
gen Aufgabenbereich in der Jugendgewaltpravention ab, der — abweichend zu den meisten
anderen Ressorts — nicht sozialraum-, sondern taterorientiert organisiert ist.

5.7.1 Jugendgewalt und sozialer Benachteiligung auf sozialrdumlicher und Indivi-
dualebene entgegenwirken

Jugendgewalt ist auf individueller wie sozialraumlicher Ebene ungleich verteilt, dies wurde
bereits ausfuhrlich beschrieben. Die gewaltpraventive Arbeit der Berliner Justizverwaltung ist
nicht sozialraumorientiert. Die Staatsanwaltschaft bearbeitet ihre Falle nach Buchstaben,
nicht nach Wohnort. Sie arbeitet also eher taterorientiert als sozialraumorientiert.

Eine Ausnahme stellt das Pilotvorhaben ,Staatsanwaltschaft fir den Ort“ dar, das seit dem
01.07.2015 in Neukdlln umgesetzt wird. Abweichend vom ublichen Prozedere kiimmern sich
zurzeit drei Staatsanwalt/innen ausschlief3lich um jugendliche Straftater/innen aus Neukdlln,
arbeiten also wohnortbezogen. Durch eine enge Kooperation verschiedener Akteure im Sozi-
alraum — wie dem Jugendamt, der Jugendgerichtshilfe oder auch der Polizei —, so die grund-
legende Idee, kann ein ,Abrutschen” in kriminelle Karrieren friher erkannt und rechtzeitiger
interveniert werden. Auch wenn es fir eine abschlieBende Beurteilung zu frih ist, kommt
der erste Sachstandsbericht zu einer vorsichtig optimistischen Einschatzung des Modellvor-
habens (Abgeordnetenhaus Berlin 2016b, 5): Mit diesem ist es nicht nur gelungen, die Zu-
sammenarbeit mit den anderen Verfahrensbeteiligten, insbesondere dem Jugendamt und
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der Jugendgerichtshilfe Neukdlln, qualitativ zu verbessern, sondern auch die Verfahren zlgig
zu bearbeiten (Abgeordnetenhaus Berlin 2016b, 5). So wurden zwei Drittel aller Vorgange
innerhalb von vier Wochen erledigt (Abgeordnetenhaus Berlin 2016b, 5).

Die Berliner Justizverwaltung begegnet zunehmend auch der Verdichtung von Jugendgewalt
auf der sozialraumlichen Ebene. Angesichts der sozialraumlichen Konzentration von Jugend-
gewalt bewertet die Arbeitsstelle Jugendgewaltpravention diese Neuorientierung als ange-
messen und regt an, eine Ausweitung sozialraumorientierter MaRnahmen zu Gberprifen.

Fur Téater/innen, die bereits einige bzw. viele Straftaten begangen haben, existieren im Be-
reich der Strafverfolgung seit vielen Jahren die Schwellen - bzw. Intensivtaterkonzepte. Sie
sind am Téter/an der Téaterin orientiert. Durch die Anlage einer Taterakte werden die Strafta-
ten zusammengefasst und in die personliche Entwicklung des Taters/der Taterin eingeordnet
(Gesamtkonzept 2011, 15).

In eine ahnliche Richtung weist das Neukollner Modell. Es zielt auf Tater/innen ab, bei denen
eine beginnende kriminelle Karriere vermutet wird (Tausendteufel/Ohder 2014, 107).
Grundgedanke des Modells ist, dass zwischen Tat und Verurteilung moglichst wenig Zeit
vergehen sollte, um einerseits Lerneffekte bei Jugendlichen und Heranwachsenden zu stimu-
lieren, andererseits Handlungsféahigkeit zu demonstrieren (Tausendteufel/Ohder 2014, 7).
Dies soll durch eine Reihe von MaRnahmen erreicht werden, die der Vereinfachung und Be-
schleunigung des Verfahrens dienen (Tausendteufel/Ohder 2014, 8). Die Evaluation des
Neukdliner Modells zeigt, dass sich die Zielgruppe, fur die das vereinfachte beschleunigte
Jugendverfahren geeignet ist, als relativ klein herausstellt (Tausendteufel/Ohder 2014, 107).
Zudem sind bislang keine Aussagen Uber die Wirkungen im Sinne der Legalbewahrung még-
lich (Tausendteufel/Ohder 2014, 106f). Das Ziel der Beschleunigung wird allerdings erreicht:
Die durchgefuhrten Verfahren unterscheiden sich in ihrer Dauer deutlich von Normalverfah-
ren (Tausendteufel/Ohder 2014, 106). Anders betrachtet heilt das, dass das Neukdllner
Modell zwar nur fir einen kleinen Téaterkreis in Betracht kommt und deshalb als Baustein der
Pravention von Jugendgewalt nicht Gberbewertet werden, aber gerade fiir diese Tatergrup-
pen beibehalten werden sollte.™®

5.7.2 Modellprojekte und Netzwerke strategisch angelegter Pravention fordern

Ein weiterer Schwerpunkt ist das Ubergangsmanagement. Diesem kommt bei der Pravention
von Gewalt eine besondere Bedeutung zu, denn mit einer gelungenen Wiedereingliederung
der jugendlichen und heranwachsenden Téater/innen nach der Haft kann ihre Ruckfalligkeit

10 Dass das Neukdlliner Modell einen — wenn auch mdglicherweise quantitativ kleinen — Pfeiler der Pravention von
Jugendgewalt darstellt, wird auch daran deutlich, dass kiinftig Schulungen fir Polizeikrafte angeboten werden, die
mit der Jugendsachbearbeitung in den jeweiligen Abschnittskommissariaten betraut sind. Sie sollen damit befahigt
werden, jugendliche Straftater/innen bzw. Straftaten, die sich fiir das Neukéllner Modell eignen, besser zu erkennen
und zu bearbeiten (Abgeordnetenhaus Berlin 2016b, 6).
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deutlich minimiert werden. Fiir ein gelungenes Ubergangsmanagement spielt insbesondere
die Verzahnung zwischen Angeboten im Vollzug und externen Beratungs- und Hilfseinrich-
tungen eine entscheidende Rolle (Pruin 2013, 693).

Mit der Er6ffnung eines Beratungszentrums in der Jugendstrafanstalt hat die Berliner Justiz-
verwaltung das Ubergangsmanagement neu aufgestellt: Dieses stellt eine physische Schnitt-
stelle zwischen Akteuren und Angeboten aus dem Vollzug und von auRerhalb dar, bindelt
Kompetenzen und Aktivitaten und berat die Inhaftierten (Senatsverwaltung fir Justiz, Ver-
braucherschutz und Antidiskriminierung 0.J.). Das Beratungszentrum ist aus bereits zuvor in
der Jugendstrafanstalt implementierten Projekten hervorgegangen, die den Ubergang zwi-
schen Haft und Alltag fiir jugendliche Straftater/innen erleichtert haben und aus dem Euro-
paischen Sozialfonds finanziert wurden. Dabei handelt es sich um die Projekte ,Passage”
(2009 — 2011) und ,Passage+" (2011 — 2014). Wahrend es bei ,,Passage+" einerseits um die
Bildung, Erprobung und Verstetigung eines sozialen Integrationssystems geht, stehen ande-
rerseits auch individuelle Beratungen und Trainings mit den Inhaftierten im Vordergrund.
Zudem werden in der Jugendstrafanstalt weitere Projekte angeboten, die darauf abzielen,
die Sozialkompetenzen der Straftdter/innen zu erhdéhen. Neben verschiedenen Kunst- und
Theaterprojekten sind dies unterschiedliche sozialpadagogische Projekte sowie Trainingspro-
gramme. Einige der Projekte — wie die Peer-Mediation — sind evaluiert. So kommt die Eva-
luation der Peer-Mediation zu dem Schluss, dass bei den Teilnehmenden eine Steigerung
ihrer Konfliktfahigkeit zu verzeichnen ist (Karliczek 2015, 134).

Dass die Verbesserung des Ubergangsmanagements ein Schwerpunkt der Berliner Justiz-
verwaltung bleibt, zeichnet sich auch im neuen Koalitionsvertrag ab, der das Vorhaben um-
fasst ,das Programm fir Schul- und Ausbildungsabschlisse fiir jugendliche Straftater
aus[zu]bauen und [zu] starken und dabei das Ubergangsmanagement fiir die Zeit nach der
Haft unter Einbeziehung der Jugendberufsagenturen [zu] verbessern“ (Koalitionsvereinba-
rung fur das Land Berlin 2016, 106).

Ein gelungener Ubergang zwischen Haft und Alltag soll durch verschiedene Netzwerke zwi-
schen internen und externen Akteuren des Vollzugs, bspw. mit der Agentur fur Arbeit oder
der Schuldnerberatung, erleichtert werden. Damit sollen bei Jugendlichen positive Alternati-
ven zur Gewalt gestarkt werden. Dieser Schwerpunkt im Bereich der tertidren Gewaltpraven-
tion sollte beibehalten, der Genderaspekt jedoch starker berlicksichtigt werden, denn das
Beratungszentrum in der Jugendstrafanstalt ist ausschliefflich mannlichen Jugendlichen zu-
ganglich.

5.7.3 Die Perspektive des Opferschutzes in der Jugendgewaltpréavention verankern

Wahrend dem Opferschutz im Berliner Gesamtkonzept zur Reduzierung der Jugendgewaltde-
linquenz 2011 keine herausgehobene Bedeutung beigemessen wurde, hat die Berliner Jus-
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tizverwaltung in Zusammenarbeit mit anderen Verwaltungen und Ressorts seitdem eine Rei-
he von MalRnahmen in diesem Bereich auf den Weg gebracht.

Hierzu zahlt zunachst einmal die Ernennung des ersten Opferbeauftragten auf Landesebene
in Deutschland (Schitten 2012). Neben Befunden zur Opferwerdung verschiedener Gruppen,
den erfolgten Hilfeleistungen sowie der Inanspruchnahme von Opferleistungen gibt dessen
jahrlicher Sachstandsbericht auch Auskunft tber verschiedene Projekte und MaRhahmen des
Opferschutzes in Berlin (Opferbeauftragter des Landes Berlin 2016, 5).

Proaktive MalRnahmen des Opferschutzes, beispielsweise die Kontaktaufnahme durch die
Polizei oder die Vereinfachung des Antragsverfahrens im Rahmen des Opferentschadigungs-
gesetzes, haben sich aus Sicht des Opferbeauftragten besonders bewéhrt (Opferbeauftragter
des Landes Berlin 2016, 28).

In diesen Bereich gehért auch die Er6ffnung der Berliner Gewaltschutzambulanz an der Cha-
rité: Mit Hilfe finanzieller Unterstiitzung seitens der damaligen Senatsverwaltung fir Justiz
und Verbraucherschutz konnte im Jahr 2014 ein niedrigschwelliges Angebot fir Opfer von
korperlicher und/oder sexualisierter Gewalt (ab Sommer 2016) erdffnet werden.™ In der
Ambulanz kénnen Opfer ihre Verletzungen fir eventuelle spétere Strafverfahren rechtsmedi-
zinisch dokumentieren lassen (Charité Berlin). Durch eine Zusammenarbeit mit verschiede-
nen Berliner Netzwerken gegen Gewalt werden den Betroffenen dartber hinaus auch kon-
krete Beratungs- und Hilfsangebote unterbreitet. Neben den Opfern hauslicher, interperso-
neller und sexualisierter Gewalt kénnen Institutionen auch misshandelte Kinder rechtsmedi-
zinisch begutachten lassen. Dass die Berliner Justizverwaltung damit den richtigen Weg ein-
geschlagen hat, verdeutlichen die dokumentierten Fallzahlen, die sich wahrend des knapp
zweijahrigen Bestehens der Ambulanz fast verdoppelt haben. Fir das Jahr 2014 wurden ab
Einrichtung Mitte Februar 307 Fallkontakte und 145 durchgefiihrte Untersuchungen ver-
zeichnet, im Jahr 2015 bereits 635 Fallkontakte und 244 Untersuchungen (Opferbeauftragter
des Landes Berlin 2016, 15). Daneben existieren seit dem Jahr 2016 weitere flinf regionale
Kinderschutzambulanzen in Berlin.

Angesichts der ungleichen Belastung der Berliner Bezirksregionen mit hauslicher Gewalt
ware zu prifen, ob das bestehende Angebot starker sozialrdumlich fokussiert werden kénn-
te, beispielsweise durch die Errichtung weiterer Ambulanzen oder durch die Kooperation mit
anderen Tragern in hochbelasteten Sozialrdumen. Zudem sollten die bislang umgesetzten
MaRnahmen dahingehend Uberprift werden, ob sie ausreichend auf die spezifische Situation
jugendlicher und heranwachsender Opfer zugeschnitten sind.

1 Durch die finanzielle Férderung seitens weiterer Senatsverwaltungen konnte das Angebot inzwischen deutlich
ausgebaut werden (siehe http://bit.ly/2hvd1MJ).
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5.7.4 Vernetzungen zielgerichtet gestalten und biindeln

Gerade im Bereich der Justiz spielt die Vernetzung und Kooperation mit anderen betroffenen
Ressorts eine wichtige Rolle. Das zeigte bereits die erweiterte Bestandsaufnahme der Ar-
beitsstelle Jugendgewaltpravention (Behn et al. 2015, 100).

Daher existieren in diesem Bereich bereits einige Gruppen und Abstimmungsrunden wie die
Arbeitsgruppe zur Harmonisierung der TOE, die ressortiibergreifende Arbeitsgruppe Kinder-
und Jugenddelinquenz (RUAG) oder fiir den familiengerichtlichen Bereich die interdisziplina-
ren regionalen Arbeitskreise und der Uberregional arbeitende Koordinierungskreis Familien-
arbeit. Diese sind wichtig, um zum einen zwischen verschiedenen Akteuren ein abgestimm-
tes Vorgehen zu ermdglichen, damit in Bezug auf Schwellen- oder Intensivtater/innen nicht
widersprichliche MalRnahmen ergriffen werden. Zum anderen stellen sie wichtige Kanale des
Informations- und Erfahrungsaustauschs dar, mit Hilfe derer auch konkrete Fragen zu Ver-
fahrensweisen und Regelungen (so z.B. im Bereich unbegleiteter minderjahriger Fliichtlinge)
besprochen werden kdnnen.

Dartber hinaus wird von der Senatsverwaltung fiir Justiz, Verbraucherschutz und Antidiskri-
minierung regelmagig eine Themensammlung zu Schnittstellen der Familiengerichtsbarkeit
und der Strafjustiz initiiert, auf deren Grundlage entsprechende Fortbildungsangebote oder
Weiterbildungen konzipiert werden.

Die bereits bestehenden Formen der Vernetzung und Kooperation sind beizubehalten, sie
sollten nach Mdglichkeit auch nicht durch neue Kooperationen tberfrachtet werden. Unge-
achtet dessen sollte die Berliner Justizverwaltung die Ergebnisse des in Neukdlln umgesetz-
ten ,Handlungskonzepts fur integrative Hilfen und Interventionen in Familien junger Mehr-
fachtater insbesondere mit Zuwanderungshintergrund“ (Bezirksamt Neukdlln 2016) genau
beobachten und ggf. kiinftig stérker auf eine sozialraumorientierte Vernetzung hinarbeiten.

5.8 Antidiskriminierung

Zentrale Empfehlungen

® Vernetzte Angebote einer vorurteilssensitiven Gewaltpravention férdern, insbesondere
in Schulen, aber auch in anderen Kontexten,

®  Angebote fur LSBTTIQ*-Gefliichtete auf ihrer Spezifik fir Jugendliche und Heranwach-
sende hin Uberprifen und ggf. Uberarbeiten.

®  Opferschutzangebote auf ihre spezifische Passung fir Jugendliche und Heranwachsen-
de Uberpriufen. Ggf. sollten Beratungsangebote entwickelt werden, die geeignet sind,
Jugendliche und Heranwachsende, die aufgrund verschiedener Merkmale diskriminiert
sind, anzusprechen.

Im Gesamtkonzept zur Reduzierung der Jugendgewaltdelinquenz wird das Aufgabenfeld der
Landesstelle fur Gleichbehandlung — gegen Diskriminierung (LADS) nicht gesondert aufge-
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fihrt. Insbesondere die Berliner Landeskonzeption gegen Rechtsextremismus, Rassismus
und Antisemitismus wird jedoch als einer derjenigen Anséatze erwahnt, die der Unterstiitzung
von Gewaltpravention dienen und ,,einen nicht verzichtbaren Beitrag” (Gesamtkonzept 2011,
3) leisten.

Neben dem aktuellen Landesprogramm Demokratie. Vielfalt. Respekt. Gegen Rechtsextre-
mismus, Rassismus und Antisemitismus werden in der LADS auch weitere Schwerpunkte der
Antidiskriminierungsarbeit verhandelt, etwa die Unterstiitzung von LSBTTIQ*-Personen und
Gefluchteten. Im Sinne des Allgemeinen Gleichbehandlungsgesetzes (AGG) umfasst die Ar-
beit der LADS grundsatzlich das gesamte Spektrum von Benachteiligungen aus Griinden der
ethnischen Herkunft, des Geschlechts, der Religion oder Weltanschauung, einer Behinde-
rung, des Alters oder der sexuellen ldentitat.

Obwonhl der Ansatz der allgemeinen Diskriminierungspravention andere Schwerpunkte setzt
als die Jugendgewaltpravention, ergeben sich wichtige Schnittmengen. Insbesondere die
Unterstitzung von Opfern gruppenbezogener, vorurteilsmotivierter Gewalt zahlt in unter-
schiedlichen Formen (homophobe Gewalt, rechte Gewalt) zu den Aufgaben der LADS. Im
Bereich der Auseinandersetzung mit Rechtsextremismus kommen zudem Ausstiegs- und
Distanzierungsberatungen fir jugendliche Angehdérige (gewaltaffiner) rechtsextremer Szenen
hinzu.

5.8.1 Schulen als Ankerpunkte fiir die Priméarpravention starken

Neben dem bereits ausgefiihrten Umstand, dass selbst erlebte Diskriminierung und selbst
ausgelbte Gewalt sich nach den Befunden der Dunkelfeldstudie der Arbeitsstelle Jugendge-
waltpravention an Berliner Schulen oftmals Giberlagern, ist im Sinne einer umfassenden Pra-
vention von Jugendgewalt auch eine Berticksichtigung vorurteilsbasierter, gruppenbezogener
Motivstrukturen ein bedeutsamer Aspekt im Vorfeld sogenannter Hasskriminalitéat. Ohne dass
sich gruppenbezogene Motivstrukturen auf der Grundlage der Analysen des Monitorings
Jugendgewalt empirisch nachweisen lassen, legt der hohe Stellenwert, den insbesondere
Vorfélle wie Beleidigungen und Bedrohungen im Schulbereich einnehmen, nahe, Diskriminie-
rungen im Sinne eines um verbale und psychische Aspekte erweiterten Gewaltbegriffs ernst
zu nehmen. Sie stellen auch Faktoren dar, die eine Herabsetzung der Schwelle zu korperli-
cher Gewaltanwendung beférdern.

Die Sensibilisierung gegentber Diskriminierung und die Verhinderung von Diskriminierungs-
erfahrungen an Berliner Schulen ist ein wichtiger Anknipfungspunkt fir die Gewaltpraventi-
on. Neben bereits erprobten Projekten, wie beispielsweise ,Schule ohne Rassismus — Schule
mit Courage“, werden derzeit in Berlin neue Angebote entwickelt, bei denen die Antidiskri-
minierungsarbeit an Schulen im Fokus steht. Ein Beispiel hierfur ist das Projekt ,,ADAS —
Anlaufstelle Antidiskriminierung und Diversity an Schulen®, das als Modellprojekt im Bezirk
Neukolln umgesetzt wird. Neben der Institutionalisierung einer landesweiten Beschwerde-
stelle soll durch das Projekt die Umsetzung eines Beschwerde- und Schlichtungsmanage-
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ments erprobt werden. Zudem sollen bekanntgewordene Diskriminierungsfalle erhoben,
dokumentiert und ausgewertet werden, auch um das Dunkelfeld zu erhellen (LIFE e.V.).

Im Bereich der Antidiskriminierungsarbeit geht es also hauptsachlich darum, vernetzte An-
gebote zu fordern, die es erméglichen, eine vorurteilssensitive Gewaltpravention neben an-
deren Kontexten insbesondere an Schulen zu fordern.

5.8.2 Geflichtete als Zielgruppe der Jugendgewaltpravention in den Blick nehmen

Bei der Gruppe der LSBTTIQ*-Geflichteten sind Jugendliche und Heranwachsende eher
unterreprasentiert, dennoch haben gerade diese vermutlich Gberdurchschnittlich haufig Ge-
walterfahrungen. Insgesamt ist das verfiigbare Wissen Uber die Gewalterfahrung und Ge-
waltbelastung der Gruppe der jungen LSBTTIQ*-Gefllichteten jedoch noch gering, sodass
empfohlen wird, es beispielweise Uber die Dokumentation von Einzelfallberatungen zu erh6-
hen. Es ist zu vermuten, dass sie auf ihre spezifische Situation zugespitzte Beratungen und
Unterstitzungsleistungen bendtigen. Hierfur hat die LADS bereits Angebote entwickelt, die
sich — neben einer bedarfsgerechten Unterbringung fur LSBTTIQ*-Gefllichtete — insbesonde-
re um den Opferschutz und die Konfliktberatung drehen. Diese Angebote sollten gleichwohl
auf ihre Spezifik fir jugendliche und heranwachsende LSBTTIQ*-Gefllichtete Uberpriuft und
gof. Uberarbeitet werden.

5.8.3 Problematische Online-Interaktion konsequent in den Blick nehmen

Wie bereits thematisiert, nehmen Mobbing und insbesondere Cyber-Mobbing an Schulen zu.
Dabei spielt Diskriminierung aufgrund von Herkunft, Hautfarbe oder Religion bzw. aufgrund
der (angenommenen) sexuellen Orientierung eine wichtige Rolle.

Deshalb kommt auch in diesem Bereich der Forderung einer vorurteilsbewussten frihkindli-
chen Padagogik entscheidende Bedeutung bei der Gewaltpravention zu. Hierfir muss die
Medienkompetenz der betroffenen Gruppen gestéarkt werden, beispielsweise durch Fortbil-
dungen und/oder Multiplikatorenausbildungen. Zudem sollten hier — ebenso wie im Schulbe-
reich insgesamt — Trainings durchgefihrt werden, die besonders von Cyber-Mobbing be-
troffene Gruppen befahigen, mit digitalen Anfeindungen umzugehen.

Die bislang vorhandenen Angebote zur Medienkompetenz sollten auf ihre Eignung fir eine
vorurteilsbewusste Gewaltpravention genauer betrachtet und ggf. sollten neue Formate in
Kooperation mit anderen Verwaltungen/Tragern entwickeln werden.
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5.8.4 Die Perspektive des Opferschutzes in der Jugendgewaltpravention veran-
kern

Gerade der Opferschutz ist bei der LADS intrinsischer Arbeitsauftrag. Hierzu sind dort ver-
schiedene Angebote verankert, beispielsweise fiir Opfer rechter, rassistischer und antisemiti-
scher Gewalt.

Jugendliche und Heranwachsende werden Opfer von politisch motivierter Gewalt, dennoch
bilden sie sich in der Opferberatung derzeit anscheinend nur bedingt ab. Die Angebote im
Rahmen des Opferschutzes sollten deshalb auf ihre spezifische Passung fur jugendliche und
heranwachsende Opfer Uberpruft werden. Ggf. sollten Beratungsangebote entwickelt wer-
den, die geeignet sind, Jugendliche und Heranwachsende, die aufgrund verschiedener
Merkmale diskriminiert werden, anzusprechen.

Die Entwicklung und Férderung von Projekten, die demokratische Alltagskulturen in Schulen
und Sozialrdumen stérken, ist eine wichtige Zielsetzung der LADS.

Gerade im Bereich der Gewaltpravention bedeutet dies, Jugendliche und Heranwachsende zu
starken, die sich gegen Gewalt wenden. Sie kdnnen eine zivilgesellschaftliche Ressource bei
der Bearbeitung und Bewadltigung von Diskriminierung und Gewalt sein, die es durch ver-
schiedene Angebote (z.B. Trainings) zu stérken gilt.

Grundsatzlich ergibt sich daher die Empfehlung, die in Berlin gut ausgebaute und institutio-
nalisierte Antidiskriminierungsarbeit als wichtige Saule verstarkt in die Weiterentwicklung der
Gewaltpravention einzubeziehen. Vorurteilsmotivierte Gewalt sollte als eigenstéandige Thema-
tik beriicksichtigt werden, um einen zivilen Umgang mit einer wachsenden kulturellen Diver-
sitat und Heterogenitat der Stadtgesellschaft bereits im Kindes- und Jugendalter zu vermit-
teln.

5.9 Integration

Zentrale Empfehlungen

® Bewdahrte Ansatze aus der Integrationsarbeit (aktive Einbeziehung der Migrantenselbst-
organisationen, Lots/innen, Mentor/innen) mit Blick auf die gelingende Integration jun-
ger Gefllchteter vorhalten,

® altersangemessene Angebote fur Kinder und Jugendliche in Unterkiinften fur Gefllichte-
te bereitstellen und heranwachsende Gefllichtete als Zielgruppe der Jugendgewaltpra-
vention im Blick behalten,

® Personal von Unterkiinften fir Geflichtete in den Bereichen Deeskalation, Konfliktlo-
sung, Kinderschutz und Schutz vor sexueller Gewalt qualifizieren und Zusammenarbeit
zwischen Unterkiinften und Angeboten im Sozialraum starken,

" im Sinne des Empowerments Angebote zur (politischen) Beteiligung von Kindern und
Jugendlichen mit Migrationshintergrund starken, auch Angebote zur geschlechterreflek-
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tierten Bearbeitung gruppenbezogener Vorurteile,

® bei der Pravention salafistischer Radikalisierung Aspekte der Antidiskriminierungsarbeit
einbeziehen,

" niedrigschwellige Angebote zur Pravention h&uslicher Gewalt und Gewalt in der Erzie-
hung fur Familien mit Migrationshintergrund stéarken, z.B. StadtteilmUtter, mehrsprachi-
ge Elternabende bei Praventionsangeboten.

Die Bewadltigung neuer Integrationsaufgaben und die Bewahrung einer zivilen, von Diversitat
gepragten urbanen Kultur sind als Querschnittsaufgabe aller Ressorts von anhaltend hoher
Bedeutung fur Berlin als Metropole. Die gewachsenen Zahlen nach Berlin gekommener ge-
fluichteter Menschen haben in den letzten Jahren nahezu alle Verwaltungsbereiche mit neuen
und hohen Anforderungen konfrontiert, zu deren Bewadltigung eine aktive Zivilgesellschaft
und ehrenamtlich engagierte Biirger/innen erheblich beigetragen haben.

Neben einer in der Birgergesellschaft gelebten Willkommenskultur stehen Flucht und Migra-
tion zugleich in besonderem Malle im Mittelpunkt 6ffentlicher Debatten zu Kriminalitat und
Gewalt, insbesondere seitens Jugendlicher. Das Themenfeld ,Gewaltkriminalitat junger
mannlicher Migranten® ist geeignet, auch unabhangig von realen Gewalt- und Kriminalitats-
belastungen Bedrohungsgefiihle und Unsicherheitswahrnehmungen zu stimulieren. Obwohl
sozialwissenschaftliche Analysen die Erklarungskraft der Migrationsgeschichte fur das Auf-
kommen von Jugendgewalt zumeist einschranken und auf dessen Uberlagerung mit genuin
sozialen Fragestellungen verweisen (Bildungserfolge, soziale Integration usw.; vgl. Walburg
2014, 2016), spielt es in der 6ffentlichen Diskussion eine anhaltend groRe Rolle.

Im Bereich von Integration und Migration beschrénken sich die Aufgaben keineswegs auf die
neu nach Berlin gekommenen Menschen — dennoch ist Integrationspolitik aktuell in besonde-
rem Malle gefordert, auf verbreitete Stimmungslagen zu reagieren und Beitrdge zu einer
Fundierung und Versachlichung 6ffentlicher Debatten zu liefern. Es geht darum, in geeigne-
ter Form Zeichen zu setzen gegen Tendenzen der Ausgrenzung und Diskriminierung, unab-
héngig davon, ob sie von Menschen mit Migrationsgeschichte oder von Angehdrigen der
Mehrheitsgesellschaft ausgehen. Qualifizierungsangebote fiir Multiplikator/innen und Fach-
krafte (z.B. Argumentationshilfen), aber auch wissenschaftliche Expertisen zur Situation in
Berlin sind an dieser Stelle geboten.

Speziell fur die Entwicklung der Gewaltpravention in Berlin waren entsprechende Expertisen
bereits zu friheren Zeitpunkten wichtige Meilensteine (Gesemann 2004; Landeskommission
Berlin gegen Gewalt 2007), deren Befunde sich nicht zuletzt in der Bericksichtigung des
Handlungsansatzes der Forderung von Integration im Gesamtkonzept zur Reduzierung der
Jugendgewaltdelinquenz niedergeschlagen haben (Gesamtkonzept 2011, 5-6).

Ein unmittelbarer Bezug der Aktivitaten des Beauftragten des Berliner Senats fir Integration
und Migration zu Themen der Jugendgewaltpravention ist jedoch derzeit nur eingeschrankt
zu verzeichnen. Dem liegt auch die generelle integrationspolitische Perspektive einer Forde-
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rung der sozialen und beruflichen Integration zugrunde, die im Sinne der Priméarpravention
und der Reduzierung von Risikofaktoren fur Gewalt, die sich in bestimmten Bevdlkerungs-
gruppen auch unabhéngig von ihrer Herkunft kumulieren, weiterhin sinnvoll bleibt. lhre
Fortsetzung in Richtung einer gleichberechtigten Teilhabe von Migrant/innen in allen gesell-
schaftlichen Bereichen ist geboten. Zu prifen ist, inwieweit der expliziten Bearbeitung von
sich in Gewalt und Kriminalitdét manifestierenden Integrationskonflikten und -problemen ver-
starkte Aufmerksamkeit gewidmet werden sollte. Anzustreben ist hier eine weitere Veranke-
rung der Querschnittsperspektive des Beauftragten des Berliner Senats fir Integration und
Migration in den Fachressorts und insbesondere im Jugendbereich.

Um der Ethnisierung und Kulturalisierung konflikthafter Integrationsprozesse proaktiv zu
begegnen, sollte dabei auch die Auseinandersetzung mit rassistischer Gewalt und dem
Schutz vor Diskriminierung ein eigenstandiger Stellenwert zugemessen werden. Infolge der
aktuell verstarkten Fluchtbewegungen ist im Bundesmalistab auch ein erheblicher Zuwachs
an politisch motivierter Gewalt gegen Gefllichtete zu verzeichnen, die insofern auch praven-
tiv als Opfer von Aggression und Gewalt bertcksichtigt werden sollten.

Der Einbeziehung und aktiven Beteiligung von Migrantenorganisationen kommt dabei eine
Schlusselrolle zu.

5.9.1 Geflichtete als Zielgruppe der Jugendgewaltpravention in den Blick nehmen

Die grundsétzliche Perspektive einer Forderung der Integration sollte auch im Umgang mit
neu angekommenen Gefliichteten mafRgeblich sein. Insbesondere mit Blick auf Kinder und
Jugendliche, die teilweise eigene Gewalterfahrungen und Traumatisierungen erlebt haben
und deren Aufenthaltsstatus als von Unsicherheiten gepragt wahrgenommen wird, gilt es,
integrationspolitische Fehler auch unter gewaltpraventiven Perspektiven zu vermeiden. Ein
erhéhtes und auch biographisch verhartetes Gewaltaufkommen war in Berlin in der Vergan-
genheit insbesondere etwa bei Jugendlichen aus Gruppen von Burgerkriegsflichtlingen zu
verzeichnen, fur die die Entwicklung langerfristiger Integrationsperspektiven nicht zuletzt aus
aufenthaltsrechtlichen Griinden besonders schwierig war. Es gilt hier, Angebote und Per-
spektiven zu gewahrleisten, um einem Anschluss der gefllichteten, neu angekommenen
Jugendlichen an delinquente Szenen vorzubeugen. Auch im Zuge der Weiterentwicklung des
Masterplans Integration und Sicherheit sollten praventive Perspektiven, die Gewalt von und
an jungen Geflichteten umfassen, ausreichend beriicksichtigt werden.

Burgerschaftliches Engagement zur Unterstiitzung Gefliichteter spielt dabei absehbar eine
grofRe Rolle, auch die Kinder- und Jugendhilfe und das Bildungssystem sind gefordert. Aller-
dings ist die Situation junger Gefliichteter weder einheitlich und noch stehen bereits belast-
bare Gewissheiten bereit. Wahrend unbegleitete minderjahrige Flichtlinge in die Unterstit-
zungs- und Hilfssysteme der Kinder- und Jugendhilfe einbezogen sind und Minderjahrige in
Begleitung ihrer Familien in entsprechenden Unterkiinften leben, die allerdings von der Kin-
der- und Jugendhilfe weniger berticksichtigt werden, bleibt insbesondere die Lage einer drit-
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te Gruppe, namlich der der anerkannten bzw. geduldeten Heranwachsenden sowie der nach
Ankunft volljahrig gewordenen unbegleiteten Gefliichteten, noch weitgehend im Dunkeln
(Deutsches Jugendinstitut 2016).

Zu den integrationspolitischen Geboten in diesem von Ungewissheiten gepragten Feld gehort
die Gewabhrleistung altersadaquater Angebote fir Kinder und Jugendliche in den Unterbrin-
gungseinrichtungen — einschliellich schutzender rdumlicher und baulicher Vorkehrungen —
sowie eine ausreichende Qualifizierung und Vorbereitung des Personals zum Umgang mit
Gewaltsituationen (Deeskalation, Konfliktlésung, Kinderschutz, Schutz vor sexueller Gewalt
usw.). Wichtig erscheinen auch auf den Sozialraum bezogene Angebote zur Offnung der
Einrichtungen, z.B. unter Einbeziehung von Jugendeinrichtungen und Vereinen, um Grup-
penkonflikten mit Geflichteten und Gewalt gegen sie schon im Ansatz zu begegnen.

Aus der klassischen Integrationsarbeit bewéhrte Ansatze (aktive Einbeziehung von Migran-
tenorganisationen, Briickenbauer/innen und Lots/innen, Pat/innen und Mentor/innen usw.)
sollten verstarkt werden, um der neuen Situation ausreichend gerecht zu werden. Auch die
mobile Jugendarbeit sollte in die Lage versetzt werden, Konfliktsituationen in 6ffentlichen
Raumen unter Beteiligung von Gefliichteten vorzubeugen. Neben Aspekten wie der Sprach-
forderung oder der Integration in Schule und Arbeitsmarkt ist auch die Werte- und Norm-
vermittlung in Richtung Geflichteter zu bertcksichtigen. Neben Grundaspekten des gesell-
schaftlichen Zusammenlebens in Deutschland, das von jungen Gefllichteten weithin als Frei-
heitsgewinn geschéatzt wird, geht es dabei im Kontext der Gewaltpravention insbesondere
um die Achtung von Gewalt in der Erziehung und gegen Frauen sowie um die Achtung des
Prinzips der sexuellen Selbstbestimmung.

5.9.2 Niedrigschwellige Angebote zur Pravention hauslicher Gewalt und von Ge-
walt in der Erziehung

Besondere Aufmerksamkeit in der Pravention verdienen unter integrationspolitischen Vorzei-
chen die Verbreitung von hauslicher Gewalt und Gewalt in der Erziehung. In Berlin zeigt sich
auf sozialrAumlicher Ebene ein sehr starker Zusammenhang zwischen registrierter hauslicher
Gewalt und dem Aufkommen von Jugendgewalt (Liter et al. 2016) und Jugendliche mit
nicht deutscher Herkunftssprache berichteten besonders h&ufig von solchen Gewalterfah-
rungen (Bergert et al. 2015a). Hier bestehen Bedarfe flr die Pravention, wobei an in Berlin
bewahrte Modelle angeschlossen werden sollte.

Insbesondere die Stadtteilmutter, zu deren Beratungsthemen explizit auch die gewaltfreie
Erziehung und die Rechte von Kindern zahlen, bieten hier einen sinnvollen Zugang, insbe-
sondere zu ansonsten schwer erreichbaren Zielgruppen. Auch der sozialrdumliche Tatigkeits-
horizont der Stadtteilmitter sowie der Integrationslots/innen leistet einen Beitrag, um insbe-
sondere in sozialen Brennpunkten die anspruchsvolle Aufgabe einer Ansprache und Aktivie-
rung von Eltern zu bewadltigen. Eine Sicherung und ggf. auch eine Ausweitung dieser Anséatze
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wird daher als zielfihrende Flankierung der Jugendgewaltpréavention empfohlen. Zu priifen
ist dabei auch eine Ausweitung auf neue rdumliche Einsatzgebiete.

Auch der Abbau von Zugangsbarrieren, auch sprachlicher Art, zu Angeboten zur Pravention
hauslicher Gewalt als Risikofaktor fur Jugendgewalt ist empfehlenswert. Beispielhaft fur
empfehlenswerte Ansatze sind etwa mehrsprachige Elternabende im Rahmen der BIG-
Workshops gegen hausliche Gewalt.

5.9.3 Demokratieverstandnis fordern und Extremismus entgegenwirken

Empfehlenswert ist Uberdies der Ausbau von Angeboten zur Starkung der Partizipation und
Beteiligung von Kindern und Jugendlichen mit Migrationsgeschichte, welche auch jenseits
unmittelbar praventiver Zielstellungen deren Stimme in politischen Willensbildungsprozessen
starken. Eine verstarkte politische Inklusion junger Migrant/innen kann auch als ein Schlis-
sel gelten, um Dynamiken im Grenzbereich von Jugendgewalt und Radikalisierung vorzubeu-
gen. Angebote des zielgruppenspezifischen Empowerments — beispielsweise junger, enga-
gierter Muslime — stellen eine sinnvolle Ergdnzung zum Abbau von Zugangsschwellen zu
zielgruppenunspezifischen Beteiligungsangeboten dar, deren Forderung und Starkung daher
empfohlen werden kann. Neben der mit Blick auf die Jugendgewaltpravention zentralen
Foérderung der sozialen Integration (Bildung, Arbeitsmarkt) ist die Stéarkung und Forderung
der ,staatsbirgerlichen Integration“ in politische und demokratische Prozesse insofern ge-
eignet, um im Feld praventionsrelevanter Ansatze im Jugendbereich neben einer defizitorien-
tierten ,Verhinderungsperspektive“ eine ressourcenorientierte ,Ermdglichungsperspektive”
auszubauen und auch 6ffentlich sichtbar zu machen.

5.9.4 Integration und Antidiskriminierung als Querschnittsaufgaben verankern

Auch eigene Diskriminierungserfahrungen treten der Dunkelfeldstudie der Arbeitsstelle Ju-
gendgewaltpravention zufolge geh&uft zusammen mit Taterschaft von Gewalt auf. Ansatze
zur Antidiskriminierungsarbeit mit Kindern und Jugendlichen leisten vor diesem Hintergrund
wichtige primarpraventive Beitrdge auch zur Bekdmpfung von Jugendgewalt. Anlaufstellen
und Programme im Schulbereich (z.B. , Antidiskriminierung und Diversity an Schulen®, ,,Schu-
le ohne Rassismus — Schule mit Courage®) sollten daher unterstiitzt und gestarkt werden.
Auch Angebote aus dem Bereich der Pravention salafistischer Radikalisierung sollten in die-
sem Sinne die Perspektive der Antidiskriminierung bertcksichtigen und insofern weiterge-
hende integrationsférdernde Zielstellungen umfassen. Antidiskriminierungsarbeit unter integ-
rationspolitischen Vorzeichen sollte dabei auch die Bearbeitung gruppenbezogener Vorurteile
unter migrantischen Jugendlichen umfassen. Insbesondere sollten hier auch geschlechter-
sensible Ansatze zur Auseinandersetzung mit gewaltlegitimierenden Ménnlichkeitsnormen
weiter verfolgt werden (z.B. Projekt ,HEROES").
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5.9.5 Lebensweltnahe und kultursensible Angebote fur delinquente Jugendliche

Besondere integrationspolitische Herausforderungen bestehen dartber hinaus in hohem
MaRe in Hinsicht auf begrenzte Teilgruppen in besonders schwierigen und problematischen
Lagen. Im Bereich biographisch verharteter Kriminalitdit und Gewalt (Intensivtater/innen)
sind junge Menschen aus Familien mit Migrationsgeschichte stark Gberdurchschnittlich ver-
treten. Handlungskonzepte, die in Berlin derzeit vor allem in Neukélin strategisch weiterent-
wickelt werden, setzen auf die intensiv abgestimmte, gleichgerichtete Reaktion unterschied-
licher Akteure, auf eine enge Verzahnung von klarer Sanktion und sozialer Unterstiitzung
und auch auf die Einbeziehung der Eltern und familidren Kontexte (Bezirksamt Neukélin
2016). Auch angesichts messbarer Erfolge in der Bekdmpfung individueller Hochbelastung
bleiben diese Modellversuche und vergleichbare Ansétze aus den Ressorts Justiz und Inneres
absehbar von Bedeutung.

Im Bereich der Integrationsférderung ist primarpraventiv die Zusammenarbeit mit Migran-
tenorganisationen und Moscheevereinen zu empfehlen, um Zugange zu geféahrdeten Jugend-
lichen zu gewinnen und der Verh&rtung von Exklusionslagen vorzubeugen. Auch der erfolgte
Aufbau von wohnraumnahen Jugendberufsagenturen kann unterstiitzend wirken, um Desin-
tegrationsprozesse bereits friihzeitig zu erkennen und ihnen entgegenzuwirken.

Wichtige Angebote fiir delinquente Jugendliche — beispielsweise im Rahmen der Jugendbe-
waéhrungshilfe — sind dem Ressort Jugend zugeordnet. Auch hier bewahren sich zielgruppen-
spezifische Angebote, die lebensweltnah auf delinquente Jugendliche mit Migrationsge-
schichte eingehen kénnen. Eine angemessene Kombination konfrontativer und stitzender
Zugange wird — wie Projektevaluationen der Arbeitsstelle Jugendgewaltpravention zeigen
(Luter/Schroer-Hippel 2015) — durch sprachkompetente und kultursensible Angebote erleich-
tert, die daher insbhesondere mit Blick auf biographisch verhéartete Delinquenz (Intensivta-
ter/innen) zu empfehlen sind. Insgesamt sind Ansdtze empfehlenswert, die Jugendlichen
verlassliche Beziehungsangebote machen und positive Vorbilder jenseits krimineller Karrieren
anbieten. Anséatze, die auch in der beruflichen Orientierung die Unterstitzung von Pat/innen
und Mentor/innen mobilisieren kdnnen, sind zu empfehlen. Sprach- und Kulturmittler/innen
kénnen Barrieren abbauen, um auch Eltern die Zugénge zu bestehenden Hilfssystemen zu
erleichtern. Der Erziehungsgedanke hat in der Arbeit mit Jugendlichen Vorrang vor dem
Strafaspekt — die in Berlin etablierte Praxis einer Kooperation von Polizei, Justiz, Jugend- und
Sozialbehérden sowie Schulen und freien Tragern hat sich in der Strafverfolgung mit Blick
auf besonders delinquente, hochbelastete Jugendliche bewahrt und sollte daher fortge-
schrieben und weiterentwickelt werden. Zu prufen ist, inwieweit diese im Grundsatz bewahr-
te Praxis durch eine vertiefte ressortiibergreifende Einbindung des Beauftragten des Berliner
Senats fur Integration und Migration noch gestarkt werden kann.
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5.10 Arbeit und berufliche Bildung

Zentrale Empfehlungen

®  berufsvorbereitende Malinahmen mit Blick auf gewaltgefahrdete Heranwachsende kon-
zeptuell schéarfen (Erreichbarkeit der Standorte, Erreichen dieser Zielgruppe, Passung
des Konzepts auf diese Gruppe),

" im Rahmen des Ubergangsmanagements Schule-Ausbildung niedrigschwellige Paten-
modelle fur nicht ausbildungsreife Jugendliche entwickeln.

Die fur Arbeit und berufliche Bildung zustandige Senatsverwaltung fordert Malinahmen zur
Berufsausbildung und Berufsvorbereitung, die im Rahmen des Gesamtkonzepts des Landes
Berlin zur Gewaltpréavention genannt werden (Gesamtkonzept 2011). Hierzu zahlen das Ber-
liner Ausbildungsplatzprogramm (BAPP), die betriebliche Ausbildungsforde-
rung/Richtlinienférderung und das berufsvorbereitende Programm Ausbildung in Sicht (AiS).
Das erstgenannte Programm vermittelt ausbildungsreife Jugendliche, die keinen Platz erhal-
ten haben, in betriebsnahe aulRerbetriebliche Ausbildungen. Das zweite fordert — unter be-
stimmten Bedingungen — Betriebe, die Ausbildungspléatze schaffen. Das dritte bietet sechs-
bis zwdlfmonatige Kurse mit dem Ziel, den Schulabschluss nachzuholen, Deutschkenntnisse
zu verbessern und einen Ausbildungsplatz zu finden. Zielgruppen sind nicht ausbildungsreife
Jugendliche und junge Erwachsene ohne Schulabschluss, insbesondere solche mit Migrati-
onshintergrund.

5.10.1 Benachteiligte, gewaltgefahrdete Heranwachsende im Sozialraum erreichen

Laut Monitoring Jugendgewaltpravention bilden Heranwachsende weiterhin eine wichtige
Zielgruppe gewaltpraventiver Arbeit. Mit dem Ausscheiden aus der Schule sind sie fir die
breit angelegten schulischen Préventionsangebote nicht mehr erreichbar. Somit leisten auf
sie zugeschnittene MaRnahmen einen wichtigen Beitrag, um Jugendliche und Heranwach-
sende, die nicht in schulische oder Ausbildungsstrukturen integriert sind, erneut zu errei-
chen, auch fur ggf. notwendige gezielte gewaltpréaventive Arbeit. Darliber hinaus tragt ihre
Integration in den Arbeitsmarkt zur Stabilisierung ihrer Lebensverhéltnisse bei und hat somit
ein hohes generalpraventives Potenzial. Es wird daher empfohlen, systematisch darauf zu
achten, dass die Standorte entsprechender Angebote in den eingangs beschriebenen Sozial-
raumen liegen bzw. von dort gut erreichbar sind.

Aus gewaltpraventiver Perspektive sind berufsvorbereitende MalRhahmen wie AiS besonders
empfehlenswert, wenn es gelingt, Jugendliche und Heranwachsende zu erreichen, die nicht
nur durch Schulabbriiche, sondern auch durch schwach ausgepragte soziale Kompetenzen,
aggressives oder gewalttatiges Verhalten aufgefallen sind. In einer mdglichen Evaluation des
Angebots waren daher wichtige Fragen, ob diese spezifische gewaltgefahrdete Zielgruppe
tatsachlich erreicht wird und ob es gelingt, gewaltpraventiv mit ihr zu arbeiten. Eine weitere
Frage ist, inwiefern die Arbeit mit gewaltgefédhrdeten jungen Menschen in einem Rahmen
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gelingt, der auch andere Zielgruppen anspricht, etwa Heranwachsende, die aus anderen
Grunden keinen deutschen Schulabschluss machen konnten. Empfohlen wird, das gewalt-
praventive Potenzial der gefdrderten berufsvorbereitenden Manahmen mit Blick auf die zu
erreichende gewaltgeféahrdete Zielgruppe und entsprechende Angebote konzeptuell weiter zu
scharfen.

Insgesamt kommt dem Ubergangsmanagement zwischen Schule und Ausbildung eine wich-
tige Rolle zu. Insbesondere mit Blick auf delinquenzgefahrdete Jugendliche ohne Schulab-
schluss spielen die Schnittstellen zwischen aufsuchender Sozialarbeit und Angeboten der
Berufsvorbereitung eine wichtige Rolle. Oftmals fehlt es auch an familiaren Vorbildern und
Ressourcen. Neben dem Mentoring-Programm fir Auszubildende ist ein niedrigschwelliges
Patenmodell empfehlenswert, das sich an nicht ausbildungsreife Jugendliche und Heran-
wachsende richtet. Personen, die positive Rollenvorbilder der beruflichen Integration und
Lebensgestaltung darstellen, kdnnen fiir diese Jugendlichen eine wichtige Orientierung bie-
ten.

5.11 Soziales

Zentrale Empfehlungen

®  Stadtteilzentren und Modellprojekte zur Integration von verschiedenen gesellschaftli-
chen Gruppen fordern.

®  Opferschutzkonzepte in Unterkiinften entwickeln, die Kindern und Frauen aber auch
LSBTTIQ*-Gefllichteten sowie ethnische und religiése Minderheiten besonderen Schutz
gewahren.

® Ressortubergreifende Kooperationen auf der Bezirksebene starken.

Auch wenn das Arbeitsfeld Soziales fir die Pravention von Jugendgewalt in Berlin bisher eine
eher indirekte Rolle einnimmt, lassen sich aus den Befunden der Arbeitsstelle Jugendgewalt-
pravention dennoch einige wesentliche Praventionsfelder fiir dieses Ressort ableiten. Nach
wie vor sind der Faktor soziale Benachteiligung und die damit einhergehenden Probleme auf
familiarer und individueller Ebene evidente Risikofaktoren fiir Jugendgewaltdelinquenz. Mit
der nachhaltigen Bekdmpfung von Armut, der gezielten Gestaltung von Ausgleichsangeboten
fir sozial benachteiligte Familien sowie der Festigung des sozialrdumlichen Zusammenhalts
wird daher auch die Préavention von Jugendgewalt malRgeblich unterstitzt.

Mit der Ankunft zahlreicher Gefllchteter in Berlin, darunter auch vieler Kinder, Jugendlicher
und Heranwachsender, ist auch diese Zielgruppe verstarkt in den Fokus des Ressorts gertickt
— auch unter dem Aspekt der Gewaltpravention. Im Vordergrund steht hier priméar der
Schutz dieser Menschen vor Gewalt, wobei auch situative Praventionskonzepte in den Unter-
kunften von Belang sind.
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5.11.1 Jugendgewalt und sozialer Benachteiligung auf sozialraumlicher und Indivi-
dualebene entgegenwirken

Wie eingangs ausgefihrt, birgt der empirisch bestatigte Zusammenhang von sozialer Be-
nachteiligung und Jugendgewaltdelinquenz, kombiniert mit weiteren Risikofaktoren wie
hauslicher Gewalt oder Schuldistanz, die Gefahr der Kumulation mehrerer negativer Faktoren
im Sozialraum. Der Verdichtung sozialer Problemlagen in einzelnen Stadtquartieren und der
damit beginnenden Negativdynamik muss daher mit oberster Prioritdt entgegengetreten
werden.*? Dabei gilt es, sowohl materielle Armut abzubauen als auch gegen soziale Verar-
mung anzugehen. Anzuraten ist in diesem Kontext, auf bereits etablierte Strukturen — wie
z.B. die Stadtteilzentren — zurlickzugreifen, diese Institutionen zu stérken und deren Angebot
insbesondere in von Jugendgewalt belasteten Gebieten zu erweitern. Die Fortschreibung des
Infrastrukturférderprogramms Uber das Jahr 2020 hinaus (einschlieBlich der Abstimmung
Uber regionale Schwerpunktsetzungen) ist anzuraten.

Der Vorzug der Stadtteilzentren besteht dabei vor allem in einem breitgefacherten Angebot,
das fur verschiedene Alters- und Interessengruppen zur Verfiigung steht. Auflerdem bieten
die Zentren in freier Tragerschaft im Vergleich zu Beratungsleistungen von Amtern und Be-
horden oft eine niedrigere Einstiegshiirde. Stadtteilzentren haben somit das Potenzial, zu
einer Art ,,One Stop Agency“ im Sozialraum aufgebaut zu werden, die ein umfassendes Auf-
gabenspektrum abdecken. Das Angebot der einzelnen Einrichtungen sollte jeweils auf den
spezifischen Bedarf der Region zugeschnitten sein und u.a. folgende Punkte beinhalten:

®  Angebote fiir Familien und Alleinerziehende: Erziehungsberatung, Familiencafé, Hilfe bei
Behordenangelegenheiten betreffs Unterhalt, Familienrecht usw.,

® Angebote zum Abbau materieller Armut: Berufs- und Bewerbungsberatung, beruflicher
Wiedereinstieg mit Kind(ern), Schuldnerberatung,

® Ansprechpersonen auch in Féllen hduslicher Gewalt,
®  Angebote zur Integration fir Gefliichtete,
® aber auch Angebote zur Freizeitgestaltung.

Ein weiterer Vorteil der Stadtteilzentren besteht darin, dass deren Angebot nicht als Ein-
bahnstralie zu verstehen ist: So kénnen Nutzer/innen einerseits bestimmte Angebote wahr-
nehmen, andererseits aber auch im Sinne eines birgerschaftlichen bzw. ehrenamtlichen
Engagements selbst Verantwortung tbernehmen. Gerade fir Personen ohne feste Erwerbs-
arbeit besteht darin die Mdglichkeit, wieder eine regelmaliige Tatigkeit auszuiiben und dabei
in Kontakt mit anderen Menschen des Stadtteils zu kommen.

12 ~Raumliche Verdichtung“ bezieht sich im folgenden Abschnitt auf Wohnlagen. Fur Regionen, die durch einen

hohen Publikums- und Durchgangsverkehr gekennzeichnet sind, sind andere Einflussfaktoren relevant.
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Gemeinsam mit weiteren Akteuren im Sozialraum, etwa dem Quartiersmanagement, kann so
eine Infrastruktur geschaffen werden, die gerade in verdichteten Wohnsiedlungen mit gerin-
gem Angebot an (bezahlbaren) Freizeitmdglichkeiten geeignet ist, lebendige Nachbar-
schaftsbeziehungen zu gestalten und den Zusammenhalt zu starken. Aufsuchende Angebote,
wie etwa das erfolgreiche Konzept der Stadtteilmitter, konnen das Unterstiitzungssystem
erganzen. Insgesamt lasst sich schlussfolgern, dass jeder Beitrag zur Starkung von Familien
und einer lebendigen Nachbarschaft auch ein Beitrag zur Pravention von Jugendgewalt ist.

5.11.2 Geflichtete als Zielgruppe der Jugendgewaltpravention in den Blick nehmen

Viele der in den letzten Monaten angekommenen Flichtlinge verlieRen aufgrund von Krieg
oder Gewalterfahrungen ihre Heimat und machten zudem haufig wahrend der Flucht Ge-
walterfahrungen. Auch hier in Berlin sind sie vor gewaltsamen — insbesondere politisch moti-
vierten, rassistischen und sexuellen — Ubergriffen nicht immer ausreichend geschiitzt.

Wahrend die Gewahrleistung der Sicherheit im 6ffentlichen Raum vorrangig in der Hoheit
der Polizei liegt, missen fir die Unterkiinfte eigene Konzepte zum Schutz vor Gewalt erstellt
und umgesetzt werden. Besonders auf Schutz angewiesen sind v.a. Kinder und Frauen, aber
auch LSBTTIQ*-Geflichtete sowie ethnische und religiése Minderheiten, deren besonderes
Schutzbediirfnis bereits im Masterplan Integration und Sicherheit festgehalten ist (Der Re-
gierende Blrgermeister von Berlin/Senatskanzlei 2016, 67ff.). Zu empfehlen ist ein Opfer-
schutzkonzept fir Unterkiinfte, das bestehende Mindeststandards (Bundesministerium fir
Familie, Senioren, Frauen und Jugend 2016) sowie unter anderem folgende Punkte beriick-
sichtigt:

" in bestehenden Einrichtungen Unterbringungsmdoglichkeiten bzw. Rickzugsorte schaffen,
die ausschlieBBlich Frauen und Kindern vorbehalten sind,

®  ehenso gesonderte und geschitzte Unterkiinfte fur LSBTTIQ*-Fllichtlinge gewahrleisten,

® besondere Schutzrdume fir Madchen und Frauen schaffen, die geschlechtsspezifische
Gewalt erfahren haben bzw. traumatisiert sind,

®  Mitarbeiter/innen der Unterkiinfte fir den Umgang mit Gewaltopfern schulen.

Opfer von Gewalt missen auch in den Unterkiinften Zugang zu Unterstitzung und Beratung
erhalten. Etablierte Opferschutzeinrichtungen liegen oft nicht im Aktionsradius der Betroffe-
nen oder halten keine Angebote in der Muttersprache der Gefliichteten vor. Feste Ansprech-
partner/innen in den Einrichtungen oder zumindest Zugang zu telefonischer Hilfeleistung in
der Muttersprache kénnen hier erste Ansatzpunkte sein.

Zudem werden fir die Unterkiinfte Konzepte zur situativen Pravention empfohlen. Dabei
wird angeregt, die Unterbringungssituation selbst auf mdgliche gewaltauslésende Faktoren
zu prufen. Zur Pravention zéhlen die Vermeidung réaumlicher Enge, die Schaffung von Pri-
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vatsphare, Schutz vor Larm, die Einhaltung von Hausregeln, die Vermeidung spannungsaus-
I6sender Personenkonstellationen.

Mit dem Masterplan Integration und Sicherheit wurden im Mai 2016 bereits wesentliche Ziele
zum Schutz der Gefliichteten vor Gewalt festgehalten und eine Uberpriifung des Umset-
zungsstands im jahrlichen Turnus vereinbart. Zu empfehlen ist in diesem Zusammenhang
auch ein Verfahren zur kontinuierlichen Weiterentwicklung und Qualitétsverbesserung, um
aktuelle Entwicklungen und Bedarfe jeweils in diesem Plan abbilden zu kénnen.

Vor dem Hintergrund, dass insbesondere bei der Unterbringung unbegleiteter minderjéhriger
Flichtlinge auf einen sinnvoll strukturierten Tagesablauf zu achten ist (inkl. Schu-
le/Ausbildung, Freizeit/Sport, Pflichten in der Unterkunft), ist auch die Kooperation mit den
etablierten Akteuren vor Ort von Bedeutung, um hier die Zugangsmdoglichkeiten dieser Ziel-
gruppe zu entsprechenden Angeboten zu sichern. Nicht zuletzt ist auch der Zugang zu sozia-
ler und psychologischer Beratung fir diese Zielgruppe unerlasslich.

5.11.3 Modellprojekte und Netzwerke strategisch angelegter Pravention férdern

Der Bereich Soziales unterstreicht im Gesamtkonzept zur Reduzierung von Jugendgewalt
(Gesamtkonzept 2011) nicht nur den Zusammenhang von erlebter Gewalt in der eigenen
Biografie und der Wahrscheinlichkeit spaterer eigner Gewaltausiibung, sondern schlagt auch
verschiedene Malinahmen zur strategischen Pravention auf diesem Gebiet vor. Insbesondere
das damals (2008) aufgelegte Aktionsprogramm ,Vielfalt férdern — Zusammenhalt starken“
vereint sozialrdumlich orientierte Angebote im Jugendbereich, Elternarbeit sowie die Koope-
ration mit Migrantenorganisationen. Ebenso stehen spezifisch gewaltpréaventive Themen wie
Konfliktbewaltigung oder Jugendarbeit mit méannlichen Migranten im Fokus des Programms.
Als Netzwerkpartner dieses Aktionsprogramms waren im Sozialraum tatige Institutionen wie
Jugendeinrichtungen, Stadtteilzentren, Quartiersmanagements, Sportorganisationen sowie
Migrantenorganisationen angesprochen.

Es ist zu empfehlen, ein dhnlich konstruiertes Angebot bereitzustellen, in dessen Rahmen
Modellprojekte zur Starkung des sozialrdumlichen Zusammenhalts allgemein, aber auch spe-
zifisch gewaltpraventive Kooperationsprojekte gefordert werden kénnen. Dadurch ergéabe
sich — parallel zur empfohlenen Stéarkung fester Akteure wie den Stadtteilzentren — die M6g-
lichkeit, aktuelle Impulse und neu entstandene Akteure, wie z.B. Organisationen im Bereich
der Fluchtlingshilfe, strategisch in die Gestaltung des sozialen Zusammenlebens einzubinden
und einen Beitrag zur sozialraumlichen Gewaltpravention zu leisten.

5.11.4 Gesellschaftlichen Zusammenhalt und Beteiligung férdern

Als Herausforderung aus Perspektive des Bereichs Soziales kann die Integration verschiede-
ner gesellschaftlicher Gruppen in ein funktionierendes nachbarschaftliches Zusammenleben,
insbesondere in sozial schwachen Quartieren, angesehen werden. Integration meint in die-
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sem Kontext nicht nur die Einbeziehung verschiedener Migrantencommunitys, sondern viel-
mehr die Organisation des Zusammenlebens von Jiingeren und Alteren, von Berufstatigen
und Menschen ohne Erwerbstétigkeit, von Familien und allein lebenden Rentner/innen und
nicht zuletzt von ,Alteingesessenen* und neu Zugewanderten.

Eine Schlusselfunktion fur diese Aufgabe kommt in diesem Kontext wiederum den Stadtteil-
zentren zu, aber auch im Rahmen regionsspezifisch konzipierter Modellprojekte sollte sich
dieses integrative Element wiederfinden. Darliber hinaus sind Mafnahmen burgerschaftli-
chen Engagements zu begriiBen (z.B. Stadtteilmitter bzw. Kiezlots/innen bis hin zu Lese-
pat/innen und ehrenamtlichen Lehrkraften fir Gefliichtete), da sie sowohl fiir den/die ehren-
amtlich Tatige(n) als auch fur die Unterstitzungsempfanger/innen von Nutzen sind, Kontak-
te entstehen lassen und Vorurteile abbauen kénnen. Zu beachten ist jedoch, dass durch die
Foérderung bestimmter prioritdrer Themen, wie aktuell der Integration von Geflichteten,
nicht die Belange anderer Gruppen in den Hintergrund treten und ein Gefiihl des ,,Abge-
héngtseins* bei anderen Zielgruppen verstarkt wird.

5.11.5 Vernetzungen zielgerichtet gestalten und biindeln

Wie in den vorhergehenden Abschnitten angeklungen ist, agiert der Bereich Soziales weder
direkt bei der Préavention von Gewalt noch indirekt bei der Gestaltung eines lebendigen Sozi-
alraums allein. Vielmehr sind an dieser Stelle Kooperationen auf Ebene der Senatsverwaltun-
gen notwendig, insbesondere mit den Bereichen Stadtentwicklung (als federfihrend fiir das
Quartiersmanagement), Jugend und Familie sowie Integration, um gemeinsame Ziele zu
verfolgen und Parallelstrukturen mdglichst zu vermeiden.

Von besonderem Belang sind aufgrund des hier vorgeschlagenen sozialraumlichen Ansatzes
der Jugendgewaltpravention vor allem Kooperationen auf Ebene der Bezirke. Dies betrifft
zum einen die Ebene der Bezirksverwaltung, darunter die Bereiche Jugend und Familie, So-
ziales, Wohnen sowie auch die Integrationsbeauftragtenls. Zum anderen sind Akteure wie
das lokale Quartiersmanagement, Stadtteilzentren, Familienzentren, Nachbarschaftsinitiati-
ven, Migrantenorganisationen und Einrichtungen fur Gefliichtete u.a. wichtige Netzwerk-
partner fur die in diesem Kapitel beschriebenen Aufgaben. Auch hier gilt es, Synergien her-
zustellen und gleichzeitig Parallelstrukturen zu vermeiden: So sind mitunter wenige Aus-
tauschgremien, die jedoch Uber eine klar definierte Zielstellung und Verantwortungsauftei-
lung unter den beteiligten Akteuren verfiigen, gut geeignet, um effizient und zielorientiert
zusammenzuarbeiten.

13 . . i . . . . . .
Die genauen Zuschnitte der bezirklichen Ressorts sowie deren Bezeichnungen sind von Bezirk zu Bezirk verschie-
den.
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5.12 Stadtentwicklung

Zentrale Empfehlungen

® Jugendgewalt als weiterer Indikator in die Forderentscheidung des Quartiersmanage-
ments aufnehmen,

" neben anderen Angeboten auch baulich-raumliche MaBnahmen einer situativen Ge-
waltpravention fordern,

®  Schulen und andere Bildungseinrichtungen im Quartier weiter sozialraumlich und ge-
waltpréaventiv vernetzen,

" in den Integrierten Entwicklungs- und Handlungskonzepten passgenaue gewaltpraven-
tive Projektangebote entwickeln, an denen die ,starken Partner” der Quartiersentwick-
lung ankniipfen kénnen.

" Imageférdernde, prestigetrachtige Gewaltpraventionsprojekte wie Mitternachtssport
fordern, auch um das Selbstbewusstsein der Jugendlichen und Heranwachsenden zu
starken.

Im Bereich Stadtentwicklung wird insbesondere das Programm Soziale Stadt betrachtet,
welches im Rahmen des Quartiersmanagements umgesetzt wird. Aufgrund seiner Orientie-
rung an benachteiligten Stadtrdumen weist das Programm wichtige Anknipfungspunkte zu
einer sozialrdumlich orientierten Jugendgewaltpravention auf. Das Berliner Quartiersma-
nagement zielt auf eine Stabilisierung benachteiligter Nachbarschaften durch die Starkung
des sozialen Zusammenhalts ab (Berliner Quartiersmanagement 2016). Kennzeichnend sind
ein konsequenter Sozialraumbezug sowie die Erarbeitung und Fortschreibung von gebiets-
spezifischen Integrierten Handlungs- und Entwicklungskonzepten (Bundestransferstelle Sozi-
ale Stadt 2014, 9).

Gewaltpraventive Themen (wie z.B. Sicherheit im 6ffentlichen Raum, Gewalt an Schulen)
spielen durchaus eine Rolle, sind aber in der Gesamtanlage des Quartiersmanagements dem
Benachteiligungsausgleich auf sozialrdumlicher Ebene untergeordnet. Spezifisch gewaltpréa-
ventive Angebote und MaRnahmen kdnnen also durch das Berliner Quartiersmanagement-
verfahren nicht ersetzt werden. Dennoch bietet das Programm — mit einem Fokus auf sozia-
ler Benachteiligung sowie zentralen Risikofaktoren — einen wichtigen Ansatzpunkt fir die
Weiterentwicklung einer sozialraumorientierten Pravention von Jugendgewalt.

5.12.1 Jugendgewalt und sozialer Benachteiligung auf sozialraumlicher und Indivi-
dualebene entgegenwirken

Gebiete, die im Rahmen des Quartiersmanagements gefordert werden, weisen vielfaltige
Merkmale der Benachteiligung auf. Indikatoren hierfir sind Kinderarmut, Transferbezug und
(Langzeit-)Arbeitslosigkeit (Berliner Quartiersmanagement 2016). Grundsétzlich bestatigt das
Monitoring Jugendgewaltdelinquenz den Berliner Quartiersansatz: Auch bei der Jugendge-
walt zeigt sich ein eindeutiger Zusammenhang zwischen Gewaltbelastung und sozialer Lage.
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Der Ausgleich sozialraumlicher Benachteiligung, der zentraler Ankerpunkt des Programmes ist,
stellt einen wichtigen Ausgangspunkt fur die Gewaltpravention dar.

Derzeit ist eine Uberdurchschnittliche Belastung mit Jugendgewalt in einem Gebiet kein Indi-
kator fur Benachteiligung im Rahmen der sozialen Stadtentwicklung. Mit Blick auf die sozial-
raumliche Konzentration von Jugendgewalt in bestimmten Quartieren und an bestimmten
Orten sollte gepruft werden, ob und inwieweit Jugendgewalt als weiterer Indikator in die
Forderentscheidung fir das Quartiersmanagement eingefiihrt werden kann. Das Monitoring
Jugendgewaltdelinquenz bietet die hierzu erforderlichen sozialraumbezogenen Informationen
und konnte ggf. auch ausgewahlte altersunspezifische Aspekte — beispielsweise kiezbezoge-
ne Straftaten — integrieren, um einen ausreichend belastbaren Indikator bereitzustellen.
Belastete Sozialraume, in denen sich Gewaltproblematiken zu verfestigen drohen, kénnten
auf diese Weise frihzeitig identifiziert werden. Zudem kodnnten solche Gebiete kenntlich
gemacht werden, deren Gewaltbelastung sich aus ihrer Funktion als Ausgehviertel und ,,Par-
tymeilen* ergibt. Wissen tber Auspragung und Ursache der Hochbelastung eines Gebiets ist
eine unabdingbare Voraussetzung fiir den zielgenauen Einsatz von Ressourcen fir die (Ju-
gend-)Gewaltpravention.

In den Integrierten Handlungs- und Entwicklungskonzepten (IHEK) der Quartiersmanage-
mentgebiete sollten auf der Grundlage des Berliner Monitorings Jugendgewaltdelinquenz
Aussagen zur Jugendgewalt und Sicherheit im 6ffentlichen Raum verpflichtend verankert
werden. Ein solches Vorgehen schliefit an das bewéahrte Berliner Modell der kiezorientierten
Gewalt- und Kriminalitatspravention an. Um eine Stigmatisierung der betroffenen Quartiere
zu vermeiden, sollten gleichzeitig prestigetrachtige gewaltpraventive Angebote und Aktivita-
ten vorgehalten werden.

Die konkreten Malinahmen im Bereich der Jugendgewaltpravention sollten sich — neben den
oftmals bereits vorhandenen primarpraventiven Angeboten, beispielsweise in Jugendfreizeit-
einrichtungen, der mobilen Jugendsozialarbeit oder auch an den Schulen, die durchaus wei-
tergefuhrt werden sollten — auch mit baulichen und raumlichen MalRnahmen einer situativen
Gewaltpravention auseinandersetzen. Hierfur ist das Programm Soziale Stadt mit einem
Schwerpunkt auf der Beseitigung von baulichen Missstanden im Wohnumfeld geradezu pra-
destiniert. Es gibt zudem einen nachweisbaren Zusammenhang zwischen der subjektiven
Sicherheit und dem baulich-raumlichen Zustand eines Wohngebiets, sodass es lohnenswert
erscheint, in den Berliner Quartiersmanagementgebieten verstarkt im Rahmen einer situativ-
stadtebaulichen Gewaltpravention tatig zu werden (Lukas 2010, 251).

Hierfur sollten die lokalen Akteure in den Gebieten durch die Senatsverwaltung fir Stadt-
entwicklung und Wohnen beféhigt werden, indem ihnen praxisorientierte Hilfestellungen an
die Hand gegeben werden (z.B. Handreichungen, Fortbildungen und Fachaustausche). Dar-
Uber hinaus sollte es mdglich sein, gewaltpraventive Malnahmen, die sich konkreter Proble-
me vor Ort annehmen, Uber eine Férderung aus dem Netzwerk-Fonds der Sozialen Stadt zu
finanzieren. Lohnenswert erscheint hier, nach Abschluss der Evaluation einen genaueren
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Blick auf das Modellprojekt ,Perspektiven fur Jugend und Nachbarschaft in Neukdlln“ zu
werfen.

Fir die gewaltbelasteten Ausgehviertel kénnte dartber hinaus in Kooperation mit anderen
Verwaltungen und Akteuren ein situatives Handlungs- und/oder Aktionsprogramm entwickelt
werden.

5.12.2 Schulen als Ankerpunkte fiir die Primarpravention starken

Schulen sind, wie bereits eingangs beschrieben, wichtige lokale Institutionen, wenn es um
die Pravention von Jugendgewalt geht. Gerade in sozial benachteiligten Stadtquartieren
mussen die lokalen Bildungseinrichtungen kompensieren, was die Eltern nicht Ubernehmen
konnen: Dies macht eine Offnung der Schulen zum Quartier und seinen Bewohner/innen
notwendig, was sich u.a. in einem erweiterten zeitlichen und rdumlichen Angebot zeigt
(Bundestransferstelle Soziale Stadt 2014, 16).

In diesem Kontext hat, neben den bereits erwédhnten Programmen Jugendsozialarbeit an
Schulen und Bonus-Programm, die Etablierung von stadtteilbezogenen Netzwerken im Rah-
men von Bildungslandschaften eine besondere Bedeutung. Inzwischen gibt es eine Reihe
verschiedener Modellvorhaben (z.B. ,Lernen vor Ort*), die auf eine sozialraumbezogene
Vernetzung von Bildungsinstitutionen setzen. Grundséatzlich wird den sozialraumbezogenen
(Bildungs-) Ansatzen eine gute Wirksamkeit unterstellt, insbesondere profitieren Kinder und
Jugendliche mit besonderen Schwierigkeiten, Geféahrdungssituationen oder Benachteiligun-
gen von ihnen (Volkholz/Antony 2015). Gleichwohl, auch das zeigt die Untersuchung, wer-
den neue Kooperationsformen oftmals nur durch neue oder zusatzliche Verwaltungen, Ar-
beitskreise oder Lenkungsgruppen realisiert (Volkholz 2016, 12). Zudem stellt die nicht sozi-
alrdumlich orientierte Bewirtschaftung der Mittel ein Problem dar (Volkholz 2016, 8).

Fir eine abschlieBende Bewertung ist es sicherlich zu friih. Dennoch machen die bestehen-
den Modellvorhaben neugierig, ob und — wenn ja — wie es gelingt, Schulen und andere Bil-
dungseinrichtungen sozialraumlich und gewaltpraventiv zu vernetzen. Hier ergibt sich zu-
satzlicher Forschungs- und Handlungsbedarf.

5.12.3 Modellprojekte und Netzwerke strategisch angelegter Pravention fordern

Das Thema Jugendgewalt ist fur die lokalen Akteure des Quartiersmanagements oftmals
schwierig zu bearbeiten: Bei einer allzu offenen Problematisierung mussen sie befiirchten,
symbolische Stigmatisierungs- und Abwertungsprozesse einzulduten, die das Potenzial ha-
ben, die Ergebnisse einer langjahrigen Arbeit im Quartier zu gefahrden.

Die lokalen Akteure sollten deshalb durch die Senatsverwaltung bei einer Thematisierung
des Problems offensiv unterstitzt werden. Zudem sollte geprift werden, ob gleichzeitig
imagefordernde und prestigetrachtige gewaltpraventive Modellprojekte finanziert werden
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kénnen. Denn so hat beispielsweise die Evaluation des ,MitternachtsSports* gezeigt: Presti-
getrachtige Jugendprojekte erhéhen das Selbstbewusstsein der teilnehmenden Jugendlichen
und kdnnen so auch der Stigmatisierung von Wohnquartieren, also der symbolischen Exklu-
sion, entgegenwirken (Aumiuller 2015, 131).

5.12.4 Vernetzungen zielgerichtet gestalten und biindeln

Soziale Stadt versteht sich als ressortiibergreifendes Programm, das die sektoralen (Verwal-
tungs-)Zustéandigkeiten Uberwindet und die komplexen Problemlagen vor Ort durch integrier-
te MalBnahmen adressiert (Bundestransferstelle Soziale Stadt 2014, 23). Hierzu gehort in
Hinblick auf eine sozialraumorientierte Gewaltpravention auch die ressortiibergreifende Ko-
operation mit der Zentralstelle fir Pravention des Landeskriminalamts, insbesondere mit der
stadtebaulichen Pravention. Angesichts der im Monitoring Jugendgewaltdelinquenz beschrie-
benen Konzentrationen von Jugendgewalt in hochfrequentierten Rdumen in Berlin sollte die
Kooperation mit der stéadtebaulichen Pravention des Landeskriminalamts ausgebaut werden.
Zudem ware zu Uberlegen, ob ein internationaler Erfahrungs- und Fachaustausch zur stadte-
baulichen Kriminalitatspravention in hochfrequentierten Ausgehvierteln organisiert werden
kénnte.

Neben einer ressortiibergreifenden Kooperation innerhalb der Verwaltung sollten im Rahmen
einer sozialraumorientierten Gewaltpravention neben den verschiedenen Bildungs- und Ju-
gendeinrichtungen weitere Akteure gewonnen werden. Diese im Programm Soziale Stadt als
»Starke Partner” bezeichneten Gruppen umfassen lokale Wirtschaftsunternehmen, aber ins-
besondere die Wohnungswirtschaft. Diese sind, das zeigt die Zwischenevaluation des Bund-
Lander-Programms, zentrale Akteure der Quartiersentwicklung und engagiert in vielen ver-
schiedenen Bereichen (Bundestransferstelle Soziale Stadt 2014, 31ff.).

Im Bereich der Gewaltpravention ist das bislang jedoch nur selten der Fall. Das mag daran
liegen, dass es in vielen Berliner Quartiersmanagementgebieten gegenwartig keine passge-
nauen Projekte zur Gewaltpravention gibt, an denen diese Akteure anknipfen konnten.
Denn genau dies stellt eine wichtige Voraussetzung fur das Engagement externer Akteure im
Stadtteil dar (Bundestransferstelle Soziale Stadt 2014, 32). Insofern sollten — wie bereits
beschrieben — in den Integrierten Entwicklungs- und Handlungskonzepten neben datenba-
sierten Aussagen zur Belastung mit Jugendgewalt auch passgenaue Projektangebote entwi-
ckelt werden, an denen ,starke Partner” der Quartiersentwicklung ankniipfen kénnen.

Das Programm Soziale Stadt hat also — kurz gefasst — keinen spezifisch gewaltpraventiven
Charakter, ist aber insbesondere durch seine Sozialraumorientierung und den Ansatz des
Benachteiligungsausgleichs ein wichtiger Ansatzpunkt fir die Jugendgewaltpravention. Die-
ser Bedeutung sollte durch eine Mitarbeit des zustandigen Ressorts im Rahmen der Landes-
kommission Berlin gegen Gewalt auch Rechnung getragen werden.
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5.13 Landeskommission Berlin gegen Gewalt und ressortibergreifende
Koordination

Zentrale Empfehlungen

® Bezirkliche Praventionsgremien zur Vernetzung und gezielten Intervention in sozial-
raumlichen Brennpunkten entwickeln und stérken, bezirkliche Préventionspléne auf-
bauen,

® Bedarfsanalyse zur Weiterentwicklung der Jugendgewaltprévention in den Fachverwal-
tung fordern,

= (berginge zwischen Radikalisierung und Gewalt im Jugendbereich zielgerichtet fokus-
sieren und

®  Mdglichkeiten zur langerfristigen Forderung und Entwicklung von Modellprojekten fur
Pravention mit Gefliichteten gewahrleisten.

Die Landeskommission Berlin gegen Gewalt leistet als zentrales Praventionsgremium des
Landes Berlin auch exponierte Beitrage zur Stéarkung der Jugendgewaltpravention in Berlin.
Neben der Steuerung der Arbeitsstelle Jugendgewaltpravention zéhlen dazu u.a. auch die
Berliner Praventionstage, die Umsetzung von Projektférderungen und Projektwettbewerben,
Kampagnen, etwa gegen Ubergriffe auf Staatsbedienstete, Aktivitdten im Bereich der For-
schung und des Transfers sowie der Vernetzung. Diese Beitrdge bleiben auch zukiinftig von
hoher Bedeutung, auch fiir die Gewaltpravention insgesamt und die zielgruppenspezifische
Pravention bei Kindern und Jugendlichen. Der langjahrigen Arbeit der Landeskommission
Berlin gegen Gewalt ist es mafRgeblich zu verdanken, dass die Themen Jugendgewalt und
Pravention von Jugendgewalt auf der politischen Agenda der Stadt einen festen Stellenwert
haben. Die langjahrige Forderung der Fachdebatte, z.B. durch Fachveranstaltungen
und -publikationen, hat in einer vielfaltigen, oftmals ressortiibergreifenden und innovativen
Berliner Praventionspraxis ihre Spuren hinterlassen. Die Landeskommission tragt nicht zu-
letzt auch durch ihre Offentlichkeitsarbeit und die Ehrung ausgewéhliter Akteure dazu bei,
eine Anerkennungskultur im Bereich der Gewaltpravention zu starken, was durch Mdglichkei-
ten einer langerfristige Forderung fir gut befundener Projekte noch beférdert werden kénn-
te.

In der Koalitionsvereinbarung fiir das Land Berlin wird der Ausrichtung der Landeskommissi-
on auf Jugendliche nochmals ein erhéhter Stellenwert zugemessen und sie wird um Schwer-
punktsetzungen auf die bezirkliche Ebene und die Radikalisierungspravention erganzt (Koali-
tionsvereinbarung fiir das Land Berlin 2016, 105, 148). Beachtetet werden sollte, dass nicht
zuletzt die Befunde des Berliner Monitorings Jugendgewaltdelinquenz darauf aufmerksam
machen, dass auch die zielgruppenspezifische Gewaltpravention darauf angewiesen ist, ein
breites Spektrum von Risiko- und Schutzfaktoren fir Delinquenz zu bericksichtigen und
damit auch weitere Alters- und Zielgruppen und angrenzende Themenbereiche in der ju-
gendspezifischen Pravention nicht zu vernachlassigen. Neben altersgruppenspezifischen
Schwerpunktsetzungen wird daher empfohlen, auch weiterhin die thematische Breite pra-
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ventionsrelevanter Aufgaben im Rahmen der Landeskommission ausreichend zu beriicksich-
tigen (z.B. hausliche und sexualisierte Gewalt, Opferschutz, Sport und Gewalt).

Die Koalitionsvereinbarung fur Berlin sieht vor, ,auf 6ffentlichen Platzen und anderen Hot-
Spots der Jugendkriminalitéat Projekte sozialer Arbeit (Streetwork) [zu] schaffen und unter
der Koordination der Landeskommission gegen Gewalt in allen Bezirken Praventionsbeirate
ein[zu]richten und mit den erforderlichen Mitteln aus[zu]statten” (Koalitionsvereinbarung fur
das Land Berlin 2016, 148). In hoher Korrespondenz mit den sich aus den Befunden des
Monitorings Jugendgewaltdelinquenz ableitenden Bedarfen bietet sich hiermit eine Perspek-
tive, um der Jugendgewaltpravention in belasteten SozialrAumen strategische Impulse zu
geben. Es wird empfohlen, Synergien zum bestehenden Monitoringsystem zu nutzen, um die
Bezirke — in Verstarkung der bestehenden Transferpraxis der Arbeitsstelle Jugendgewaltpra-
vention — mit sozialraumbezogenen Gewalt- und Kriminalitdtsanalysen zu versorgen, die als
Grundlage fir die Entwicklung sozialraumbezogener kommunaler Praventionsstrategien fun-
gieren kdnnen. Mit der sogenannten kiezorientierten Gewalt- und Kriminalitatspravention
verfliigt Berlin Uber modellhafte Konzepte einer sozialraumorientierten Praventionsarbeit
(Behn 2001; Behn et al. 2003), die bereits im Rahmen der Landeskommission entwickelt
wurden und deren Ausrichtung angesichts der Analysen des Berliner Monitorings Jugendge-
waltdelinquenz auch weiterhin tragfahig und entwicklungsféhig erscheint: Die Konzentration
von Jugendgewalt in bestimmten Sozialraumen, die oftmals starke Uberlagerung mit Formen
sozialer Benachteiligung, der hohe Stellenwert bezirklich vernetzten Arbeitens, aber auch die
oft multiplen Belastungssituationen in einzelnen Kiezen (z.B. hausliche Gewalt, Schulverwei-
gerung usw.) sprechen fir eine intensivierte, modellhafte Férderung integrierter Praventi-
onsstrategien auf sozialraumlicher Ebene. An Bedeutung zugenommen haben im Zuge einer
wachsenden touristischen Attraktivitat Berlins auch sogenannte Ausgehviertel, fiur die zu-
gleich besonderer Innovations- und Entwicklungsbedarf besteht, der in geeigneter Form
durch modellhafte Ansatze der Préavention bearbeitet werden kénnte. Es wird empfohlen,
hierzu auch die Ubertragbarkeit von Erfahrungen aus anderen Bundeslandern — insbesonde-
re aus Niedersachsen — fir Berlin zu prifen.

In Erweiterung der qualitativen Sozialraumanalysen der Arbeitsstelle Jugendgewaltpraventi-
on (Kollnische Heide, Marzahn Nord) sollte zudem gepruft werden, inwieweit durch eine
Umstellung des bisherigen jahrlichen Berichtswesens bezirkliche Bedarfe verstarkt und in
qualitativ weiterentwickelter Form bedient werden kdnnen. Mittelfristig sind auch Mdglichkei-
ten einer auf dem Monitoring Jugendgewaltpravention aufbauenden Evaluation bezirklicher
Praventionsstrategien in bestimmten raumlichen Einheiten zu prifen.

Mit dem Landesprogramm Radikalisierungspravention hat die Landeskommission Berlin ge-
gen Gewalt dieses an Bedeutung gewinnende Themenfeld erschlossen und Schwerpunkte in
folgenden Bereichen gesetzt:

®  Praventionsarbeit an Schulen und Einrichtungen der Kinder- und Jugendhilfe,

®  geschlechterspezifische Information und Aufklarung fir Madchen und junge Frauen,
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®  Bezug zum Internet und den Sozialen Medien,

® Deradikalisierung sowie

®  Aus- und Fortbildung und Sensibilisierung von Fachkraften und Multiplikator/innen.
" Projekte fiur Geflichtete.

Auch unter Berilcksichtigung der Spezifik des Feldes der Radikalisierungspravention sind
aufgrund der Schwerpunktsetzung auf Schulen und Einrichtungen der Kinder- und Jugendhil-
fe Synergieeffekte fir die Jugendgewaltpravention anzunehmen. Im Sinne der durch die
Koalitionsvereinbarung formulierten Zielstellung, ,Programme der Radikalisierungs- und Ext-
remismus-Pravention so weiter[zu]entwickel[n], dass sie die Arbeit in Schule, Jugendarbeit
und Nachbarschaftseinrichtungen wirkungsvoll ergéanzen“ (Koalitionsvereinbarung fiir das
Land Berlin 2016, 105), sind insofern gute Grundlagen vorhanden, um dieses neue Themen-
feld — komplementér zu bewédhrten Ansatzen im Bereich der Rechtsextremismuspravention
und der Demokratieférderung — auch in die Weiterentwicklung des Gesamtkonzepts zur Re-
duzierung der Jugendgewaltdelinquenz einzubringen. Es wird empfohlen, diese Schnittstellen
und Synergien auch unter Einbeziehung der Arbeitsstelle Jugendgewaltpravention weiter zu
nutzen.

Fir die insgesamt im Fokus des Auftrags der Arbeitsstelle Jugendgewaltpravention stehende
Weiterentwicklung des Berliner Gesamtkonzepts zur Reduzierung der Jugendgewaltdelin-
quenz wird mit Blick auf den fir das Ende des zweiten Quartals 2018 vorgesehenen Ab-
schlussbericht Uberdies eine intensivierte ressortiibergreifende Kooperation wie auch eine
gezielte Erhebung ressortspezifischer Bedarfe und Planungen empfohlen. Um eine passge-
naue Uberarbeitung des Gesamtkonzepts zu gewahrleisten, wird empfohlen, ein geeignetes
Verfahren zu entwickeln, mittels dessen die Bewahrung bestehender Verfahren aus Sicht der
Ressorts wie auch Bedarfe zur Weiterentwicklung und Setzung von Prioritdten erhoben und
nutzbar gemacht werden kénnen. Dabei sollte an bestehende Vorerfahrungen (Projekterhe-
bungen, erweiterte Bestandsaufnahme) angeknipft und zugleich die Frage nach Entwick-
lungsbedarfen und -potenzialen noch starker bertcksichtigt werden. Neben den Beitragen
der Arbeitsstelle Jugendgewaltprévention, die auch die Entwicklung geeigneter Abfragever-
fahren umfassen sollten, ist also zu empfehlen, verstarkt auch eigenstéandige Beitrage der
Ressorts zu animieren, um das Gesamtkonzept bedarfsgerecht zu aktualisieren.

Die Landeskommission ist auch an der interdisziplindren Zusammenarbeit in der seit 1999
unter Federfiihrung des Jugendressorts bestehenden Ressortiibergreifenden Arbeitsgruppe
Kinder- und Jugenddelinquenz (RUAG) beteiligt. Die RUAG dient der Erdrterung wichtiger
aktueller Fragen der Gewaltpravention und der Abstimmung konkreter Verfahrenswege. Sie
hat sich als wichtiges Gremium bewahrt, um die ressortiibergreifende Abstimmung in diesem
Bereich zu verankern.

Dartber hinaus gibt es zahlreiche weitere Formen der Vernetzung im Themenfeld der Ge-
waltpravention, etwa die Koordinierungsgruppe der Arbeitsstelle Jugendgewaltpravention,
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themenbezogene Netzwerke im Bereich Polizei und Justiz oder den Informationsaustausch
zwischen Jugendstrafjustiz und Familiengerichten. Die Vernetzungsarbeit wird aus Sicht der
Beteiligten sehr geschatzt und spielt eine bedeutende Rolle, um die Aktivitaten und Verfah-
renswege der einzelnen Ressorts bis hin zur Ebene der Arbeit mit Familien oder Jugendlichen
gut abstimmen zu kdnnen. Empfehlenswert ist angesichts der Vielzahl wichtiger Vernet-
zungsinstrumente daher weniger die Schaffung neuer Netzwerkstrukturen, als vielmehr die
Prifung von Potenzialen der verstarkten Bindelung und Fokussierung. Unter Federfiihrung
der Landeskommission wére in diesem Sinne zu prifen, ob und inwiefern Bedarfe zur Ver-
meidung von Uberschneidungen, zur Biindelung entsprechender Strukturen und zum gebiin-
delten Austausch Uber die jeweiligen Ergebnisse bestehen.
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6 Abkurzungsverzeichnis

ADAS
AGG
AGV
AiS
AV
BAPP
BFV
GPR
IHEK
JGG
LADS
LISUM
LSBTTIQ*
LSB
OASS

P

R2

RUAG

SGB

Anlaufstelle Antidiskriminierung und Diversity an Schulen
Allgemeines Gleichbehandlungsgesetz
Anti-Gewalt-Veranstaltung der Berliner Polizei

Programm Ausbildung in Sicht

Ausfihrungsvorschrift

Berliner Ausbildungsplatzprogramm

Berliner FuRRballverband

Gleichstellungspolitisches Rahmenprogramm

Integriertes Handlungs- und Entwicklungskonzept
Jugendgerichtsgesetz

Landesstelle fir Gleichbehandlung — gegen Diskriminierung
Landesinstitut fir Schule und Medien Berlin-Brandenburg
lesbisch, schwul, bisexuell, transsexuell, transgender, intersexuell und queer
Landessportbund Berlin

Ortlicher Ausschuss Sport und Sicherheit

Ein p-Wert liegt im Bereich von 0 bis 1. Der p-Wert ist ein Wahrscheinlich-
keitsmal? fur die Anzeichen gegen die Annahme der Nullhypothese. Geringe-
re Wahrscheinlichkeiten liefern starkere Anzeichen dafir, dass die Nullhypo-
these nicht zutrifft.

Der Korrelationskoeffizient ,r“ gibt das MaR des linearen Zusammenhangs
zwischen zwei Variablen an. Er kann Werte zwischen -1 (perfekt negativer
Zusammenhang), 0 (kein Zusammenhang) und +1 (perfekt positiver Zu-
sammenhang) annehmen.

Der Determinationskoeffizient R2 gibt an, welcher Anteil der Varianz einer
bestimmten Variablen durch das statistische Modell vorhergesagt wird. Er
kann Werte von 0 (keine Varianzaufklarung) bis +1 (die Varianz wird voll-
stéandig durch das Modell vorhergesagt) annehmen.

Ressortibergreifenden Arbeitsgruppe Kinder- und Jugenddelinquenz

Sozialgesetzbuch
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SIBUZ

SToP
TIV
TOE
TOI

Schulpsychologisches und Inklusionspadagogisches Beratungs- und Unter-
stitzungszentrum

Soziale Task Force fur offensive Padagogik
Themenbezogene Informationsveranstaltung der Berliner Polizei
Taterorientierte Ermittlungsarbeit

Taterorientierte Intervention
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8 Ubersicht der Publikationen der Arbeitsstelle Jugendge-
waltpravention

Die nachfolgende Zusammenstellung dient der Dokumentation der Aktivitaten der Arbeits-
stelle Jugendgewaltprévention. Es handelt sich nicht um einen Nachweis zitierter Publikatio-
nen, der im Literaturverzeichnis zu finden ist.

8.1 Berliner Monitoring Jugendgewaltdelinquenz

Bergert, Michael/Luter, Albrecht/Schroer-Hippel, Miriam (2015): Berliner Monitoring Jugend-
gewaltdelinquenz. Zweiter Bericht 2015. Berlin (Berliner Forum Gewaltpravention, Nr. 56).

Luter, Albrecht/Schroer-Hippel, Miriam/Bergert, Michael (2016): Berliner Monitoring Jugend-
gewaltdelinquenz. Dritter Bericht 2016. Risikofaktoren in Schule und Erziehung. Berlin (Berli-
ner Forum Gewaltprévention, Nr. 58).

Schroer-Hippel, Miriam/Karliczek, Kari-Maria (2014): Berliner Monitoring Jugendgewaltdelin-
guenz. Erster Bericht 2014. 2., korrigierte Auflage. Berlin (Berliner Forum Gewaltpravention,
Nr. 53).

8.2 Evaluationsberichterstattung

Behn, Sabine/Liter, Albrecht (Hg.) (2015): Gewaltpravention und Sport. Drei Projektevalua-
tionen. Arbeitsstelle Jugendgewaltpravention. Berlin.

Luter, Albrecht (Hg.) (2015): Pravention auf dem Priifstand. Evaluationsstudien zu Berliner
MaRnahmen und Projekten gegen Jugendgewalt. Berlin (Berliner Forum Gewaltpravention,
Nr. 57).

Luter, Albrecht (Hg.) (2016): Die Praxis der Pravention. Evaluationsstudien zu Berliner Maf3-
nahmen und Projekten gegen Jugendgewalt — Zweite Folge. Berlin (Berliner Forum Gewalt-
pravention, Nr. 61).

Luter, Albrecht/Bergert, Michael (Hg.) (2015): Gewaltpravention in einer pluralen Stadt. Drei
Projektevaluationen. Berlin.

Liter, Albrecht/Schroer-Hippel, Miriam (Hg.) (2015): Gewaltpréventive Arbeit mit gefahrde-
ten und straffalligen jungen Menschen. Vier Projektevaluationen. Berlin.

Liter, Albrecht (Hg.) (2016): Die Praxis der Pravention. Evaluationsstudien zu Berliner Maf3-
nahmen und Projekten gegen Jugendgewalt — Zweite Folge. Berlin (Berliner Forum Gewalt-
pravention, Nr. 61).



Ubersicht der Publikationen der Arbeitsstelle Jugendgewaltprévention

8.3 Projektevaluationen

Bergert, Michael/Liter, Albrecht (2016): Gemeinsam gegen Gewalt. Gewaltpravention an der
Berliner ,,Magnolienschule”. Eine Good-Practice-Studie. In: Luter, Albrecht (Hg.): Die Praxis
der Pravention. Evaluationsstudien zu Berliner MaRnahmen und Projekten gegen Jugendge-
walt — Zweite Folge. Berlin (Berliner Forum Gewaltpravention, Nr. 61), S. 163-198.

Hirseland, Aline-Sophia (2015): Die "Konfliktagentur im Sprengelkiez". Ehrenamtliche Stadt-
teilmediation in Berlin-Wedding. In: Luter, Albrecht/Bergert, Michael (Hg.): Gewaltprévention
in einer pluralen Stadt. Drei Projektevaluationen. Berlin, S. 137-166.

Karliczek, Kari-Maria (2015): Peer-Mediation hinter Gittern. Konstruktive Konfliktbearbeitung
in der Jugendstrafanstalt. In: Liuter, Albrecht/Schroer-Hippel, Miriam (Hg.): Gewaltpraventive
Arbeit mit gefahrdeten und straffalligen jungen Menschen. Vier Projektevaluationen. Berlin,
S. 120-145.

Karliczek, Kari-Maria (2015): Peer-Mediation hinter Gittern. Konstruktive Konfliktbearbeitung
in der Jugendstrafanstalt. In: Luter, Albrecht (Hg.): Pravention auf dem Priifstand. Evaluati-
onsstudien zu Berliner Malinahmen und Projekten gegen Jugendgewalt. Berlin (Berliner Fo-
rum Gewaltpravention, Nr. 57), S. 64—68.

Later, Albrecht/Behn, Sabine (2015): "Bleib Cool am Pool" — ein sozial-integratives und ge-
waltpraventives Konfliktlotsenprojekt im Freibad. In: Behn, Sabine/Liiter, Albrecht (Hg.):
Gewaltpravention und Sport. Drei Projektevaluationen. Berlin, S. 10-78.

Liter, Albrecht/Behn, Sabine (2015): Bleib Cool am Pool. Ein gewaltpraventives Konfliktlot-
senprojekt in Berliner Sommerbadern. In: Later, Albrecht (Hg.): Pravention auf dem Pruf-
stand. Evaluationsstudien zu Berliner Malinahmen und Projekten gegen Jugendgewalt. Berlin
(Berliner Forum Gewaltpravention, Nr. 57), S. 80-85.

Later, Albrecht (2016): Jugendgewalt und Pravention im sozialen Brennpunkt. Die K&lInische
Heide in Berlin-Neukodlin. In: Liter, Albrecht (Hg.): Die Praxis der Pravention. Evaluations-
studien zu Berliner MaBnahmen und Projekten gegen Jugendgewalt — Zweite Folge. Berlin
(Berliner Forum Gewaltpravention, Nr. 61), S. 75-162.

Schroer-Hippel, Miriam (2015): Psychische Stérungen bei straffélligen Jugendlichen erken-
nen. Das Projekt Wegeplanung Sudost. In: Luter, Albrecht (Hg.): Préavention auf dem Prif-
stand. Evaluationsstudien zu Berliner MalRnahmen und Projekten gegen Jugendgewalt. Berlin
(Berliner Forum Gewaltpravention, Nr. 57), S. 58-63.

Schroer-Hippel, Miriam (2015): Psychische Stérungen bei strafféalligen Jugendlichen erken-
nen. Das Projekt Wegeplanung Sudost. In: Luter, Albrecht/Schroer-Hippel, Miriam (Hg.):
Gewaltpraventive Arbeit mit gefahrdeten und straffalligen jungen Menschen. Vier Projekteva-
luationen. Berlin, S. 98-119.

91



92

Jugend stédrken gegen Gewalt

Schroer-Hippel, Miriam (2016): Das systemisch-ldsungsorientierte Antigewalttraining TE-
SYA®. Evaluation eines genderreflektierten Angebots fiir Jugendliche. In: Liter, Albrecht
(Hg.): Die Praxis der Pravention. Evaluationsstudien zu Berliner MaBnahmen und Projekten
gegen Jugendgewalt — Zweite Folge. Berlin (Berliner Forum Gewaltpravention, Nr. 61), S.
199-235.

8.4 Befunde, Konzepte, Methoden

Behn, Sabine/Bergert, Michael/Karliczek, Kari-Maria/Luter, Albrecht/Schroer-Hippel, Miriam
(2015): Jugendgewalt und Pravention in Berlin. Befunde, Konzepte, Perspektiven. Berlin,
01.12.2015.

Bergert, Michael (2015): Selbstevaluation in der Jugendgewaltpravention. In: Luter, Albrecht
(Hg.): Pravention auf dem Prufstand. Evaluationsstudien zu Berliner Malnahmen und Projek-
ten gegen Jugendgewalt. Berlin (Berliner Forum Gewaltpravention, Nr. 57), S. 103-104.

Glock, Birgit (2014): Projekte, Programme und MalRnahmen der Gewaltpravention in Berlin.
Meta-Evaluation und Evaluationssynthese von Berliner Evaluationen (2006 — 2014). Berlin.

Glock, Birgit (2015): Gewaltpraventive Angebote fur Jugendliche. Eine Meta-Evaluation und
Evaluationssynthese. In: Unsere Jugend, H. 2, S. 59-70.

Glock, Birgit/Karliczek, Kari-Maria (2014): Meta-Evaluation, Evaluationssynthese und Ent-
wicklung von Bewertungskriterien http://bit.ly/1Xqd8cx, 12.05.2014.

Karliczek, Kari-Maria/Bergert, Michael (2014): Handreichung Selbstevaluation. Handlungs-
empfehlungen fir Projekte im Bereich der Jugendgewaltpravention. Berlin (Berliner Forum
Gewaltpravention, Nr. 51).

Liter, Albrecht (2015): Jugendgewalt und Pravention in Berlin. Zum Profil der Arbeitsstelle
Jugendgewaltpravention. In: Unsere Jugend, H. 7/8, S. 309-320.

Later, Albrecht/Schroer-Hippel, Miriam (2015): Jugendgewalt in Berlin. Zur Evaluation pra-
ventiver Malinahmen und Projekte. In: Luter, Albrecht (Hg.): Pravention auf dem Prifstand.
Evaluationsstudien zu Berliner MaBnahmen und Projekten gegen Jugendgewalt. Berlin (Ber-
liner Forum Gewaltpravention, Nr. 57), S. 12-30.

Liter, Albrecht/Schroer-Hippel, Miriam/Glock, Birgit (2016): Forschung — Praxis — Dialog. Die
Berliner Arbeitsstelle Jugendgewaltpravention. In: Deutsches Forum Kriminalpravention, H.
4, S. 24-28.



Ubersicht der Publikationen der Arbeitsstelle Jugendgewaltprévention

8.5 Extern vergebene Evaluationen

Aumdiller, Jutta (2015): Wenn die Nacht am tiefsten ist. Mitternachtssport in Berlin-Spandau.
In: Behn, Sabine/Luter, Albrecht (Hg.): Gewaltpravention und Sport. Drei Projektevaluatio-
nen. Berlin, S. 79-146.

Bartsch, Samera (2016): ,,Messer machen Mdrder”. Eine Gewaltpraventionsmalinahme der
Berliner Polizei. In: Luter, Albrecht (Hg.): Die Praxis der Pravention. Evaluationsstudien zu
Berliner Malinahmen und Projekten gegen Jugendgewalt — Zweite Folge. Berlin (Berliner
Forum Gewaltpravention, Nr. 61), S. 9-50.

Bartsch, Samera/Stroppel, Simone (2015): Begleitung bewahrungsunterstellter Intensiv- und
Mehrfachtater/innen. Das Projekt Quartal. In: Liter, Albrecht/Schroer-Hippel, Miriam (Hg.):
Gewaltpraventive Arbeit mit gefahrdeten und straffalligen jungen Menschen. Vier Projekteva-
luationen. Berlin, S. 10-57.

Bartsch, Samera/Stroppel, Simone (2015): SToP — Soziale Task Force fiur offensive Padago-
gik: Ein Angebot fur junge Mehrfachtater. In: Luter, Albrecht/Bergert, Michael (Hg.): Ge-
waltpravention in einer pluralen Stadt. Drei Projektevaluationen. Berlin, S. 74-136.

Hayes, Jenny/Schnetter, Karoline (2016): Die Anti-Gewalt-Kurse der Integrationshilfe Berlin.
Ergebnisse der Evaluation. In: Luter, Albrecht (Hg.): Die Praxis der Pravention. Evaluations-
studien zu Berliner MaBnahmen und Projekten gegen Jugendgewalt — Zweite Folge. Berlin
(Berliner Forum Gewaltpravention, Nr. 61), S. 51-73.

Raab, Michaela/Stuppert, Wolfgang (2015): HEROES — Gegen Unterdriickung im Namen der
Ehre. Ein Peer-Ansatz mit Jugendlichen aus "Ehrenkulturen”. In: Luter, Albrecht/Bergert,
Michael (Hg.): Gewaltpravention in einer pluralen Stadt. Drei Projektevaluationen. Berlin, S.
9-73.

Schnetter, Karoline/Hayes, Jenny (2015): Zum Training verdonnert? Die Anti-Gewalt-
Trainings der Integrationshilfe Berlin. In: Liter, Albrecht/Schroer-Hippel, Miriam (Hg.): Ge-
waltpraventive Arbeit mit gefahrdeten und straffalligen jungen Menschen. Vier Projektevalu-
ationen. Berlin, S. 58-97.

Stahl, Silvester (2015): Gewaltpravention im Kinder- und Jugendful3ball. Strategien und
MaRnahmen des Berliner FuRBball-Verbandes. In: Behn, Sabine/Luter, Albrecht (Hg.): Ge-
waltpravention und Sport. Drei Projektevaluationen. Berlin, S. 147-202.

93



Q:-'MII"T

BERL&T&N' e

Landeskommission Berlin gegen Gewalt

c/o Senatsverwaltung fiir Inneres und Sport
Klosterstr. 47

10179 Berlin

Telefon (030) 90223-2913/-2040
Fax (030) 90223-2921

berlin-gegen-gewalt@seninnsport.berlin.de
www.berlin.de/gegen-gewalt



	Bericht 2016 - Heft
	1 Kurzzusammenfassung
	2 Einleitung
	3 Jugendgewalt in Berlin. Anmerkungen zur aktuellen Lage
	3.1 Positive Gesamtentwicklung
	3.2 Ungleiche räumliche Verteilung von Jugendgewalt
	3.3 Schulen als Tatort und die Belastung von Kindern
	3.4 Niedrigschwellige Gewalt und Mobbing
	3.5 Quartier, Schule, Familie – Einflussfaktoren für Jugendgewalt

	4 Zehn-Punkte-Programm zur Jugendgewaltprävention in Berlin
	4.1 Jugendgewalt und sozialer Benachteiligung auf sozialräumlicher und Individualebene entgegenwirken
	4.2 Schulen als Ankerpunkte für die Primärprävention stärken
	4.3 Integrierte Konzepte für Ausgehviertel entwickeln und umsetzen
	4.4 Geflüchtete als Zielgruppe der Jugendgewaltprävention in den Blick nehmen
	4.5 Modellprojekte und Netzwerke strategisch angelegter Prävention fördern
	4.6 Problematische Online-Interaktion konsequent in den Blick nehmen
	4.7 Die Perspektive des Opferschutzes in der Jugendgewaltprävention verankern
	4.8 Demokratieverständnis fördern und Extremismus entgegenwirken
	4.9 Integration und Antidiskriminierung als Querschnittsaufgaben verankern
	4.10 Vernetzungen zielgerichtet gestalten und bündeln

	5 Empfehlungen zur ressortspezifischen Umsetzung
	5.1 Vorbemerkung
	5.2 Bildung
	5.2.1 Jugendgewalt und sozialer Benachteiligung auf sozialräumlicher und Individualebene entgegenwirken
	5.2.2 Schulen als Ankerpunkte für die Primärprävention stärken
	5.2.3 Geflüchtete als Zielgruppe der Jugendgewaltprävention in den Blick nehmen
	5.2.4 Problematische Online-Interaktion konsequent in den Blick nehmen
	5.2.5 Die Perspektive des Opferschutzes in der Jugendgewaltprävention verankern
	5.2.6 Demokratieverständnis fördern und Extremismus entgegenwirken

	5.3 Jugend
	5.3.1 Jugendgewalt und sozialer Benachteiligung auf sozialräumlicher und Individualebene entgegenwirken
	5.3.2 Schulen als Ankerpunkte für die Primärprävention stärken
	5.3.3 Integrierte Konzepte für Ausgehviertel entwickeln und umsetzen
	5.3.4 Geflüchtete als neue Zielgruppe der Jugendgewaltprävention in den Blick nehmen
	5.3.5 Problematische Online-Interaktion konsequent in den Blick nehmen
	5.3.6 Die Perspektive des Opferschutzes in der Jugendgewaltprävention verankern
	5.3.7 Demokratieverständnis fördern und Extremismus entgegenwirken
	5.3.8 Vernetzungen zielgerichtet gestalten und bündeln

	5.4 Inneres (Polizei)
	5.4.1 Jugendgewalt und sozialer Benachteiligung auf sozialräumlicher und Individualebene entgegenwirken
	5.4.2 Schulen als Ankerpunkte für die Primärprävention stärken
	5.4.3 Integrierte Konzepte für Ausgehviertel entwickeln und umsetzen
	5.4.4 Geflüchtete als Zielgruppe der Jugendgewaltprävention in den Blick nehmen
	5.4.5 Die Perspektive des Opferschutzes in der Jugendgewaltprävention verankern
	5.4.6 Demokratieverständnis fördern und Extremismus entgegenwirken
	5.4.7 Vernetzungen zielgerichtet gestalten und bündeln

	5.5 Sport
	5.5.1 Jugendgewalt und sozialer Benachteiligung auf sozialräumlicher und Individualebene entgegenwirken
	5.5.2 Schulen als Ankerpunkte für die Primärprävention stärken
	5.5.3 Geflüchtete als Zielgruppe der Jugendgewaltprävention in den Blick nehmen
	5.5.4 Demokratieverständnis fördern und Extremismus entgegenwirken
	5.5.5 Vernetzungen zielgerichtet gestalten und bündeln

	5.6 Frauen und Gleichstellung
	5.6.1 Geschlechterreflektierte Gewaltprävention fördern
	5.6.2 Häuslicher Gewalt als Risikofaktor vorbeugen

	5.7 Justiz
	5.7.1 Jugendgewalt und sozialer Benachteiligung auf sozialräumlicher und Individualebene entgegenwirken
	5.7.2 Modellprojekte und Netzwerke strategisch angelegter Prävention fördern
	5.7.3 Die Perspektive des Opferschutzes in der Jugendgewaltprävention verankern
	5.7.4  Vernetzungen zielgerichtet gestalten und bündeln

	5.8 Antidiskriminierung
	5.8.1 Schulen als Ankerpunkte für die Primärprävention stärken
	5.8.2 Geflüchtete als Zielgruppe der Jugendgewaltprävention in den Blick nehmen
	5.8.3 Problematische Online-Interaktion konsequent in den Blick nehmen
	5.8.4  Die Perspektive des Opferschutzes in der Jugendgewaltprävention verankern

	5.9 Integration
	5.9.1 Geflüchtete als Zielgruppe der Jugendgewaltprävention in den Blick nehmen
	5.9.2 Niedrigschwellige Angebote zur Prävention häuslicher Gewalt und von Gewalt in der Erziehung
	5.9.3 Demokratieverständnis fördern und Extremismus entgegenwirken
	5.9.4 Integration und Antidiskriminierung als Querschnittsaufgaben verankern
	5.9.5 Lebensweltnahe und kultursensible Angebote für delinquente Jugendliche

	5.10 Arbeit und berufliche Bildung
	5.10.1 Benachteiligte, gewaltgefährdete Heranwachsende im Sozialraum erreichen

	5.11 Soziales
	5.11.1 Jugendgewalt und sozialer Benachteiligung auf sozialräumlicher und Individualebene entgegenwirken
	5.11.2 Geflüchtete als Zielgruppe der Jugendgewaltprävention in den Blick nehmen
	5.11.3 Modellprojekte und Netzwerke strategisch angelegter Prävention fördern
	5.11.4 Gesellschaftlichen Zusammenhalt und Beteiligung fördern
	5.11.5 Vernetzungen zielgerichtet gestalten und bündeln

	5.12 Stadtentwicklung
	5.12.1 Jugendgewalt und sozialer Benachteiligung auf sozialräumlicher und Individualebene entgegenwirken
	5.12.2 Schulen als Ankerpunkte für die Primärprävention stärken
	5.12.3 Modellprojekte und Netzwerke strategisch angelegter Prävention fördern
	5.12.4 Vernetzungen zielgerichtet gestalten und bündeln

	5.13 Landeskommission Berlin gegen Gewalt und ressortübergreifende Koordination

	6 Abkürzungsverzeichnis
	7 Literaturverzeichnis
	8 Übersicht der Publikationen der Arbeitsstelle Jugendgewaltprävention
	8.1 Berliner Monitoring Jugendgewaltdelinquenz
	8.2 Evaluationsberichterstattung
	8.3 Projektevaluationen
	8.4 Befunde, Konzepte, Methoden
	8.5 Extern vergebene Evaluationen


	Bericht 2016 - letzte Seite

